Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 


Drucksache 12/7303 

18 . 04 . 94 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksache 12/3803 

Entwurf eines Einführungsgesetzes zur Insolvenzordnung (EGInsO) 


A. Problem 

Der Gesetzentwurf der Insolvenzordnung (Drucksache 12/2443) 
bedarf ergänzender Regelungen, die das bisherige Insolvenzrecht 
aufheben und alle übrigen Bundesgesetze mit Berührung zum In- 
solvenzrecht inhaltlich imd redaktionell an die Insolvenzordmmg 
anpassen. Weiter sind Übergangs- und Schlußvorschriften für das 
Inkrafttreten der Reform erforderlich. 


B. Lösung 

Die erforderlichen Anpassungen werden im Entwurf des Einfüh- 
rungsgesetzes in dreiTeilen vorgenommen. Im Ersten Teil wird das 
Anfechtungsgesetz unter Berücksichtigung der Neuregelung der 
Insolvenzanfechtimg neu gefaßt. 

Im Zweiten Teil werden die geltenden insolvenzrechthchen Nor- 
men aufgehoben xmd die Bundesgesetze mit Berührung zum Insol- 
venzrecht an die Reform angepaßt. Die wichtigsten Änderungen 
betreffen das Gerichtsverfassungsgesetz, das Rechtspflegergesetz, 
die Bundesrechtsanwaltsordnung, das Gesetz über die Zwangsver- 
steigerung und die Zwangsverwaltxmg, die einschlägigen Kosten- 
gesetze, das Genossenschaftsgesetz, das Gesetz zur Verbessenmg 
der betrieblichen Altersversorgimg und das Arbeitsförderungsge- 
setz. Der Zweite Teü enthält ferner wichtige flankierende Maßnah- 
men zur Insolvenzrechtsreform, insbesondere die Beseitigimg der 
zwingenden Haftung des Vermögensübemehmers nach § 419 
BGB, die Beseitigung des sogenannten Konzemvorbehalts und die 
Einführung einer vereinfachten Kapitalherabsetzung zur Erleich- 
terung der Umstrukturierung von Gesellschaften nut beschränkter 
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Haftung im Rahmen von Sanierungsmaßnahmen. Dcuüber hinaus 
wxirden in den Zweiten Teil Regelimgen auf genommen, die ohne 
unmittelbaren Zusammenhang mit der Reform die Registerge- 
richte entlasten und mögliche Unklarheiten beseitigen sollen. 
Abweichend vom Regienmgsentwurf beinhaltet die vom Ausschuß 
zur Annahme empfohlene Fassung des Gesetzentwurfs keine 
Anpassung oder Neugestaltxmg von bimdesrechtUchen Vorschrif- 
ten, die das Verwaltimgs verfahren der Länder regeln. Auch wurde 
von der Anpassxmg der Gesetze über Steuern, deren Aufkommen 
ganz oder teilweise den Ländern zufließt, abgesehen. 

In den Dritten Teil des Entwurfs des Einführungsgesetzes wtirde 
eine knappe Regelxmg des Internationalen Insolvenzrechts einge- 
fügt, die den letzten Teü des Regienmgsentwurfs der Insol- 
venzordmmg ersetzt. Die Übergangs- xmd Schlußvorschriften win- 
den um eine Vorschrift ergänzt, die die Restschuldbefreiung für 
Altfälle durch eine Abkürzung der siebenjährigen Wohlverhal- 
tensperiode auf fünf Jahre erleichtert. Das Inkrafttreten der Insol- 
venzordnung wird auf den 1. Januar 1997 festgesetzt, wichtige 
Teile des Einführungsgesetzes, die flankierende Maßnahmen und 
Regelungen ohne unmittelbaren Zusammenhang nüt der Reform 
enthalten, werden vorab in Kraft gesetzt. 

Einstimmige Annahme des Gesetzentwurfs in erheblich veränder- 
ter Fassung. 


C. Alternativen 


Keine 


D. Kosten 

Zu den Kosten der Insolvenzrechtsreform wird auf die Beschluß- 
empfehlung und den Bericht des Rechtsausschusses zum Gesetz- 
entwurf einer Insolvenzordnung (Drucksache 12/7302) verwie- 
sen. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwiuf — Drucksache 12/3803 — in der aus der anlie- 
genden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 13. April 1994 


Der Rechtsausschuß 

Horst Eylmann Hermann Bachmaier Joachim Gres Detief Kieinert (Hannover) 

Dr. Eckhart Pick Dr. Wolfgang Frhr. von Stetten 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Einführungsgesetzes zur Insolvenzordnung 
— Drucksache 1 2/3803 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra- 
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Einführungsgesetz zur Insolvenzordnung 
ERSTER TEIL 

Neufassung des Anfechtungsgesetzes 
Artikel 1 

Gesetz über die Anfechtung von Rechtshandlungen 
eines Schuldners außerhalb des Insolvenzverfahrens 
(Anfechtungsgesetz — AnfG) 

§ 1 

Grundsatz 

(1) Rechtshandlungen eines Schuldners, die seine 
Gläubiger benachteiligen, können außerhalb des 
Insolvenzverfcihrens nach Maßgabe der folgenden 
Bestimmungen angefochten werden. 

(2) Eine Unterlassimg steht einer Rechtshandlung 
gleich. 

§2 

Anfechtungsberech tigte 

Zur Anfechtung ist jeder Gläubiger berechtigt, der 
einen vollstreckbaren Schuldtitel erlangt hat und 
dessen Forderung fällig ist, wenn die Zwangsvoll- 
streckung in das Vermögen des Schuldners nicht zu 
einer vollständigen Befriedigung des Gläubigers 
geführt hat oder wenn anzimehmen ist, daß sie nicht 
dazu führen würde. 

§3 

Vorsätzliche Benachteiligung 

(1) Anfechtbar ist eine Rechtshandlung, die der 
Schiildner in den letzten zehn Jahren vor der Anfech- 
timg mit dem Vorsatz, seine Gläubiger zu benachtei- 
ligen, vorgenommen hat, wenn der andere Teü zur 
Zeit der Handlimg den Vorsatz des Schuldners 
kannte. Diese Kenntnis wird vermutet, wenn der 
andere Teü wußte, daß die Zahlimgsunfähigkeit des 
Schuldners drohte imd daß die Handlimg die Gläubi- 
ger benachteiligte. 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Einfübrungsgesetz zur Insolvenzordnung 
ERSTER TEIL 

Neufassung des Anfechtungsgesetzes 
Artikel 1 

Gesetz über die Anfechtung von Rechtshandlungen 
eines Schuldners außerhalb des Insolvenzverfahrens 
(Anfechtungsgesetz — AnfG) 

§ 1 

unverändert 


§2 

unverändert 


§3 

Vorsätzliche Benachteiligung 
(1) unverändert 


4 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/7303 


Entwurf Beschlüsse des 6. Ausschusses 


(2) Anfechtb€u ist ein vom Schuldner mit einer 
nahestehenden Person (f § 153 bis 155 der Insolvenz- 
ordnung) geschlossener entgeltlicher Vertrag, durch 
den seine Gläubiger unmittelbar benachteiligt wer- 
den. Die Anfechtung ist ausgeschlossen, wenn der 
Vertrag früher als zwei Jahre vor der Anfechhmg 
geschlossen worden ist oder wenn dem anderen Teil 
zur Zeit des Vertragsschlusses ein Vorsatz des Schuld- 
ners, die Gläubiger zu benachteiligen, nicht bekaimt 
war. 


(2) Anfechtbar ist ein vom Schuldner mit einer 
nahestehenden Person (§153 der Insolvenzordnung) 
geschlossener entgeltlicher Vertrag, durch den seine 
Gläubiger unmittelbar benachteiligt werden. Die 
Anfechtung ist ausgeschlossen, wenn der Vertrag 
früher als zwei Jahre vor der Anfechtung geschlossen 
worden ist oder wenn dem anderen Teil zur Zeit des 
Vertragsschlusses ein Vorsatz des Schuldners, die 
Gläubiger zu benachteiligen, nicht bekannt war. 


§4 

Unentgeltliche Leistung 

(1) Anfechtb€u ist eine unentgeltliche Leistung des 
Schiildners, es sei denn, sie ist früher als vier Jahre vor 
der Anfechtung vorgenommen worden. 

(2) Richtet sich die Leishmg auf ein gebräuchliches 
Gelegenheitsgeschenk geringen Werts, so ist sie nicht 
anfechtbar. 


§5 

Rechtshandlungen des Erben 

Hat der Erbe aus dem Nachlaß Pflichtteilsansprü- 
che, Vermächtnisse oder Auflagen erfüllt, so kann ein 
Nachlaßgläubiger, der im Insolvenzverfahren über 
den Nachlaß dem Empfänger der Leistung im Rang 
Vorgehen oder gleichstehen würde, die Leistung in 
gleicher Weise anfechten wie eine unentgeltliche 
Leishmg des Erben. 


§6 

Kapitalersetzende Darlehen 

Anfechtbar ist eine Rechtshandlung, die für die 
Fordenmg eines Gesellschafters auf Rückgewähr 
eines kapitalersetzenden Darlehens oder für eine 
gleichgestellte Fordenmg 

1 . Sichenmg gewährt hat, wenn die Handlung in den 
letzten zehn Jahren vor der Anfechhmg vorgenom- 
men worden ist; 

2. Befriedigimg gewährt hat, wenn die Handlimg im 
letzten Jahr vor der Anfechtung vorgenommen 
worden ist. 


§7 

Berechnung der Fristen 

(1) Die in den §§ 3, 4 imd 6 bestimmten Fristen sind 
von dem Zeitpunkt zurückzurechnen, in dem die 
Anfechtbarkeit gerichtlich geltend gemacht wird. 

(2) Hat der Gläubiger, bevor er einen vollstreckba- 
ren Schuldtitel erlangt hatte oder seine Fordenmg 
fällig war, dem Anfechtungsgegner seine Absicht, die 
Rechtshandlimg anzufechten, schriftlich mitgeteilt, so 
Avird die Frist vom Zeitpunkt des Zugangs der Mittei- 
limg zurückgerechnet, wenn schon zu dieser Zeit der 
Schuldner unfähig war, den Gläubiger zu befriedigen, 
imd wenn bis zum Ablauf von zwei Jahren seit diesem 


§4 

unverändert 


§5 

unverändert 


§6 

unverändert 


§7 

unverändert 
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Entwurf 

Zeitpunkt die Anfechtbarkeit gerichtlich geltend 
gemacht wird. 

(3) In die Fristen wird die Zeit nicht eingerechnet, 
während der Maßnahmen nach § 46 a Abs. 1 Satz 1 des 
Gesetzes über das Kreditwesen angeordnet waren. 

§8 

Zeitpunkt der Vornahme einer Rechtshandlung 

(1) Eine Rechtshandlung gilt als in dem Zeitpunkt 
vorgenommen, in dem ihre rechtlichen Wirkungen 
eintreten. 

(2) Ist für das Wirksamwerden eines Rechtsge- 
sch^ts eine Eintragung im Grundbuch, im Schiffsre- 
gister, im Schiffsbauregister oder im Register für 
Pfandrechte an Luftfahrzeugen erforderhch, so gilt 
das Rechtsgeschäft als vorgenommen, sobald die 
übrigen Voraussetzimgen für das Wirksamwerden 
erfüllt sind, die Willenserklärung des Schuldners für 
ihn bindend geworden ist und der andere Teil den 
Antrag auf Eintragung der Rechtsänderung gestellt 
hat. Ist der Antrag auf Eintragung einer Vormerkung 
zur Sicherung des Anspruchs auf die Rechtsänderung 
gestellt worden, so gilt Satz 1 mit der Maßgabe, daß 
dieser Antrag an die Stelle des Antrags auf Eintragung 
der Rechtsänderung tritt. 

(3) Bei einer bedingten oder befristeten Rechts- 
handlimg bleibt der Eintritt der Bedingxmg oder des 
Termins außer Betracht. 

§9 

Anfechtung durch Einrede 

Die Anfechtbarkeit kaim im Wege der Einrede 
geltend gemacht werden, bevor ein vollstreckbarer 
Schuldtitel für die Forderung erlangt ist; der Gläubi- 
ger hat diesen jedoch vor der Entscheidimg binnen 
einer vom Gericht zu bestimmenden Frist beizubrin- 
gen. 

§ 10 

Vollstreckbarer Titel Zwangsvollstreckung 

Die Anfechtimg wird nicht dadurch ausgeschlossen, 
daß für die Rechtshandlung ein vollstreckbarer 
Schuldtitel erlangt oder daß die Handlung durch 
Zwangsvollstreckung erwirkt worden ist. Zwangsvoll- 
streckung im Sinne des Satzes 1 ist auch die Vollzie- 
hung eines Arrests oder einer einstweiligen Verfü- 
gung. 

§11 

Rechtsfolgen 

(1) Was dxirch die anfechtbare Rechtshandlung aus 
dem Vermögen des Schuldners veräußert, weggege- 
ben oder aufgegeben ist, muß dem Gläubiger zur 
Verfügung gestellt werden, soweit es zu dessen 
Befriedigung erforderhch ist. Die Vorschriften über 
die Rechtsfolgen einer ungerechtfertigten Bereiche- 
rung, bei der dem Empfänger der Mangel des recht- 
hchen Gnmdes bekannt ist, gelten entsprechend. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


§8 

unverändert 


§9 

unverändert 


§ 10 

Vollstreckbarer Titel 

Die Anfechtung wird nicht dadurch ausgeschlossen, 
d€Lß für die Rechtshandlung ein vollstreckbarer 
Schuldtitel erlangt oder daß die Handlung durch 
ZwangsvoUstreckimg erwirkt worden ist. 


§ 11 

unverändert 
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(2) Der Empfänger einer unentgeltlichen Leistimg 
hat diese nur zur Verfügimg zu stellen, soweit er durch 
sie bereichert ist. Dies gilt nicht, sobald er weiß oder 
den Umständen nach wissen muß, daß die imentgelt- 
liche Leistung die Gläubiger benachteiligt. 

§ 12 

Ansprüche des Anfechtungsgegners 

Wegen der Erstattung einer Gegenleistung oder 
wegen eines Anspruchs, der infolge der Anfechtung 
wiederauflebt, kann sich der Anfechtungsgegner nur 
an den Schuldner halten. 

§ 13 

Bestimmter Klageantrag 

Wird der Anfechtungsanspruch im Wege der Klage 
geltend gemacht, so hat der Klageantrag bestimmt zu 
bezeichnen, in welchem Umfang und in welcher 
Weise der Anfechtungsgegner das Erlangte zur Ver- 
fügung stellen soll. 

§ 14 

Vorläufig vollstreckbarer SchuldtiteL 
Vorbehaltsurteil 

Liegt ein nur vorläufig vollstreckbarer Schuldtitel 
des Gläubigers oder ein imter Vorbehalt ergangenes 
Urteil vor, so ist in dem Urteil, das den Anfechtimgs- 
anspruch für begründet erklärt, die Vollstreckung 
davon abhängig zu machen, daß die gegen den 
Schuldner ergangene Entscheidung rechtskräftig 
oder vorbehaltlos wird. 

§ 15 

Anfechtung gegen Rechtsnachfolger 

(1) Die Anfechtbarkeit kann gegen den Erben oder 
einen anderen Gesamtrechtsnachfolger des Anfech- 
tungsgegners geltend gemacht werden. 

(2) Gegen einen sonstigen Rechtsnachfolger kaim 
die Anfechtbarkeit geltend gemacht werden: 

1. wenn dem Rechtsnachfolger zur Zeit seines 
Erwerbs die Umstände bekannt waren, welche die 
Anfechtbarkeit des Erwerbs seines Rechtsvorgän- 
gers begründen; 

2. wenn der Rechtsnachfolger zur Zeit seines Erwerbs 
zu den Personen gehörte, die dem Schuldner nahe- 
stehen ({§153 bis 155 der Insolvenzordnung), es sei 
denn, daß ihm zu dieser Zeit die Umstände unbe- 
kannt waren, welche die Anfechtbarkeit des 
Erwerbs seines Rechtsvorgängers begründen; 

3. wenn dem Rechtsnachfolger das Erlangte iment- 
geltlich zugewendet worden ist. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


§ 12 

unverändert 


§ 13 

unverändert 


§ 14 

unverändert 


§ 15 

Anfechtung gegen Rechtsnachfolger 
(1) unverändert 


(2) Gegen einen sonstigen Rechtsnachfolger kann 
die Anfechtbarkeit geltend gemacht werden: 

1. unverändert 


2 . wenn der Rechtsnachfolger zur Zeit seines Erwerbs 
zu den Personen gehörte, die dem Schuldner nahe- 
stehen (§153 der Insolvenzordnung), es sei denn, 
daß üim zu dieser Zeit die Umstände unbekannt 
waren, welche die Anfechtbarkeit des Erwerbs 
seines Rechtsvorgängers begründen; 

3. unverändert 
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Entwurf Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(3) Zur Erstreckung der Fristen nach § 7 Abs. 2 (3) unverändert 

genügt die schriftliche Mitteilung an den Rechtsnach- 
folger, gegen den die Anfechtung erfolgen soll, 

§ 16 

Eröffnung des Insolvenzverfahrens 

(1) Wird über das Vermögen des Schuldners das 
Insolvenzverfahren eröffnet, so ist der Insolvenzver- 
walter berechtigt, die von den Insolvenzgläubigem 
erhobenen Anfechtungsansprüche zu verfolgen. Aus 
dem Erstrittenen sind dem Gläubiger die Kosten des 
Rechtsstreits vorweg zu erstatten. 

(2) Hat ein Insolvenzgläubiger bereits vor der Eröff- 
mmg des Insolvenzverfahiens auf Grund semes 
Anfechtungsanspmchs Sicherung oder Befriedigung 
erlangt, so gilt § 145 der Insolvenzordnung entspre- 
chend. 

§ 17 

Unterbrechung des Verfahrens 

(1) Ist das Verfahren über den Anfechtungsan- 
spmch im Zeitpunkt der Eröffnimg des Insolvenzver- 
fahrens noch rechtshängig, so wird es unterbrochen. 

Es kaim vom Insolvenzverwalter aufgenommen wer- 
den. Wird die Aufnahme verzögert, so gilt § 239 Abs. 2 
bis 4 der Zivilprozeßordnung entsprechend. 

(2) Der Insolvenzverwalter kann den Klageantrag 
nach Maßgabe der §§ 162, 163 imd 165 der Insolvenz- 
ordnung erweitern. 

(3) Lehnt der Insolvenzverwalter die Aufnahme des 
Rechtsstreits ab, so kann dieser hinsichtlich der Kosten 
von jeder Partei auf genommen werden. Durch die 
Ablehnung der Aufnahme wird das Recht des Insol- 
venzverwalters, nach den Vorschriften der Insolvenz- 
ordmmg den Anfechtimgsanspmch geltend zu ma- 
chen, nicht ausgeschlossen. 

§ 18 

Beendigung des Insolvenzverfahrens 

(1) Nach der Beendigung des Insolvenzverfahrens 
können Anfechtungsansprüche, die der Insolvenzver- 
walter geltend machen konnte, von den einzelnen 
Gläubigem nach diesem Gesetz verfolgt werden, 
soweit nicht dem Anspmch entgegenstehende Einre- 
den gegen den Insolvenzverwalter erlangt sind. 

(2) War der Anfechtungsanspruch nicht schon zur 
Zeit der Eröffnung des Insolvenzverfahrens gericht- 
lich geltend gemacht, so werden die in den §§3,4 und 
6 bestimmten Fristen von diesem Zeitpunkt an 
berechnet, wenn der Anspmch bis zum Ablauf eines 
Jahres seit der Beendigung des Insolvenzverfahrens 
gerichtlich geltend gemacht wird. 


§ 18 

unverändert 


§ 17 

unverändert 


§ 16 

unverändert 
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§ 19 

Internationales Anfechtungsrecht 

Bei Sachverhalten mit Auslandsberührung ist für 
die Anfechtbarkeit einer Rechtshandlung das Recht 
maßgeblich, dem die Wirkungen der Rechtshandlimg 
unterliegen. 

§ 20 

Übergangsregeln 

(1) Dieses Gesetz ist auf die vor dem 1. Januar ... 
[Einsetzen: Jahr des Inkrafttretens nach Artikel 115 
Abs. 1 ] vorgenommenen Rechtshandlungen nur anzu- 
wenden, soweit diese nicht nach dem bisherigen 
Recht der Anfechtung entzogen oder in geringerem 
Umfang unterworfen sind. 

(2) Das Gesetz, betreffend die Anfechtung von 
Rechtshandlungen eines Schuldners außerhalb des 
Konkursverfahrens in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 311-5, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 9 
des Gesetzes vom 4. Juli 1980 (BGBL I S. 836), wird 
aufgehoben. Es ist jedoch weiter auf die Fälle anzu- 
wenden, bei denen die Anfechtbarkeit vor dem 1 . Ja- 
nuar ... [Einsetzen: Jahr des Inkrafttretens nach Arh- 
kel 115 Abs. 1] gerichtlich geltend gemacht worden 
ist. 

ZWEITER TEIL 

Aufhebung und Änderung von Gesetzen 
Artikel 2 

Aufhebung von Gesetzen 

Es werden aufgehoben: 

1. die Vergleichsordnung in der im Bundesgesetz- 
blatt Teil III, Gliederungsnummer 311-1, veröffent- 
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 7 Abs. 7 des Gesetzes vom 17. De- 
zember 1990 (BGBl. I S. 2847); 

2. das Gesetz betreffend die Einführung der Konkurs- 
ordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Glie- 
derungsnummer 311-2, veröffenthchten bereinig- 
ten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 1 Nr. 10 
des Gesetzes vom 11. März 1974 (BGBl. I S. 671); 

3. das Einfühnmgsgesetz zu dem Gesetz, betreffend 
Änderungen der Konkursordnung in der im Bun- 
desgesetzblatt Teil III, Gliedenmgsnummer 311-3, 
veröffentlichten bereinigten Fassung; 

4. die Konkursordnung in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 311-4, veröffentlich- 
ten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
Artikel 7 Abs. 8 des Gesetzes vom 17. Dezem- 
ber 1990 (BGBl. I S. 2847); 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
§ 19 

unverändert 


§ 20 

Übergangsregeln 

(1) Dieses Gesetz ist auf die vor dem 1. Januar 1997 
vorgenommenen Rechtshandlungen nur anzuwen- 
den, soweit diese nicht nach dem bisherigen Recht der 
Anfechtung entzogen oder in geringerem Umfang 
unterworfen sind. 


(2) Das Gesetz, betreffend die Anfechtung von 
Rechtshandlungen eines Schuldners außerhalb des 
Konkursverfahrens in der im Bundesgesetzblatt 
TeüIII, Gliederungsnummer 311-5, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch . . ., wird 
aufgehoben. Es ist jedoch weiter auf die Fälle anzu- 
wenden, bei denen die Anfechtbarkeit vor dem 1. Ja- 
nuar 1997 gerichtlich geltend gemacht worden ist. 


ZWEITER TEIL 

Aufhebung und Änderung von Gesetzen 
Artikel 2 

Aufhebung von Gesetzen 

Es werden aufgehoben: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 
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5. das Gesetz zur Schaffung eines Vorrechts für Umla- 
gen auf die Erzeugimg von Kohle und Stahl vom 
1. März 1989 (BGBl. I S. 326); 

6. die Gesamtvollstreckungsordnung in der Fassimg 
der Bekaimtmachung vom 23. Mai 1991 (BGBl. I 

S. 1185); 

7. das Gesamtvollstreckimgs-Unterbrechungsgesetz 
in der Fassimg der Bekanntmachung vom 23. Mai 
1991 (BGBl. I S. 1191); 

8. das Gesetz über die Auflösung und Löschung von 
Gesellschaften und Genossenschaften in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
4120-3, veröffentlichten bereinigten Fassung, ge- 
ändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 19. De- 
zember 1985 (BGBL I S. 2355). 


Artikel 3 

Änderung des Gesetzes 
über die Kontrolle von Kiiegswaffen 

In § 12 Abs. 6 Nr. 2 des Gesetzes über die Kontrolle 
von Kriegswaffen in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 22. November 1990 (BGBl. I S. 2506), das 
zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 28. Februar 
1992 (BGBl. I S. 376) geändert worden ist, wird das 
Wort „Konkursverwalter" durch das Wort „Insolvenz- 
verwalter" ersetzt. 

Artikel 4 

Änderung des Verwaltungskostengesetzes 

ln § 20 Abs. 3 des Verwaltungskostengesetzes vom 
23. Juni 1970 (BGBl. I S. 821), das durch Artikel 41 des 
Gesetzes vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3341) 
geändert worden ist, wird das Wort „Konkurs" durch 
das Wort „Insolvenzverfahren" ersetzt. 

Artikels 

Änderung des Baugesetzbuchs 

Das Baugesetzbuch in der Fassimg der Bekanntma- 
chung vom 8. Dezember 1986 (BGBl. I S. 2253), zuletzt 
geändert durch Anlage I Kapitel XIV Abschnitt II Nr. 1 
des Einigungsvertrages vom 31. August 1990 in Ver- 
bindung mit Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Septem- 
ber 1990 (BGBl. 1990 II S. 885, 1122), wird wie folgt 
geändert: 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

4a. die Verordnung über die Vergütung des Kon- 
kursverwalters, des Vergleichsverwalters, der 
Mitglieder des Gläubigerausschusses und der 
Mitglieder des Gläubigerbelrats in der Im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
311-6, veröffentlichten bereinigten Fassung, zu- 
letzt geändert durch die Verordnung vom 11. Juni 
1979 (BGBl. I S. 637); 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 


Artikel 3 

unverändert 


Artikel 4 

unverändert 


Artikels 

unverändert 
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Entwurf 

1. § 159 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 6 wird wie folgt gefaßt: 

„ (6) Kündigt die Gemeinde im Falle der Eröff- 
nimg des Insolvenzverfahrens über das Vermö- 
gen des für eigene Rechnung tätigen Sanie- 
rungsträgers den mit diesem geschlossenen 
Vertrag, kann sie vom Insolvenzverwalter ver- 
langen, ihr die im förmlich festgestellten Sanie- 
rungsgebiet gelegenen Gnmdstücke, die der 
Sanienmgsträger nach Übertragung der Aufga- 
ben zur Vorbereitimg oder Durchführung der 
Sanierung erworben hat, gegen Erstattimg der 
vom Sanierungsträger erbrachten Aufwendun- 
gen zu übereignen. Der Insolvenzverwalter ist 
verpflichtet, der Gemeinde ein Verzeichnis die- 
ser Grundstücke zu übergeben. Die Gemeinde 
kann itoen Anspruch nur binnen sechs Monaten 
nach Übergabe des Gnmdstücksverzeichnisses 
geltend machen. Im übrigen haftet die Ge- 
meinde den Gläubigem von Verbindlichkeiten 
aus der Durchführung der Ordnimgsmaßnah- 
men wie ein Bürge, soweit sie aus dem Vermö- 
gen des Sanienmgsträgers im Insolvenzverfah- 
ren keine vollständige Befriedigimg erlangt 
haben." 

b) Absatz 7 wird aufgehoben. 

2. § 161 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„ (3) Im Falle der Eröffnimg des Insolvenzverfah- 
rens über das Vermögen des Sanierungsträgers 
gehört das Treuhandvermögen nicht zur Insolvenz- 
masse. Kündigt die Gemeinde das Treuhandver- 
hältnis, so hat der Insolvenzverwalter das Treu- 
handvermögen auf die Gemeinde zu übertragen 
und bis zur Übertragimg zu verwalten. Von der 
Übertragung an haftet die Gemeinde anstelle des 
Sanierungsträgers für die Verbindlichkeiten, für 
die dieser mit dem Treuhandvermögen gehaftet 
hat. Die mit der Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
verbundenen Rechtsfolgen treten hinsichtlich der 
Verbindlichkeiten nicht ein. § 4 18 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs ist nicht anzuwenden." 


Artikel 6 

Änderung des Gesetzes 
über die Sicherung der Baulorderungen 

Das Gesetz über die Sicherung der Bauforderungen 
in der im BimdesgesetzblattTeil ni, Gliederungsnum- 
mer 213-2, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 2. März 1974 
(BGBl, I S. 469), wird wie folgt geändert: 

1 . In § 5 wird das Wort „ Konkursverfahren" durch das 
Wort „Insolvenzverf ähren" imd das Wort „Kon- 
kurseröffnung" durch die Worte „Eröffnimg des 
Insolvenzverfahrens" ersetzt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Artikel 6 

Änderung des Gesetzes 
über die Sicherung der Bauforderungen 

Das Gesetz über die Sichenmg der Bauforderungen 
in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum- 
mer 213-2, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 


1. unverändert 
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2. In § 6 wird das Wort „Konkursverfahren" durch das 
Wort „Insolvenzverfahren" und das Wort „Kon- 
kurseröffnung" durch die Worte „Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens" ersetzt, 

Artikel 7 

Änderung des Vereinsgesetzes 

Das Vereinsgesetz vom 5. August 1964 (BGBl. I 
S. 593), zuletzt geändert durch Artf/cei 1 9 des Gesetzes 
vom 17, Dezember 1990 (BGBL I S, 2809), wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 12 Abs. 5 Satz 2 werden die Worte „seiner in 
§ 31 Nr. 2 der Konkurs ordnimg genaimten Ange- 
hörigen " durch die Worte „ einer Person, die ihm im 
Sinne des § 153 der Insolvenzordnung nahesteht," 
ersetzt. 

2. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „Forderun- 
gen, die im Falle des Konkurses Konkursforde- 
rungen wären" durch die Worte „Gläubigem, 
die im Fedle des Insolvenzverfahrens Insolvenz- 
gläubiger wären" ersetzt. 

b) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „Konkursver- 
fahren" durch das Wort „Insolvenzverfahren" 
ersetzt. 

c) In Absatz 3 Satz 3 werden die Worte „gelten als 
Massekosten, die Verwaltimgsschulden als 
Masseschulden" durch die Worte „sowie die 
Verwaltungsschulden gelten als Masseverbind- 
lichkeiten" ersetzt. 

d) In Absatz 3 Satz 4 wird das Wort „Konkursver- 
walter" durch das Wort „Insolvenzverwalter" 
imd das Wort „Konkursgericht" durch das Wort 
„Insolvenzgericht" ersetzt. 

e) Absatz 3 Satz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„Die §§ 66, 78 bis 84, 1 15 der Insolvenzordnimg 
sind nicht anzuwenden. " 

3. In § 19 Nr. 2 werden die Worte „den Konkurs" 
durch die Worte „das Insolvenzverf ähren" er- 
setzt. 

Artikel 8 

Änderung des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 

In § 88 Abs. 3 Satz 4 des Zweiten Wohnimgsbauge- 
setzes in der Fassimg der Bekanntmachimg vom 
14. August 1990 (BGBl, I S. 1730), das zuletzt durch 
Artikel 35 des Gesetzes vom 25. Febmar 1992 (BGBl. I 
S. 297) geändert worden ist, wird das Wort „konkurs- 
rechtlichen" durch das Wort „insolvenzrechtlichen" 
ersetzt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

2. In § 6 Abs. 1 wird das Wort „Konkursverfahren" 
durch das Wort „Insolvenzverfahren" imd das Wort 
„Konkurseröffnimg" durch die Worte „Eröffnimg 
des Insolvenzverfahrens" ersetzt. 

Artikel? 

Änderung des Vereinsgesetzes 

Das Vereinsgesetz vom 5. August 1964 (BGBl. I 
S. 593), zuletzt geändert dizrch . . ., wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 12 Abs. 5 Satz 2 werden die Worte „seiner in 
§ 31 Nr. 2 der Konkursordnimg genannten Ange- 
hörigen" durch die Worte „einer Person, die ihm im 
Sinne des § 153 Abs. 1 der Insolvenzordnung 
nahesteht," ersetzt, 

2. unverändert 


3. unverändert 


Artikel 8 

unverändert 
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Artikel 9 

Änderung des Gesetzes zur Förderung des 
Bergarbeiterwohnungsbaues im Kohlenbergbau 

In § 18 Abs. 4 des Gesetzes zur Förderung des 
Bergarbeiterwohnungsbaues im Kohlenbergbau in 
der im Bimdesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum- 
mer 2330-4, veröffentlichten bereinigten Fassung, das 
zuletzt durch Artikel 53 des Gesetzes vom 18. Dezem- 
ber 1989 (BGBl. I S. 2261) geändert worden ist, werden 
in Satz 1 \md Satz 5 die Worte „des Konkursverfah- 
rens" jeweils durch die Worte „des Insolvenzverfah- 
rens", in Satz 2 das Wort „Konkursmasse" durch das 
Wort „Insolvenzmasse“ und in Satz 3 das Wort „Kon- 
kursverwalter" durch das Wort „Insolvenzverwalter" 
ersetzt. 


Artikel 10 

Änderung des Reicbsheimstättengesetzes 

In § 11 Abs, 1 Satz 2 des Reichsheimstättengesetzes 
in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum- 
mer 2332-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das 
zuletzt durch Artikel 21 § 5 Abs. 3 des Gesetzes vom 
25. Juli 1988 (BGBL I S. 1093) geändert worden ist, 
wird das Wort „Konkursverwalter" durch das Wort 
„ Insolvenzverwalter " erse tzt 

Artikel 11 

Änderung des Auslandskostengesetzes 

In § 20 Abs. 3 des Auslandskostengesetzes vom 
21. Februar 1978 (BGBL I S. 301) wird das Wort 
„Konkurs" durch das Wort „Insolvenzverfahren" 
ersetzt. 

Artikel 12 

Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes 

Das Gerichtsverfassungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 9. Mai 1975 (BGBl. I S. 1077), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
17. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2847), wird wie folgt 
geändert: 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel 9 

unverändert 


Artikel 9 a 

Änderung des Wohnungsbaugesetzes 
für das Saarland 

In § 5 1 a Abs. 3 Satz 4 des Wohnungsbaugesetzes für 
das Saarland in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 20, November 1990 (Amtsblatt des Saarlandes 
1991 S. 273), das zuletzt durch . . . geändert worden 
ist, wird das Wort „konkursrechtlichen" durch das 
Wort „insolvenzrechtiichen" ersetzt. 

Artikel 10 
entfällt 


Artikel 11 

unverändert 


Artikel 12 

Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes 

Das Gerichtsverfassungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 9. Mai 1975 (BGBL 1 S. 1077), 
zuletzt geändert durch . . wird wie folgt geändert: 
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1. An § 22 Abs. 5 wird folgender Satz angefügt: 

„Ein Richter auf Probe darf im ersten Jahr nach 
seiner Ernennung Geschäfte in Insolvenzsachen 
nicht wahmehmen.“ 


2. § 32 Nr. 3 wird aufgehoben; der Strichpunkt am 
Ende der Nummer 2 wird durch einen Punkt 
ersetzt. 

3. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) Der Punkt am Ende der Nummer 4 wird durch 
einen Strichpunkt ersetzt. 

b) Nach der Nummer 4 wird folgende neue Num- 
mer 5 angefügt: 

„5. Personen, die in Vermögensverfall geraten 
sind.“ 

4. An § 109 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Zum ehrenamtlichen Richter soll nicht emaimt 
werden, wer nach § 33 Nr. 5 zu dem Amt eines 
Schöffen nicht berufen werden soll." 


5. In § 202 werden die Worte „ . das Konkursverfahren 
imd das Vergleichsverfahren zur Abwendung des 
Konkurses" durch die Worte „imd das Insolvenz- 
verfahren" ersetzt. 

Artikel 13 

Änderung des Gesetzes über die Zuständigkeit der 
Gerichte bei Änderungen der Gerichtseinteilung 

In Artikel 1 Eingangssatz des Gesetzes über die 
Zuständigkeit der Gerichte bei Änderungen der 
Gerichtseinteilung in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 300-4. veröffentlichten 
bereinigten Fassimg. das zuletzt durch Artikel 6 des 
Gesetzes vom 5. Oktober 1978 (BGBl. I S. 1645) 
geändert worden ist, werden die Worte „des Kon- 
kurses imd des Vergleichsverfahrens“ durch die 
Worte „des Insolvenzverfahrens" ersetzt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

1. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„(5) Es können Richter kraft Auftrags ver- 
wendet werden. Richter auf Probe können ver- 
wendet werden, soweit sich aus Absatz 6, § 23 b 
Abs. 3 Satz 2 oder § 29 Abs. 1 Satz 2 nichts 
anderes ergibt." 

b) Es wird folgender neuer Absatz 6 angefügt: 

„(6) Ein Richter auf Probe darf im ersten Jahr 
nach seiner Ernennung Geschäfte in Insolvenz- 
sachen nicht wcihmehmen. " 

2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


4a. § 113 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 2 
eingefügt: 

„(2) Ein ehrenamtlicher Richter soll seines 
Amtes enthoben werden, wenn Umstände ein- 
treten oder bekannt werden, bei deren Vor- 
handensein eine Ernennung nach § 109 Abs. 3 
Satz 2 nicht erfolgen soll." 

b) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden neue 
Absätze 3 und 4. 

5. unverändert 


Artikel 13 
unverändert 
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Artikel 14 

Änderung des Rechtspflegergesetzes 

Das Rechtspflegergesetz vom 5. November 1969 

(BGBl. I S. 2065), zuletzt geändert durch Artikel 2 Nr. 6 

des Gesetzes vom 20. Dezember 1991 (BGBL I 

S. 2317), wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe e wird das Wort „Konkursord- 
mmg" durch das Wort „Insolvenzordnimg" 
ersetzt. 

b) Buchstabe f wird gestrichen. 

2. § 11 Abs. 5 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Erinnenmg ist ferner in den Fällen der §§ 694, 
700 der Zivilprozeßordnung imd gegen die Ent- 
scheidimgen über die Gewährung eines Stimm- 
rechts (§§ 88, 281 und 282 der Insolvenzordnimg) 
ausgeschlossen. " 

3. In der Überschrift des Zweiten Abschnitts werden 
die Worte „Konkursverfahren, Vergleichsverfah- 
ren" durch das Wort „Insolvenzverfahren" er- 
setzt. 

4. § 17 wird wie folgt geändert; 

a) Die Nummer 1 Buchstabe e wird wie folgt 
gefaßt: 

„e) auf Löschimgen im Handelsregister nach 
den §§ 141 a, 142 imd 144 des Gesetzes über 
die Angelegenheiten der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit imd nach § 43 Abs. 2 des 
Gesetzes über das Kreditwesen,". 

b) Die Nummer 2 Buchstabe b wird wie folgt 
gefaßt: 

„b) die Emermimg von Liquidatoren auf Antrag 
eines Beteiligten durch das Gericht, wenn 
eine Löschimg nach § 141a des Gesetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit erfolgt ist, soweit sich diese 
nicht auf Genossenschaften bezieht, sowie 
die Verfügungen nach § 47 Abs. 2 des 
Gesetzes über die Beaufsichtigimg der pri- 
vaten Versicherungsuntemehmungen und 
Bausparkassen und nach § 38 Abs. 1 Satz 5 
des Gesetzes über das Kreditwesen;“. 

5. § 18 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 18 

Insolvenzverfahren 

(1) In Verfahren nach der Insolvenzordnimg 
bleiben dem Richter Vorbehalten: 

1. das Verfahren bis zur Entscheidung über den 
Eröffnungsantrag unter Einschluß dieser Ent- 
scheidimg und der Emenmmg des Insolvenz- 
verwalters, 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel 14 

Änderung des Rechtspflegergesetzes 

Das Rechtspflegergesetz vom 5. November 1969 
(BGBl. I S. 2065), zuletzt geändert durch . . ., wird wie 
folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


5. § 18 wird wie folgt gefaßt: 

„§18 

Insolvenzverfahren 

(1) In Verfahren nach der Insolvenzordnung 
bleiben dem Richter Vorbehalten: 

1. das Verfahren bis zur Entscheidimg über den 
Eröffnungsantrag imter Einschluß dieser Ent- 
scheidung und der Emenmmg des Insolvenz- 
verwalters sowie des Verfahrens über einen 
Schuldenbereinigungsplan nach den §§ 357 b 
bis 357 g der Insolvenzordnung, 
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2. bei einem Antrag des Schuldners auf Erteilung 
der Restschuldbefreiimg die Entscheidungen 
nach den §§ 238, 245 und 249 der Insolvenzord- 
nimg, wenn ein Insolvenzgläubiger die Versa- 
gung der Restschuldbefreiimg beantragt, sowie 
die Entscheidung über den Widerruf der Rest- 
schuldbefreiung nach § 252 der Insolvenzord- 
nung, 

3. die Entscheidung über den Antrag des Insol- 
venzverwalters auf Feststellung der Zahlungs- 
unfähigkeit oder des ersten zulässigen und 
begründeten Eröffnungsantrags gemäß den 
§§ 157, 158 der Insolvenzordnung. 

(2) Der Richter kann sich das Insolvenzverfahren 
ganz oder teilweise Vorbehalten, wenn er dies für 
geboten erachtet. Hält er den Vorbehalt nicht mehr 
für erforderlich, kann er das Verfahren dem Rechts- 
pfleger übertragen. Auch nach der Übertragung 
kann er das Verfahren wieder an sich ziehen, wenn 
und solange er dies für erforderlich hält. 

(3) Die Entscheidung des Rechtspflegers über die 
Gewährung des Stimmrechts nach den §§ 88, 281 
und 282 der Insolvenzordnung hat nicht die in § 303 
der Insolvenzordnung bezeichneten Rechtsfolgen. 
Hat sich die Entscheidung des Rechtspflegers auf 
das Ergebnis einer Abstimmung ausgewirkt, so 
kann der Richter auf Antrag eines Gläubigers oder 
des Insolvenzverwalters das Stimmrecht neu fest- 
setzen und die Wiederholung der Abstimmung 
anordnen: der Antrag karm nur bis zum Schluß des 
Termins gestellt werden, in dem die Abstimmung 
stattgefunden hat. 

(4) Ein Beamter auf Probe darf im ersten Jahr 
nach seiner Ernennung Geschäfte des Rechtspfle- 
gers in Insolvenzsachen nicht wahmehmen." 

6. § 19 wird aufgehoben. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

2. bei einem Antrag des Schuldners auf Erteilung 
der Restschuldbefreiung die Entscheidungen 
nach den §§ 346d, 346k, 3461 und 346o der 
Insolvenzordnung, wenn ein Insolvenzgläubi- 
ger die Versagung der Restschuldbefreiung 
beantragt, sowie die Entscheidung über den 
Widerruf der Restschuldbefreiung nach § 346 r 
der Insolvenzordnung. 

3. entfällt 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


6. unverändert 


Artikel 15 Artikel 15 

Änderung der Bundesnotarordnung unverändert 

Die Bundesnotarordnung in der im Bundesgesetz- 
blatt Teil III, Gliederungsnummer 303-1, veröffent- 
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 29. Januar 1991 (BGBl. I 
S. 150), wird wie folgt geändert: 

1. In § 8 Abs. 3 wird das Wort „Konkursverwalter" 
durch das Wort „Insolvenzverwalter" ersetzt. 

2. § 50 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 5 wird wie folgt gefaßt: 

„ 5. wenn er in Vermögensverfall geraten ist; ein 
Vermögensverfall wird vermutet, wenn ein 
Insolvenz verfahren über das Vermögen des 
Notars eröffnet oder der Notar in das vom 
Insolvenzgericht oder vom Vollstreckungs- 
gericht zu führende Verzeichnis (§ 30 Abs. 2 
der Insolvenzordnung, § 915 der Zivilpro- 
zeßordnung) eingetragen ist;". 
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b) In Absatz 3 Satz 3 wird die Angabe „Nr. 6 und 
Nr. 7" durch die Angabe „Nr. 5 bis 7" ersetzt. 


Artikel 16 

Änderung der Bundesrechtsanwaltsordnung 

Die Bundesrechtsanwaltsordnung in der im Bun- 
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 303-8, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän- 
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 27, Februar 
1992 (BGBL I S. 369), wird wie folgt geändert: 

1 . § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummer 9 wird wie folgt gefaßt: 

„ 9. wenn der Bewerber sich im Vermögensver- 
fall befindet; ein Vermögensverfall wird 
vermutet, wenn ein Insolvenzverfahren 
über das Vermögen des Bewerbers eröffnet 
oder der Bewerber in das vom Insolvenzge- 
richt oder vom VoUstreckimgsgericht zu 
führende Verzeichnis (§ 30 Abs. 2 der Insol- 
venzordnimg, § 915 der Zivilprozeßord- 
mmg) eingetragen ist;". 

b) Die Nummer 10 wird aufgehoben; die bisherige 
Nummer 11 wird die neue Nummer 10. 

2. § 14 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummer 7 wird aufgehoben; die bisherigen 
Nummern 8 imd 9 werden die neuen Num- 
mern 7 und 8. 

b) Die neue Nummer 7 wird wie folgt gefaßt: 

„7. wenn der Rechtsanwalt in Vermögensver- 
fall geraten ist, es sei denn, daß dadurch die 
Interessen der Rechtsuchenden nicht ge- 
fährdet sind; ein Vermögensverfall wird 
vermutet, wenn ein Insolvenzverfahren 
über das Vermögen des Rechtsanwalts 
eröffnet oder der Rechtsanwalt in das vom 
Insolvenzgericht oder vom VoUstreckimgs- 
gericht zu führende Verzeichnis (§ 30 Abs. 2 
der Insolvenzordnung/ § 915 der Zivüpro- 
zeßordnung) eingetragen ist;". 

3. In § 66 wird Nummer 1 aufgehoben; die bisherigen 

Nummern 2 bis 4 werden die neuen Nummern 1 

bis 3. 

4. § 69 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 wird die Angabe „§ 66 Nr. 1 
imd 4" durch die Angabe „§ 66 Nr. 3" ersetzt. 

b) In Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe „ § 66 Nr. 3" 
durch die Angabe „§ 66 Nr. 2" ersetzt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Artikel 16 

Änderung der Bundesrechtsanwaltsordnung 

Die Bundesrechtsanwaltsordmmg in der im Bim- 
desgesetzblatt Teü III, Gliedenmgsnummer 303-8, 
veröffentlichten bereinigten Fassimg, zuletzt geän- 
dert durch . . ., wird wie folgt geändert: 


1. unverändert 


2. a) unverändert 


b) Die neue Nummer 7 wird wie folgt gefaßt: 

„7. wenn der Rechtsanwalt in Vermögensver- 
fall geraten ist, es sei denn, daß dadurch die 
Interessen der Rechtsuchenden nicht ge- 
fährdet sind; ein Vermögensverfall wird 
vermutet, wenn ein Insolvenzverfahren 
über das Vermögen des Rechtsanwedts 
eröffnet oder der Rechtsanwalt in das vom 
Insolvenzgericht oder vom VoUstreckimgs- 
gericht zu führende Verzeichnis (§ 30 Abs. 2 
der Insolvenzordmmg, § 915 der Zivilpro- 
zeßordmmg) eingetragen ist;". 

3. unverändert 


4. unverändert 
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Artikel 17 

Änderung des Rechtsberatungsgesetzes 

In Artikel 1 § 3 Nr. 6 des Rechtsberatungsgesetzes in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, GUedenmgsnum- 
mer 303-12, veröffentlichten bereinigten Fassung, das 
zuletzt durch Gesetz vom 13. Dezember 1989 (BGBl. I 

S. 2135) geändert worden ist, wird das Wort „Konkurs- 
verwalter" durch das Wort „Insolvenzverwalter" 
ersetzt. 


Artikel 18 

Änderung der Zivilprozeßordnung 

Die Zivilprozeßordmmg in der im Bundesgesetz- 
blatt Teil III, Ghederungsnummer 310-4, veröffent- 
lichten bereinigten Fassimg, zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 1. April 1992 (BGBL I S, 745), wird wie 
folgt geändert; 

1. Nach §31 wird folgender § 31a eingefügt; 

.§31 a 

Für Klagen gegen den Insolvenzverwalter, die 
sich auf die Insolvenzmasse beziehen, ist das 
Gericht zuständig, in dessen Bezirk das Insolvenz- 
gericht seinen Sitz hat,“ 

2. § 240 wird wie folgt gefaßt: 

„§240 

Im Falle der Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
über das Vermögen einer Partei wird das Verfah- 
ren, wenn es die Insolvenzmasse betrifft, unterbro- 
chen, bis es nach den für das Insolvenzverfahren 
geltenden Vorschriften aufgenommen oder das 
Insolvenzverfahren beendet wird. Entsprechendes 
güt, wenn die Verwaltimgs- und Verfügungsbe- 
fugnis über das Vermögen des Schuldners auf 
einen vorläufigen Insolvenzverwalter übergeht. " 

3. In § 243 werden die Worte „ der Konkurs " durch die 
Worte „das Insolvenzverfahren" ersetzt. 

4. In § 782 Satz 2 werden die Worte „ des Nachlaßkon- 
kurses" durch die Worte „des Nachlaßinsolvenz- 
verfahrens" und die Worte „des Konkursverfah- 
rens" durch die Worte „des Insolvenzverfahrens" 
ersetzt. 

5. In § 784 Abs. 1 werden die Worte „der Nachlaßkon- 
kurs" durch die Worte „das Nachlaßinsolvenzver- 
fahren" ersetzt. 

6. In § 786 wird die Angabe „419," gestrichen. 

7. In § 804 Abs. 2 werden die Worte „eines Kon- 
kurses" durch die Worte „eines Insolvenzverfah- 
rens" ersetzt. 

8. § 807 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt; 

„Aus dem Vermögensverzeichnis müssen auch 
ersichtlich sein 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel 17 

unverändert 


Artikel 18 

Änderung der Zivilprozeßordnung 

Die Zivilprozeßordnung in der im Bundesgesetz- 
blatt Teil III, Gliederungsnummer 310-4, veröffent- 
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 19 wird folgender § 19 a eingefügt: 

„§ 19 a 

Der allgemeine Gerichtsstand eines Insolvenz- 
verwalters für Klagen, die sich auf die Insolvenz- 
masse beziehen, wird durch den Sitz des Insol- 
venzgerichts bestimmt." 

2. unverändert 


3. unverändert 

4. unverändert 


5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. § 807 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Aus dem Vermögensverzeichnis müssen auch 
ersichtlich sein 
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Beschlüsse des 6. Ausschusses 

1 . die in den letzten zwei Jahren vor dem ersten zur 
Abgabe der eidesstattlichen Versicherung an- 
beraumten Termin vorgenommenen entgeltli- 
chen Veräußerungen des Schuldners an eine 
nahestehende Person (§ 153 der Insolvenzord- 
nimg); 

2. unverändert 


1 . die in den letzten zwei Jahren vor dem ersten zur 
Abgabe der eidesstattlichen Versicherung an- 
beraumten Termin vorgenommenen entgeltli- 
chen Veräußerungen des Schuldners an eine 
nahestehende Person (J§ 153 bis 155 der Insol- 
venzordnung); 

2. die in den letzten vier Jahren vor dem ersten zur 
Abgabe der eidesstattlichen Versicherung an- 
beraumten Termin von dem Schuldner vorge- 
nommenen unentgeltlichen Leistimgen, sofern 
sie sich nicht auf gebräuchliche Gelegenheits- 
geschenke geringen Werts richteten. " 

9. In § 993 werden die Worte „des Nachlaßkonkur- 
ses" jeweils durch die Worte „des Nachlaßinsol- 
venzverfahrens" ersetzt, 

Artikel 19 

Änderung des Gesetzes, 
betreffend die Unzulässigkeit der Pfändung 
von Eisenbahnfahrbetriebsmitteln 

In Absatz 2 des Gesetzes, betreffend die Unzuläs- 
sigkeit der Pfändung von Eisenbahnfahrbetriebsmit- 
teln in der im Bimdesgesetzblatt Teil ÜI, Gliederungs- 
nummer 310-11, veröffentlichten bereinigten Fas- 
sung, werden die Worte „des Konkursverfahrens" 
durch die Worte „des Insolvenzverfahrens" und das 
Wort „Konkursmasse" durch das Wort „Insolvenz- 
masse" ersetzt. 

Artikel 20 

Änderung des Gesetzes über die 

Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung 

Das Gesetz über die Zwangsversteigenmg und die 
Zwangsverwaltimg in der im Bundesgesetzblatt Teil 
in, Gliederungsnummer 310-14, veröffentlichten be- 
reinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 1 
Abs. 23 des Gesetzes vom 17. Dezember 1990 (BGBL I 
S. 2847), wird wie folgt geändert: 

1. In § 10 Abs, 1 wird nach der Nummer 1 folgende 
Nummer 1 a eingefügt: 

„ la. im Falle einer Zwangsversteigerung, bei der 
das Insolvenzverfahren über das Vermögen 
des Schuldners eröffnet ist, die zur Insolvenz- 
masse gehörenden Ansprüche auf Ersatz von 
Ausgaben, die zur Erhaltung oder nötigen 
Verbesserung des Grundstücks während des 
Insolvenzverfahrens auch im Interesse des 
Gläubigers erforderlich waren, sowie auf 
Ersatz der Kosten der Feststellung der beweg- 
lichen Gegenstände, auf die sich die Verstei- 
gerung erstreckt; diese Kosten der Feststel- 
lung sind nur zu erheben, wenn ein Insolvenz- 
verwalter bestellt ist, und pauschal mit sechs 
vom Hundert des Wertes anzusetzen, der 
nach § 74 a Abs. 5 Satz 2 festgesetzt worden 
ist;". 

2. § 30 c wird aufgehoben. 


9. unverändert 


Artikel 19 

unverändert 


Artikel 20 

Änderung des Gesetzes über die 
Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung 

Das Gesetz über die Zwangsversteigerung und die 
Zwangsverwaltimg in der im Bundesgesetzblatt Teil 
III, GUederungsnummer 310-14, veröffentlichten be- 
reinigten Fassung, zuletzt geändert durch . . wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 10 Abs. 1 wird nach der Nummer 1 folgende 
Nummer 1 a eingefügt: 

„ la. im Falle einer Zwangsversteigenmg, bei der 
das Insolvenzverfahren über das Vermögen 
des Schuldners eröffnet ist, die zur Insolvenz- 
masse gehörenden Ansprüche auf Ersatz der 
Kosten der Feststellung der beweglichen 
Gegenstände, auf die sich die Versteigerung 
erstreckt; diese Kosten sind nur zu erheben, 
wenn ein Insolvenzverwalter bestellt ist, und 
pauschal mit vier vom Hundert des Wertes 
anzusetzen, der nach § 74 a Abs. 5 Satz 2 
festgesetzt worden ist;". 


2. Der bisherige § 30c wird aufgehoben. 
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3. hl § 30 d Abs. 1 werden die Worte „oder § 30 c" und 
die Worte „und des § 30 c" gestrichen. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

3. Der bisherige § 30d wird neuer § 30c; in seinem 
Absatz 1 werden die Worte „oder § 30 c“ und die 
Worte „und des § 30 c" gestrichen. 

3a, Es wird folgender neuer § 30d eingefügt: 

.30d 

(1) Ist über das Vermögen des Schuldners ein 
Insolvenzverfahren eröffnet, so ist auf Antrag des 
Insolvenzverwalters die Zwangsversteigerung 
einstweilen einzustellen, wenn 


1. im Insolvenzverfahren der Berichtstermin 
nach § 35 Abs. 1 Nr. 2 der Insolvenzordnung 
noch bevorsteht, 

2. das Grundstück nach dem Ergebnis des 
Berichtstermins nach § 35 Abs. 1 Nr. 2 der 
Insolvenzordnung im Insolvenzverfahren für 
eine Fortführung des Unternehmens oder für 
die Vorbereitung der Veräußerung eines 
Betriebs oder einer anderen Gesamtheit von 
Gegenständen benötigt wird, 

3. durch die Versteigerung die Durchführung 
eines vorgelegten Insolvenzplans gefährdet 
würde oder 

4. in sonstiger Weise durch die Versteigerung 
die angemessene Verwertung der Insolvenz- 
masse wesentlich erschwert würde. 


Der Antrag ist abzulehnen, wenn die einstweilige 
Einstellung dem Gläubiger unter Berücksichti- 
gung seiner wirtschaftlichen Verhältnisse nicht 
zuzumuten ist. 

(2) Hat der Schuldner einen Insolvenzplan 
vorgelegt und ist dieser nicht nach § 275 der 
Insolvenzordnung zurückgewiesen worden, so 
ist die Zwangsversteigerung auf Antrag des 
Schuldners unter den Voraussetzungen des 
Absatzes 1 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 einstweilen 
einzustellen. 

(3) § 30 b Abs. 2 bis 4 gilt entsprechend mit der 
Maßgabe, daß an die Stelle des Schuldners der 
Insolvenzverwalter tritt, wenn dieser den Antrag 
gestellt hat, und daß die Zwangsversteigerung 
eingestellt wird, wenn die Voraussetzungen für 
die Einstellung glaubhaft gemacht sind. 

(4) Ist vor der Eröffnung des Insolvenzverfah- 
rens ein vorläufiger Verwalter bestellt, so ist auf 
dessen Antrag die Zwangsversteigerung einst- 
weilen einzustellen, wenn glaubhaft gemacht 
wird, daß die einstweilige Einstellung zur Verhü- 
tung nachteiliger Veränderungen in der Vermö- 
genslage des Schuldners erforderlich ist.“ 
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3b. Nach § 30d wird folgender § 30e einge- 
fügt: 


r,§ 30e 

(1) Die einstweilige Einstellung ist mit der 
Auflage anzuordnen, daß dem betreibenden 
Gläubiger für die Zeit nach dem Berichtster- 
min nach § 35 Abs. 1 Nr. 2 der Insolvenzord- 
nung laufend die geschuldeten Zinsen bin- 
nen zwei Wochen nach Eintritt der Fälligkeit 
aus der Insolvenzmasse gezahlt werden. Ist 
das Versteigerungsverfahren schon vor der 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens nach 
§ 30 d Abs. 4 einstweilen eingestellt worden, 
so ist die Zahlung von Zinsen spätestens von 
dem Zeitpunkt an anzuordnen, der drei 
Monate nach der ersten einstweiligen Ein- 
stellung liegt. 

(2) Wird das Grundstück für die Insolvenz- 
masse genutzt, so ordnet das Gericht auf 
Antrag des betreibenden Gläubigers weiter 
die Auflage an, daß der entstehende Wert- 
verlust von der Einstellung des Versteige- 
rungsverfahrens an durch laufende Zahlun- 
gen aus der Insolvenzmasse an den Gläubi- 
ger auszugleichen ist. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, soweit 
nach der Höhe der Forderung sowie dem 
Wert und der sonstigen Belastung des 
Grundstücks nicht mit einer Befriedigung 
des Gläubigers aus dem Versteigerungserlös 
zu rechnen ist" 

3c. Nach § 30e wird folgender § 30f eingefügt: 
.§ 30f 

(1) Im Falle des § 30d Abs. 1 bis 3 ist die 
einstweilige Einstellung auf Antrag des 
Gläubigers aufzuheben, wenn die Vorausset- 
zungen für die Einstellung fortgefallen sind, 
wenn die Auflagen nach § 30 e nicht beachtet 
werden oder wenn der Insolvenzverwalter, 
im Falle des § 30 d Abs. 2 der Schuldner, der 
Aufhebung zustimmt. Auf Antrag des Gläubi- 
gers ist weiter die einstweilige Einstellung 
aufzuheben, wenn das Insolvenzverfahren 
beendet ist. 


(2) Die einstweilige Einstellung nach § 30d 
Abs. 4 ist auf Antrag des Gläubigers aufzuhe- 
ben, wenn der Antrag auf Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens zurückgenommen oder 
abgewiesen wird. Im übrigen gilt Absatz 1 
Satz 1 entsprechend. 

(3) Vor der Entscheidung des Gerichts ist 
der Insolvenzverwalter, im Falle des § 30d 
Abs. 2 der Schuldner, zu hören. § 30 b Abs. 3 
gilt entsprechend." 
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4. § 31 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Buchstabe c wird gestrichen. 

b) In Buchstabe d werden hinter dem Wort „Pro- 
zeßgericht“ die Worte „oder vom Insolvenzge- 
richt“ eingefügt 


5. In§ 168cNr. 5Satz2undin§ 171eNr. 5Satz2wird 
das Wort „Konkurs" jeweils durch das Wort „Insol- 
venzverfahren" ersetzt. 

6. In den §§ 172 und 173 Satz 2 wird das Wort 
„Konkursverwalter" jeweils durch das Wort „Insol- 
venzverwalter" ersetzt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

4. § 31 Abs. 2 Buchstabe c wird wie folgt gefaßt: 

„c) im Falle des § 30! Abs. 1 mit dem Ende des 
Insolvenzverfahrens, im Falle des § 30 f 
Abs. 2 mit der Rücknahme oder der Abwei- 
sung des Antrags auf Eröffnung des Insol- 
venzverfahrens,“. 

4a. In § 145 a Nr. 5 Satz 2 wird das Wort „Konkurs“ 
durch das Wort „Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

4b. Nach § 153 a wird folgender § 153 b eingefügt: 

„§ 153b 

(1) Ist über das Vermögen des Schuldners das 
Insolvenzverfahren eröffnet, so ist auf Antrag des 
Insolvenzverwalters die vollständige oder teil- 
weise Einstellung der Zwangsverwaltung anzu- 
ordnen, wenn der Insolvenzverwalter glaubhaft 
macht, daß durch die Fortsetzung der Zwangs- 
verwaltung eine wirtschaftlich sinnvolle Nut- 
zung der Insolvenzmasse wesentlich erschwert 
wird. 

(2) Die Einstellung ist mit der Auflage anzuord- 
nen, daß die Nachteile, die dem betreibenden 
Gläubiger aus der Einstellung erwachsen, durch 
laufende Zahlungen aus der Insolvenzmasse aus- 
geglichen werden. 

(3) Vor der Entscheidung des Gerichts sind der 
Zwangsverwalter und der betreibende Gläubi- 
ger zu hören." 

4c, Nach § 153 b wird folgender § 153 c eingefügt: 

„§ 153c 

(1) Auf Antrag des betreibenden Gläubigers 
hebt das Gericht die Anordnung der einstweili- 
gen Einstellung auf, wenn die Voraussetzungen 
für die Einstellung fortgefallen sind, wenn die 
Auflagen nach § 153 b Abs. 2 nicht beachtet 
werden oder wenn der Insolvenzverwalter der 
Aufhebung zustimmt. 

(2) Vor der Entscheidung des Gerichts ist der 
Insolvenzverwalter zu hören. Wenn keine Aufhe- 
bung erfolgt, enden die Wirkungen der Anord- 
nung mit der Beendigung des Insolvenzverfah- 
rens.“ 

5. unverändert 


6. unverändert 
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7. In § 174 wird das Wort „Gemeinschuldner" durch 
die Worte „Schuldner des Insolvenzverfahrens" 
imd das Wort „Konkursverwalter" durch das Wort 
„Insolvenzverwalter" ersetzt, 

8. Nach § 174 wird folgender § 174 a eingefügt: 

„§ 174 a 

Der Insolvenzverwalter kann bis zum Schluß der 
Verhandlimg im Versteigerungstermin verlangen, 
daß bei der Feststellimg des geringsten Gebots nur 
die den Ansprüchen aus § 10 Abs. 1 Nr. 1 a vorge- 
henden Rechte berücksichtigt werden; in diesem 
Fall ist das Grundstück auch mit der verlangten 
Abweichimg auszubieten. " 

9. § 178 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „des Nachlaßkon- 
kurses" durch die Worte „des Nachlaßinsol- 
venzverfahrens" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „ des Nachlaßkon- 
kurses" durch die Worte „des Nachlaßinsol- 
venzverfahrens" imd das Wort „Konkursver- 
walter" durch das Wort „Insolvenzverwalter" 
ersetzt. 


Artikel 21 

Änderung der Seerechtlichen Verteilungsordnung 

(1) Die Seerechtliche Verteilimgsordmmg vom 
25. Juli 1986 (BGBl. I S. 1130), zuletzt geändert durch 
Artikel 7 Abs. 1 0 des Gesetzes vom 1 7. Dezember 1 990 
(BGBL I S, 2847), wird wie folgt geändert: 

1. In § 7 Abs. 2 Nr. 7 werden die Worte „§ 108 Abs. 2 
der Konkursordnung" durch die Worte „ § 3 1 Abs. 3 
der Insolvenzordnung" ersetzt. 

2. In § 8 Abs. 6 werden die Worte „das Konkursver- 
fahren oder das gerichtliche Vergleichsverfahren" 
durch die Worte „das Insolvenzverfahren" er- 
setzt. 

3. § 9 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 65 Abs. 2 und § 67 Abs. 1 der Insolvenzordnung 
gelten entsprechend." 

4. § 18 Satz 2 wird durch folgende Sätze 2 und 3 
ersetzt: 

„In diesem Termin hat sich der Schuldner zu den 
Ansprüchen zu erklären. § 203 Abs. 2 und § 204 der 
Insolvenzordnimg gelten entsprechend. " 

5. § 19 Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Vorschriften des § 207 Abs. 2, 3, der §§ 208 bis 
211 und des § 213 der Insolvenzordnimg gelten 
sinngemäß. " 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
7. unverändert 


8. unverändert 


9. unverändert 


Artikel 21 

Änderung der Seerechtlichen Verteilungsordnung 

(1) Die Seerechtliche Verteilimgsordmmg vom 
25, Juli 1986 (BGBL I S. 1130), zuletzt geändert 
durch . . ., wird wie folgt geändert: 


1. unverändert 


2. unverändert 


3. § 9 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 65 Abs. 2 der Insolvenzordnung gilt entspre- 
chend." 

4. § 18 Satz 2 wird durch folgende Sätze 2 und 3 
ersetzt: 

„In diesem Termin hat sich der Schuldner zu den 
Ansprüchen zu erklären. § 204 der Insolvenz Ord- 
nung gilt entsprechend." 

5. unverändert 
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6. In § 26 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „§ 158 der 
Konkursordnung" durch die Worte „§ 222 der 
Insolvenzordnung" ersetzt. 

7. In § 31 Abs. 2 Nr. 2 werden die Worte „§ 147 Satz 2 
der Konkurs ordnimg" durch die Worte „§ 211 
Abs. 3 der Insolvenz Ordnung" ersetzt. 

(2) Die Maßgabe zur Seerechtlichen Verteilungs- 
ordnung in Anlage I Kapitel III Sachgebiet D 
Abschnitt III Nr. 3 Buchstabe b des Einigungsvertra- 
ges vom 31. August 1990 in Verbindimg mit Artikel 1 
des Gesetzes vom 23. September 1990 (BGBl. 1990 11 
S. 885, 960) ist nicht mehr anzuwenden. 


Artikel 22 

Änderung des Gesetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit 

Das Gesetz über die Angelegenheiten der freiwilli- 
gen Gerichtsbarkeit in der im Bimdesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 315-1, veröffentlichten 
bereinigten Fasstmg, zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 18. Dezember 1991 (BGBL IS. 2206) 
wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 141 wird folgender neuer § 141a einge- 
fügt: 

„§ 141 a 

(1) Eine Aktiengesellschaft, Kommanditgesell- 
schaft auf Aktien oder eine Gesellschaft mit 
beschränkter Haftimg, die kein Vermögen besitzt, 
kann von Amts wegen oder auf Antrag auch der 
Steuerbehörde gelöscht werden. Sie ist von Amts 
wegen zu löschen, wenn die Gesellschaft entgegen 
gesetzlicher Verpflichtung in drei aufeinanderfol- 
genden Jahren ihren Jahresabschluß und die mit 
ihm offenzulegenden Unterlagen ganz oder teil- 
weise nicht bekanntgemacht und zum Handelsre- 
gister eingereicht hat, die Offenlegung auch nicht 
innerhalb von sechs Monaten bewirkt, nachdem 
das Gericht die Absicht der Löschung mitgeteilt 
hat, und ein Beteiligter innerhalb dieser Frist nicht 
glaubhaft gemacht hat, daß die Gesellschaft Ver- 
mögen besitzt. Sie ist auch dann von Amts wegen 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
6. unverändert 


7. unverändert 


(2) unverändert 


Artikel 21a 

Änderung des Gesetzes über den Sozialplan 
im Konkurs- und Vergleichsverfahren 

In § 8 des Gesetzes über den Sozialplan im Kon- 
kurs- und Vergleichsverfahren vom 20. Februar 1985 
(BGBL I S. 369), das zuletzt durch . • . geändert 
worden ist, wird die Jahreszahl „1995"* durch die 
Jahreszahl „1996"* ersetzt 


Artikel 22 

Änderung des Gesetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit 

Das Gesetz über die Angelegenheiten der freiwilli- 
gen Gerichtsbarkeit in der im Bimdesgesetzblatt 
Teil III, Gliedenmgsnummer 315-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch . . ., wird 
wie folgt geändert: 


1. Nach § 141 wird folgender neuer § 141a einge- 
fügt: 

„§ 141 a 

(1) Eine Aktiengesellschaft, Kommanditgesell- 
schaft auf Aktien oder eine Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung, die kein Vermögen besitzt, 
kann von Amts wegen oder auf Antrag auch der 
Steuerbehörde gelöscht werden. Sie ist von Amts 
wegen zu löschen, werm das Insolvenzverfahren 
über das Vermögen der Gesellschaft durchgeführt 
worden ist und keine Anhaltspunkte dafür vorlie- 
gen, daß die Gesellschaft noch Vermögen besitzt. 
Vor der Löschung sind die in § 126 bezeichneten 
Organe zu hören. 
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zu löschen, wenn das Insolvenzverfahren über das 
Vermögen der Gesellschaft durchgeführt worden 
ist imd keine Anhaltspunkte dafür vorliegen, daß 
die Gesellschaft noch Vermögen besitzt. Vor der 
Löschung sind die in § 1 26 bezeichneten Organe zu 
hören. 

(2) Das Gericht hat die Absicht der Löschung den 
gesetzlichen Vertretern der Gesellschaft, soweit 
solche vorhanden sind imd ihre Person imd ihr 
inländischer Aufenthalt bekannt ist, nach den für 
die Zustellimg von Amts wegen geltenden Vor- 
schriften der Zivilprozeßordnung bekarmtzuma- 
chen und ihnen zugleich eine angemessene Frist 
zur Geltendmachung des Widerspruchs zu bestim- 
men. Das Gericht kann anordnen, auch wenn eine 
Pflicht zur Bekanntmachimg und Fristbestimmung 
nach Satz 1 nicht besteht, daß die Bekanntmachung 
und die Bestimmung der Frist durch Einrückung in 
die Blätter, die für die Bekanntmachung der Ein- 
tragung in das Handelsregister bestimmt sind, 
sowie durch Einrückimg in weitere Blätter erfolgt; 
in diesem Fall ist jeder zur Erhebung des Wider- 
spruchs berechtigt, der an der Unterlassung der 
Löschung ein berechtigtes Interesse hat. Die Vor- 
schriften des § 141 Abs. 3 und 4 gelten entspre- 
chend. 

(3) Absätze 1 und 2 finden entsprechende 
Anwendung auf offene Handelsgesellschaften und 
Kommanditgesellschaften, bei denen kein persön- 
hch haftender Gesellschafter eine natürliche Per- 
son ist; dies gilt nicht, wenn zu den persönlich 
haftenden Gesellschaftern eine andere offene Han- 
delsgesellschaft oder Kommanditgesellschaft ge- 
hört, bei der ein persönlich haftender Gesellschaf- 
ter eine natürliche Person ist. Eine solche Gesell- 
schaft kann jedoch nur gelöscht werden, wenn die 
zur Vermögenslosigkeit geforderten Vorausset- 
zungen sowohl bei der Gesellschaft als auch bei 
den persönlich haftenden Gesellschaftern vorlie- 
gen." 

2. § 147 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Vorschriften der §§ 127 bis 130, 141 a 
bis 143 finden auf die Eintragung in das Ge- 
nossenschaftsregister entsprechende Anwen- 
dung." 

b) Nach Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 2 
eingefügt: 

„(2) Im Falle des § 141 a Abs. 1 tritt der 
Prüfimgsverband an die Stelle der in § 126 
bezeichneten Organe." 

c) Die bisherigen Absätze 2, 3 und 4 werden neue 
Absätze 3, 4 und 5. 

d) Im neuen Absatz 5 werden die Worte „der 
Absätze 2,3" durch die Worte „ der Absätze 3, 4 " 
ersetzt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


(2) unverändert 


(3) Absätze 1 und 2 finden entsprechende 
Anwendung auf offene Handelsgesellschaften und 
Kommanditgesellschaften, bei denen kein persön- 
lich haftender Gesellschafter eine natürliche Per- 
son ist. Eine solche Gesellschaft karm jedoch nur 
gelöscht werden, wenn die zur Vermögenslosigkeit 
geforderten Voraussetzungen sowohl bei der 
Gesellschaft als auch bei den persönlich haftenden 
Gesellschaftern vorliegen. Die Sätze 1 und 2 gelten 
nicht, wenn zu den persönlich haftenden Gesell- 
schaftern eine andere offene Handelsgesellschaft 
oder Kommanditgesellschaft gehört, bei der ein 
persönlich haftender Gesellschafter eine natürli- 
che Person ist." 

2. § 147 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Vorschriften der §§ 127 bis 130, 141 a 
bis 143 finden auf die Eintragungen in das Ge- 
nossenschaftsregister entsprechende Anwen- 
dung." 

b) , c) imd d) unverändert 
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Artikel 23 

Änderung des Arbeitsgerichtsgesetzes 

§ 21 Abs. 2 des Arbeitsgerichtsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juü 1979 
(BGBl. I S. 853, 1036), das zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 17. Dezember 1990 (BGBL I S. 2847) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummer 3 wird aufgehoben; die Nummer 4 
wird die neue Nummer 3, 

b) Es wird folgender neuer Satz 2 angefügt: 

„Personen, die in Vermögensverfall geraten sind, 
sollen nicht zu ehrenamtlichen Richtern ernannt 
werden, " 


Artikel 24 

Änderung des Sozialgerichtsgesetzes 

§ 17 Abs. 1 des Sozicilgerichtsgesetzes in der Fas- 
sung der Bekanntmachimg vom 23. September 1975 
(BGBl, I S. 2535), das zuletzt durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 17. Dezember 1990 (BGBL I S. 2847) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


Artikel 22 a 

Änderung^ der Grundbuchordnung^ 

Die Grundbuchordnung in der im Bundesgesetz- 
blatt Teil Illr Gliederungsnummer 315-11, veröffent- 
lichten bereinigten Fassung, die zuletzt durch . . . 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 12c Abs. 2 Nr. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. Die Entscheidungen über Ersuchen des Ge- 
richts um Eintragung oder Löschung des Ver- 
merks über die Eröffnung des Insolvenzver- 
fahrens und über die Verfügungsbeschrän- 
kungen nach der Insolvenzordnung oder des 
Vermerks über die Einleitung eines Zwangs- 
versteigerungs- und Zwangsverwaltungsver- 
fahrens;". 

2. ln § 144 Abs. 1 werden der Nummer 1 folgende 
Sätze angefügt: 

„Vorschriften nach Satz 2 und 3 können auch dann 
beibehalten, geändert oder ergänzt werden, wenn 
die Grundbücher wieder von den Amtsgerichten 
geführt werden. Sind vor dem . . . [Einsetzen: Tag 
des Inkrafttretens des Artikels 22 a Nr. 2 nach 
Artikel 115 Abs. 3] in Grundbüchern, die in dem in 
Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten 
Gebiet geführt werden, Eintragungen vorgenom- 
men worden, die nicht den Vorschriften des § 44 
Abs. 1 entsprechen, so sind diese Eintragungen 
dennoch wirksam, wenn sie den Anforderungen 
der für die Führung des Grundbuchs von dem 
jeweiligen Land erlassenen Vorschriften genü- 
gen." 


Artikel 23 

Änderung des Arbeitsgerichtsgesetzes 

§ 21 Abs. 2 des Arbeitsgerichtsgesetzes in der 
Fassimg der Bekanntmachung vom 2. Juli 1979 
(BGBl. I S. 853, 1036), das zuletzt durch . . . wird wie 
folgt geändert: 


a) unverändert 

b) Es wird folgender neuer Satz 2 angefügt: 

„Personen, die in Vermögensverfall geraten sind, 
sollen nicht als ehrenamüiche Richter berufen 
ernannt werden. " 


Artikel 24 

Änderung des Sozialgerichtsgesetzes 

§ 17 Abs. 1 des Sozialgerichtsgesetzes in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 23. September 1975 
(BGBl. I S. 2535), das zuletzt durch , . . geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 
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a) Die Nummer 3 wird aufgehoben; die Nummer 4 
wird die neue Nummer 3. 

b) Es wird folgender neuer Satz 2 angefügt: 

„Personen, die in Vermögensverfall geraten sind, 
sollen nicht zu ehrenamtlichen Richtern ernannt 
werden.* 


Artikel 25 

Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung 

§ 21 der Verwaltungsgerichtsordnung in der Fas- 
simg der Bekanntmachimg vom 19. März 1991 
(BGBl. I S. 686), die zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 26. Juni 1 992 (BGBL I S. 1126) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Text wird Absatz 1. 

b) Die Nummer 3 wird aufgehoben; die Nummer 4 
wird die neue Nummer 3. 

c) Es wird folgender neuer Absatz 2 angefügt: 

„(2) Personen, die in Vermögensverfall geraten 
sind, sollen nicht zu ehrenamtlichen Richtern 
ernannt werden. " 

Artikel 26 

Änderung der Finanzgerichtsordnung 

§ 18 der Finanzgerichtsordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 6. Oktober 1965 (BGBl. I 
S. 1477), die zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
17. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2847) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Text wird Absatz 1. 

b) Die Nummern 3 und 4 werden aufgehoben; die 
Nummer 5 wird die neue Niimmer 3. 

c) Es wird folgender neuer Absatz 2 angefügt: 

„(2) Personen, die in Vermögensverfall geraten 
sind, sollen nicht zu ehrenamtlichen Richtern 
emarmt werden.* 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

a) unverändert 


b) Es wird folgender neuer Satz 2 angefügt: 

„Personen, die in Vermögensverfall geraten sind, 
sollen nicht als ehrenamtliche Richter berufen 
werden.* 

Artikel 25 

Ändenmg der Verwaltimgsgerichtsordnimg 

§ 21 der Verwaltimgsgerichtsordnung in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 19. März 1991 
(BGBl. I S. 686), die zuletzt durch . . . geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 


a) unverändert 

b) unverändert 


c) Es wird folgender neuer Absatz 2 angefügt: 

„ (2) Personen, die in Vermögensverfall geraten 
sind, soUen nicht zu ehrenamtlichen Richtern beru- 
fen werden.* 


Artikel 26 

Änderung der Finanzgerichtsordnung 

§ 18 der Finanzgerichtsordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 6. Oktober 1965 (BGBl. I 
S. 1477), die zuletzt durch . . . geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 


a) unverändert 

b) unverändert 


c) Es wird folgender neuer Absatz 2 angefügt: 

„(2) Personen, die in Vermögensverfall geraten 
sind, sollen nicht zu ehrenamtlichen Richtern beru- 
fen werden.* 


Artikel 27 

Änderung des Gerichtskostengesetzes 

Das Gerichtskostengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachimg vom 15. Dezember 1975 (BGBl. I 
S. 3047), zuletzt geändert durch Artikel 7 Abs. 16 des 
Gesetzes vom 17. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2847), 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 1 Buchstabe a werden die Worte „der 
Konkursordnung, der Vergleichsordnung" durch 
die Worte „der Insolvenzordnung“ ersetzt. 


Artikel 27 

Änderung des Gerichtskostengesetzes 

Das Gerichtskostengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. Dezember 1975 (BGBl. I 
S. 3047), zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt 
geändert: 


1. unverändert 
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2. ln § 12 Abs. 1 werden die Worte »und § 148 der 2. unverändert 
Konkursordnung" durch die Worte „und § 210 der 
Insolvenzordnung" ersetzt. 

3. In der Überschrift des Dritten Abschnitts werden 3. unverändert 
die Worte „Vergleichsverfahren zur Abwendung 

des Konkurses, Konkursverfahren" durch das 
Wort „Insolvenzverfahren" ersetzt. 

4. ln § 35 werden die Worte „im Vergleichsverfahren 4. unverändert 

zur Abwendung des Konkurses, im Konkursver- 
fahren" durch die Worte „im Insolvenzverfahren" 

ersetzt. 

5. § 36 wird aufgehoben. 5. unverändert 

6. § 37 wird wie folgt gefaßt: 6. unverändert 

«§ 37 

Wertberechnung 

*♦ 

(1) Die Gebühren für den Antrag auf Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens und für die Durchfüh- 
rung des Insolvenzverfahrens werden nach dem 
Wert der Insolvenzmasse zur Zeit der Beendigung 
des Verfahrens erhoben. Gegenstände, die zur 
abgesonderten Befriedigung dienen, werden nur 
in Höhe des für diese nicht erforderlichen Betrags 
angesetzt. 

(2) Ist der Antrag auf Eröffnung des Insolvenz- 
verfahrens von einem Gläubiger gestellt, so wird 
die Gebühr für das Verfahren über den Antrag 
nach dem Betrag seiner Forderung, wenn jedoch 
der Wert der Insolvenzmasse geringer ist, nach 
diesem Wert erhoben. " 

7. § 38 wird wie folgt gefaßt: 7. unverändert 

-§ 38 

Beschwerden 

Bei der Beschwerde des Schuldners gegen die 
Eröffnung des Insolvenzverf€direns oder gegen 
die Abweisung des Eröffhungsantrags mangels 
Masse gUt § 37 Abs. 1. Bei der Beschwerde eines 
sonstigen Antragstellers gegen die Abweisung 
des Eröffnungsantrags gilt § 37 Abs. 2." 

8. § 50 wird wie folgt gefaßt: 8. unverändert 

„§ 50 

Kostenschuldner im Insolvenzverfahren 

(1) Im Insolvenzverf ähren ist der Antragsteller 
Sdiuldner der Gebühr für das Verfahren über den 
Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens. 

Wird der Antrag abgewiesen oder zurückgenom- 
men, so ist der Antragsteller auch Schuldner der in 
dem Verfahren entstandenen Auslagen. 

(2) Der Insolvenzgläubiger, der die Versagung 
oder den Widerruf der Restschuldbefreiung bean- 
tragt, ist Schuldner der Kosten. 
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(3) Im übrigen ist Schuldner der Gebühren und 
Auslagen der Schuldner des Insolvenzverfah- 
rens.“ 

9. § 51 wird aufgehoben. 

10. In § 60 wird die Angabe „§§ 57 bis 60, 142 der 
Konkursordnung“ durch die Angabe „§§ 62 bis 
64, 204, 316 und 321 der Insolvenzordnimg“ 
ersetzt. 

11. In § 61 werden die Worte „im Konkursverfahren, 
im Vergleichsverfahren zur Abwendung des Kon- 
kurses" durch die Worte „im Insolvenzverfahren“ 
ersetzt. 

12. In § 73 Abs. 3 werden die Worte „Vergleichsver- 
fahren zur Abwendimg des Konkurses, Konkurs- 
verfahren" durch das Wort „Insolvenzverfahren" 
ersetzt. 

13. Der Hauptabschnitt D des Kostenverzeichnisses 
(Anlage 1 zum Gerichtskostengesetz) wird wie 
folgt gefaßt: 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


9. unverändert 

10. In § 60 wird die Angabe „§§ 57 bis 60, 142 der 
Ko^kursordnung" durch die Angabe „§§ 62 bis 
64, 204, 234c imd 316 der Insolvenzordnung" 
ersetzt. 

11. unverändert 


12. unverändert 


13. Der Hauptabschnitt D des Kostenverzeichnisses 
(Anlage 1 zum Gerichtskostengesetz) wird wie 
folgt gefaßt: 
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Nr. 

Gebührentatbestand 

Gebührenbetrag in DM 
oder Satz der Gebühr 
nach § 11 Abs. 2 GKG 

1400 

„D. Insolvenzverfahren, seerechtliches Verteilungsverfahren 

I. Insolvenzverfahren 

1 . Eröffnungsverfahren 

Verfahren über den Antrag des Schuldners auf Eröffnung des Insolvenz- 



Verfahrens 

1/2 

1401 

Verfahren über den Antrag eines Gläubigers auf Eröffnung des Insolvenz- 



Verfahrens 

V2 

1410 

2. Durchführung des Insolvenzverfahrens auf Antrag des Schuldners, 
auch wenn das Verfahren gleichzeitig auf Antrag eines Gläubigers 
eröffnet wurde 

Durchführung des Insolvenzverfahrens 

mindestens 200 DM 

21/2 

1411 

Eröffnungsbeschluß wird auf Beschwerde aufgehoben 

Gebühr 1410 entfällt 

1412 

Verfahren wird vor dem Ende des Berichtstermins nach §§ 317, 324, 325, 



326 InsO oder § 3 des Ausführungsgesetzes zum deutsch-österreichischen 
Konkursvertrag eingestellt 

Gebühr 1410 

1413 

Verfahren wird nach dem Ende des Berichtstermins nach §§317, 324, 325, 

ermäßigt sich auf V 2 


326 InsO oder § 3 des Ausführungsgesetzes zum deutsch-österreichischen 
Konkursvertrag eingestellt 

Gebühr 1410 

1420 

3. Durchführung des Insolvenzverfahrens auf Antrag eines Gläubigers 
Durchführung des Insolvenzverfahrens 

ermäßigt sich auf IV 2 

3 

1421 

Eröffnungsbeschluß wird auf Beschwerde aufgehoben 

Gebühr 1420 entfällt 

1422 

Verfahren wird vor dem Ende des Berichtstermins nach §§ 317, 324, 325, 



326 InsO oder § 3 des Ausfühnmgsgesetzes zum deutsch-österreichischen 
Konkursvertrag eingestellt 

Gebühr 1420 

1423 

Verfahren wird nach dem Ende des Berichtstermins nsLch §§ 317, 324, 325, 

ermäßigt sich auf 1 


326 InsO oder § 3 des Ausfühnmgsgesetzes zum deutsch-österreichischen 
Konkursvertrag eingestellt 

Gebühr 1420 

1430 

4. Besonderer Prüfungstermin (§ 204 InsO) 

Prüfung von Forderungen je Gläubiger 

ermäßigt sich auf 2 

20 DM 

1431 

5. Restschuldbefreiung 

Entscheidimg über den Antrag auf Versagimg oder Widerruf der Rest- 



schuldbefreiung (§§ 245, 249, 252 InsO) 

50 DM 

1440 

n. Seerechtliches Verteilungsverfahren 

Verfahren über den Antrag auf Eröffnung des seerechtlichen Verteilungs- 



verfahrens 

1 

1441 

Durchfühnmg des Verteilungsverfahrens 

2 

1445 

Prüfimg von Forderungen in einem besonderen Prüfimgstermin (§11 der 



Seerechtlichen Verteilimgsordnung) je Gläubiger 

20 DM 

1450 

in. Beschwerdeverfcduen 

Beschwerde gegen den Beschluß über die Eröffmmg des Insolvenzverfah- 



rens (§41 InsO) 

1 

1451 

Verfahren über nicht aufgeführte Beschwerden, die nicht nach anderen 



Vorschriften gebührenfrei sind: Soweit die Beschwerde verworfen oder 
zurückgewiesen wird 

1" 
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Nr. 

Gebührentatbestand 

Gebührenbetrag in DM 
oder Satz der Gebühr 
nach § 11 Abs. 2 GKG 

1400 

„D, Insolvenzverfahren, seerechtliches Verteilungs verfahren 

I. Insolvenzverfahren 

1 , Eröffnungsverfahren 

Verfahren über den Antrag des Schuldners auf Eröffnung des Insolvenz- 



Verfahrens 

V 2 

1401 

Die Gebühr entsteht auch, wenn das Verfahren nach § 357 c InsO ruht. 

Verfahren über den Antrag eines Gläubigers auf Eröffnung des Insolvenz- 



Verfahrens 

V 2 

1410 

2. Durchführung des Insolvenzverfahrens auf Antrag des Schuldners, 
auch wenn das Verfahren gleichzeitig auf Antrag eines Gläubigers 
eröffnet wurde 

Durchführung des Insolvenzverfahrens 

mindestens 200 DM 

2‘/2 

BBI 

Eröffnungsbeschluß wird auf Beschwerde aufgehoben 

Gebühr 1410 entfällt 

IB9 

Verfahren wird vor dem Ende des Prüfungstennins nach §§ 234 a, 234 e, 



234 f, 234 g InsO oder § 3 des Ausfühnmgsgesetzes zum deutsch- 
österreichischen Konkursvertrag eingestellt 

Gebühr 1410 

1413 

Verfahren wird nach dem Ende des Prüfungstermins nach §§ 234 a, 234 e. 

ermäßigt sich auf V 2 


234 f, 234 g InsO oder § 3 des Ausführungsgesetzes zum deutsch- 
österreichischen Konkursvertrag eingestellt 

Gebühr 1410 

1420 

3. Durchführung des Insolvenzverfahrens auf Antrag eines Gläubigers 
Durchführung des Insolvenzverfahrens 

ermäßigt sich auf IV 2 

3 

1421 

Eröffnimgsbeschluß wird auf Beschwerde aufgehoben 

Gebühr 1420 entfällt 

1422 

Verfahren wird vor dem Ende des Prüfungstermins nach §§ 234 a, 234 e. 



234 f, 234 g InsO oder § 3 des Ausführungsgesetzes zum deutsch- 
österreichischen Konkursvertrag eingestellt 

Gebühr 1420 

1423 

Verfahren wird nach dem Ende des Prüfungstermins nach §§ 234 a, 234 e. 

ermäßigt sich auf 1 


234 f, 234 g InsO oder § 3 des Ausführungsgesetzes zum deutsch- 
österreichischen Konkursvertrag eingestellt 

Gebühr 1420 

1430 

4 . Besonderer Prüfungstermin und schriftliches Prüfungsverfahren (§ 204 
InsO) 

Prüfimg von Forderungen je Gläubiger 

ermäßigt sich auf 2 

20 DM 

1431 

5. Restschuldbefreiung 

Entscheidimg über den Antrag auf Versagimg oder Widerruf der Rest- 



schuldbefreiung (§§ 346h, 346o, 346r InsO) 

50 DM 

1440 

n. Seerechtliches Verteilimgsverfahren 

Verfahren über den Antrag auf Eröffnung des seerechtlichen Verteilungs- 



verfahrens 

1 

1441 

Durchführung des Verteilimgsverfahrens 

2 

1445 

Prüfimg von Forderungen in einem besonderen Prüfimgstermin (§11 der 



Seerechtlichen Verteilungsordnimg) je Gläubiger 

20 DM 

1450 

III. Beschwerdeverfahren 

Beschwerde gegen den Beschluß über die Eröffnimg des Insolvenzverfah- 



rens (§41 InsO) 

1 

1451 

Verfahren über nicht aufgeführte Beschwerden, die nicht nach anderen 



Vorschriften gebührenfrei sind: Soweit die Beschwerde verworfen oder 
zurückgewiesen wird 

1" 
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Artikel 28 

Änderung der Kostenordnung 

Die Kostenordnung in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 361-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 7 
Abs. 17 des Gesetzes vom 17. Dezember 1990 (BGBl. I 
S. 2847), wird wie folgt geändert: 

1. § 69 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige einzige Satz wird Satz 1; in ihm 
werden die Worte „des Vergleichs-, Konkurs- 
oder Vollstreckungsgerichts" durch die Worte 
„des Insolvenz- oder Vollstreckungsgerichts" 
ersetzt. 

b) Es wird folgender neuer Satz 2 angefügt: 

„Soweit eine Eintragung oder Löschung nach 
den Vorschriften der Insolvenzordnung statt auf 
Ersuchen des Insolvenzgerichts auf Antrag des 
Insolvenzverwalters oder, wenn kein Verwalter 
bestellt ist, auf Antrag des Schuldners erfolgt, ist 
sie ebenfalls gebührenfrei." 

2. In § 87 Nr. 1 werden die Worte „eines Vergleichs- 
oder Konkursverfahrens" durch die Worte „eines 
Insolvenzverfahrens" und die Worte „des Voll- 
streckungsgerichts" durch die Worte „des Insol- 
venz- oder Vollstreckungsgerichts" ersetzt; es wird 
folgender Halbsatz angefügt: 

„ferner für Eintragimgen oder Löschungen, die 
nach den Vorschriften der Insolvenzordnung statt 
auf Ersuchen des Insolvenzgerichts auf Antrag des 
Insolvenzverwalters oder, wenn kein Verwalter 
bestellt ist, auf Antrag des Schuldners erfolgen; " . 

3. § 88 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Für Löschungen nach §§ 141a bis 144, 147 Abs. 1, 
§§ 159 und 161 des Gesetzes über die Angelegen- 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit werden 
keine Gebühren erhoben." 


Artikel 29 

Änderung der Bundesgebührenordnung 
für Rechtsanwälte 

Die Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliedenmgsnum- 
mer 368-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
zuletzt geändert durch Artikel 2 Nr. 7 des Gesetzes 
vom 20. Dezember 1991 (BGBL I S. 2317), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Dieses Gesetz gilt nicht, wenn der Rechtsanwalt 
als Vormund, Betreuer, Pfleger, Testamentsvoll- 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

14. In Nummer 1903 des Kostenverzeichnisses (An- 
lage 1 zum Gerichtskostengesetz) wird die 
Angabe „§ 142 KO" durch die Angabe „§ 204 
InsO" ersetzt. 

Artikel 28 
unverändert 


Artikel 29 

Änderung der Bundesgebührenordnung 
für Rechtsanwälte 

Die Bundesgebührenordnimg für Rechtsanwälte in 
der im Bundesgesetzblatt Teü III, Gliederungsnum- 
mer 368-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 


1. unverändert 
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Strecker, Insolvenzverwalter, Sachwalter, Mitglied 
des Gläubigerausschusses, Nachlaßverwalter, 
Zwangsverwalter, Treuhänder, Schiedsrichter 
oder in ähnlicher Stellung tätig wird. “ 

2. In der Überschrift des Fünften Abschnitts werden 
die Worte „Konkursverfahren und in Vergleichs- 
verfahren zur Abwendung des Konkurses sowie" 
durch die Worte „Insolvenzverfahren und" er- 
setzt. 

3. Die §§ 72 bis 77 werden wie folgt gefaßt: 

„§72 

Eröffnung des Insolvenzverfahrens 

Im Verfahren über einen Antrag auf Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens erhält der Rechtsanwalt 
drei Zehntel der vollen Gebühr? vertritt er einen 
Gläubiger, so erhält er die Hälfte der vollen 
Gebühr. 


§ 73 

Vertretung im Insolvenzverfahren 

Für die Vertretung im Insolvenzverfahren erhält 
der Rechtsanwalt die Hälfte der vollen Gebühr. 

§ 74 

Restschuldbefreiung, Insolvenzplan 

(1) Für die Tätigkeit im Verfahren über einen 
Antrag auf Restschuldbefreiung und im Verfahren 
über einen Insolvenzplan erhält der Rechtsanwalt 
eine besondere voUe Gebühr; vertritt er im Verfah- 
ren über einen Insolvenzplan den Beteiligten, der 
den Plan vorgelegt hat, so erhält er drei besondere 
volle Gebühren. Wird der Rechtsanwalt sowohl im 
Verfahren über einen Antrag auf Restschuldbefrei- 
ung als auch im Verfahren über einen Insolvenz- 
plan tätig, erhält er die Gebühr nur einmal nach 
dem höchsten Gebührensatz. 


(2) Wird nach der Aufhebung des Insolvenzver- 
fahrens ein Antrag auf Versagung oder Widerruf 
der Restschuldbefreiung gestellt (§§ 245, 249 und 
252 der Insolvenzordnung), so erhält der Rechtsan- 
walt in dem Verfahren die Hälfte der voUen 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


2. unverändert 


3. Die §§ 72 bis 77 werden wie folgt gefaßt: 

„§72 

Eröffnung des Insolvenzverfahrens. 

Schuldenbereinigungsplan 

(1) Im Verfahren über einen Antrag auf Eröff- 
nung des Insolvenzverfahrens erhält der Rechtsan- 
walt, der den Schuldner vertritt, für das Betreiben 
des Geschäfts (Geschäftsgebühr) drei Zehntel der 
vollen Gebühr. Ist der Rechtsanwalt auch im Ver- 
fahren über den Schuldenbereinigungsplan tätig, 
so erhöht sich die Geschäftsgebühr auf eine volle 
Gebühr. 

(2) Der Rechtsanwalt, der einen Gläubiger ver- 
tritt, erhält im Verfahren über einen Antrag auf 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens eine Ge- 
schäftsgebühr in Höhe der Hälfte der vollen 
Gebühr. Wird er auch im Verfahren über den 
Schuldenbereinigungsplan tätig, so erhöht sich 
die Geschäftsgebühr auf acht Zehntel der vollen 
Gebühr. 

§ 73 

unverändert 


§ 74 

Restschuldbefreiung, Insolvenzplan 

(1) Für die Tätigkeit im Verfahren über einen 
Antrag auf Restschuldbefreiung und im Verfahren 
über einen Insolvenzplan erhält der Rechtsanwalt 
eine besondere volle Gebühr. Vertritt er im Verfah- 
ren über einen Insolvenzplan den Schuldner, der 
den Plan vorgelegt hat, so erhält er neben der 
Gebühr des Satzes 1 zwei weitere volle Gebühren. 
Wird der Rechtsanwalt sowohl im Verfahren über 
einen Antrag auf Restschuldbefreiung als auch im 
Verfahren über einen Insolvenzplan tätig, erhält er 
die Gebühr nur einmal nach dem höchsten Gebüh- 
rensatz. 

(2) Wird nach der Aufhebung des Insolvenzver- 
fahrens ein Antrag auf Versagimg oder Widerruf 
der Restschuldbefreiung gesteht (§§ 346h, 346 o 
und 346 r der Insolvenzordnung), so erhält der 
Rechtsanwalt in dem Verfahren die Hälfte der 
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Gebühr. Das Verfahren ist eine besondere Angele- 
genheit; das Verfahren über mehrere, gleichzeitig 
anhängige Anträge ist eine Angelegenheit. 

§ 75 

Anmeldimg einer Insolvenzforderung 

Beschränkt sich die Tätigkeit des Rechtsanwalts 
auf die Anmeldimg einer Insolvenzforderung, so 
erhält er drei Zehntel der vollen Gebühr. 

§ 76 

Beschwerdeverfahren, Feststellungsverfahren 

Der Rechtsanwalt erhält besonders fünf Zehntel 
der in § 31 bestimmten Gebühren 

1, im Beschwerdeverfahren, 

2. im Verfahren über einen Antrag auf Feststellung 
der Zahlungsunfähigkeit oder des maßgebli- 
chen Eröffnungsantrags (§§ 157, 158 der Insol- 
venzordnung), 

Die Vorschriften des § 32 und des § 33 Abs. 1 und 2 
gelten nicht. 

§ 77 

Gegenstandswert 

(1) Die Gebühren der §§ 72 und 73 sowie des § 76 
im Falle der Beschwerde gegen den Beschluß über 
die Eröffnung des Insolvenzverfahrens werden, 
wenn der Auftrag vom Schuldner erteilt ist, nach 
dem Wert der Insolvenzmasse (§ 37 des Gerichts- 
kostengesetzes) berechnet. 


(2) Ist der Auftrag von einem Insolvenzgläubiger 
erteilt, so werden die Gebühren der §§ 72, 73, 75 
und die Gebühren im Falle der Beschwerde gegen 
den Beschluß über die Eröffnung des Insolvenzver- 
fahrens nach dem Nennwert der Forderung 
berechnet. Nebenforderungen sind mitzurech- 
nen. 

(3) Im übrigen ist der Gegenstandswert im Insol- 
venzverfahren imter Berücksichtigrmg des wirt- 
schaftlichen Interesses, das der Auftraggeber im 
Verfahren verfolgt, nach § 8 Abs. 2 Satz 2 zu 
bestimmen. " 

4. Die §§ 78 bis 80 sowie der bisherige § 81 werden 
aufgehoben. 

5. Der bisherige § 81a wird neuer § 81. ln seinem 
Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „der Aktiv- 
masse " durch die Worte „ des Wertes der Insolvenz- 
masse" ersetzt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

vollen Gebühr. Das Verfahren ist eine besondere 
Angelegenheit; das Verfahren über mehrere, 
gleichzeitig anhängige Anträge ist eine Angele- 
genheit. 

§ 75 

unverändert 


§ 76 

Beschwerdeverfahren, Feststellimgsverfahren 

Der Rechtsanwalt erhält im Beschwerdeverfah- 
ren besonders fünf Zehntel der in § 31 bestimmten 
Gebühren. Die Vorschriften des § 32 imd des § 33 
Abs. 1 imd 2 gelten nicht. 


§ 77 

Gegenstandswert 

(1) Die Gebühren des §§ 72 Abs. 1 imd 73 sowie 
des § 76 im Falle der Beschwerde gegen den 
Beschluß über die Eröffnung des Insolvenzverfah- 
rens werden, wenn der Auftrag vom Schuldner 
erteilt ist, nach dem Wert der Insolvenzmasse (§ 37 
des Gerichtskostengesetzes) berechnet. Im Fall des 
§ 72 Abs. 1 beträgt der Gegenstandswert Jedoch 
mindestens 6000 Deutsche Mark. 

(2) Ist der Auftrag von einem Insolvenzgläubiger 
erteilt, so werden die Gebühren des § 72 Abs. 2 und 
der §§ 73, 75 sowie die Gebühren im Falle der 
Beschwerde gegen den Beschluß über die Eröff- 
nung des Insolvenzverfahrens nach dem Nennwert 
der Forderung berechnet. Nebenforderungen sind 
mitzurechnen. 

(3) unverändert 


4, unverändert 


5. unverändert 
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Artikel 30 

Änderung des Einfühningsgesetzes 
zum Bürgerlichen Gesetzbuche 

Das Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetz- 
buche in der im Bimdesgesetzblatt Teil III, Gliede- 
rungsnummer 400-1, veröffentlichten bereinigten 
Fassimg, zuletzt geändert durch § 32 Satz 2 Nr, 2 des 
Gesetzes vom 26, Juni 1 992 (BGBl, IS, 1147), wird wie 
folgt geändert: 

1. In Artikel 51 werden das Wort „Konkursordmmg" 
durch das Wort „Insolvenzordnung" imd die Worte 
„Gesetze, betreffend die Anfechtimg von Rechts- 
handlimgen eines Schuldners außerhalb des Kon- 
kursverfahrens, vom 21. Juli 1879 (Reichsgesetz- 
blatt S. 277)" durch das Wort „Anfechtungsgesetz" 
ersetzt. 

2. In Artikel 131 werden die Worte „des Konkurses" 
durch die Worte „ des Insolvenzverfahrens " imd die 
Worte „dem Konkursverwalter das Recht," durch 
die Worte „das Recht, für die Insolvenzmasse" 
ersetzt. 


Artikel 31 

Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

Das Bürgerliche Gesetzbuch in der im Bimdesge- 
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 400-2, veröf- 
fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 28 des Gesetzes vom 25, Juli 1991 
(BGBl, I S. 1606), wird wie folgt geändert: 

1. § 42 wird wie folgt gefaßt: 

«§42 

(1) Der Verein wird durch die Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens aufgelöst. Wird das Verfah- 
ren auf Antrag des Schuldners eingestellt oder 
nach der Bestätigimg eines Insolvenzplans, der 
den Fortbestand des Vereins vorsieht, aufgeho- 
ben, so kann die Mitgliederversammlung die 
Fortsetzung des Vereins beschließen. 


(2) Der Vorstand hat im Falle der Zahlungsim- 
fähigkeit oder der Überschuldung die Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens zu beantragen. Wird die 
Stellung des Antrags verzögert, so sind die Vor- 
standsmitglieder, denen ein Verschulden zur Last 
fällt, den Gläubigem für den daraus entstehenden 
Schaden verantwortlich; sie haften als Gesamt- 
schuldner." 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel 30 

Änderung des Einführungsgesetzes 
zum Bürgerlichen Gesetzbuche 

Das Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetz- 
buche in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede- 
rungsnummer 400-1, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt 
geändert: 


1. unverändert 


2. unverändert 


3. ln Artikel 232 § 5 Abs. 2 wird die Jahreszahl 
„1994'* durch die Jahreszahl „1996"' ersetzt. 

Artikel 31 

Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

Das Bürgerliche Gesetzbuch in der im Bundesge- 
setzblatt Teil III, GHederungsmunmer 400-2, veröf- 
fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. § 42 wird wie folgt gefaßt: 

n§42 

(1) Der Verein wird durch die Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens aufgelöst. Wird das Verfah- 
ren auf Antrag des Schuldners eingestellt oder 
nach der Bestätigung eines Insolvenzplans, der 
den Fortbestand des Vereins vorsieht, aufgeho- 
ben, so kann die Mitgliederversammlung die 
Fortsetzung des Vereins beschließen. Durch die 
Satzung kann bestimmt werden, daß der Verein 
im Falle der Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
als nichtrechtsfähiger Verein fortbesteht; auch in 
diesem Fall kann unter den Voraussetzungen des 
Satzes 2 die Fortsetzung als rechtsfähiger Verein 
beschlossen werden. 

(2) unverändert 
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2. In § 47 wird der Punkt am Ende des Satzes durch 2. unverändert 
ein Komma ersetzt; es wird folgendes angefügt: 

„sofern nicht über das Vermögen des Vereins das 
Insolvenzverfahren eröffnet ist." 

3. In § 74 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „des 3. unverändert 
Konkurses" durch die Worte „des Insolvenzver- 
fahrens" ersetzt. 

4. § 75 wird wie folgt gefaßt: 4. unverändert 

„§75 

Die Eröffnung des Insolvenzverfahrens ist von 
Amts wegen einzutragen. Das gleiche gilt für 

1. die Aufhebung des Eröffnungsbeschlusses; 

2. die Bestellung eines vorläxifigen Insolvenzver- 
walters, wenn zusätzlich dem Schuldner ein 
allgemeines Verfügungsverbot axiferlegt oder 
angeordnet wird, daß Verfügimgen des 
Schuldners nur mit Zustimmung des vorläufi- 
gen Insolvenzverwalters wirksam sind, und die 
Aufhebung einer derartigen Sicherungsmaß- 
nahme; 

3. dieEinstellimgimddie Aufhebung des Verfah- 
rens und 

4. die Überwachung der Erfüllung eines Insol- 
venzplans und die Aufhebung der Überwa- 
chung. " 

5. In § 89 Abs. 2 werden die Worte „der Konkurs" 5. unverändert 
durch die Worte „das Insolvenzverfahren" 

ersetzt. 

6. In § 161 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „Konkursver- 6. unverändert 
Walter" durch das Wort „Insolvenzverwalter" 

ersetzt. 

7. In § 184 Abs. 2 wird das Wort „Konkursverwalter" 7. unverändert 

durch das Wort „Insolvenzverwalter" ersetzt. 

8. In § 207 Satz 1 werden die Worte „der Konkurs" 8. unverändert 
durch die Worte „das Insolvenzverfahren“ 

ersetzt. 

9. In § 209 Abs. 2 Nr. 2 wird das Wort „Konkurse" 9. unverändert 
durch das Wort „Insolvenzverfahren" ersetzt. 

10. § 214 wird wie folgt geändert: 10. unverändert 

a) In Absatz 1 werden die Worte „im Konkurse" 
durch die Worte „im Insolvenzverfahren" und 
die Worte „der Konkurs" durch die Worte „das 
Insolvenzverfahren" ersetzt. 

b) In Absatz 3 werden die Worte „des Konkurses" 
jeweils durch die Worte „des Insolvenzverfah- 
rens" ersetzt. 

11. In § 218 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „Konkurs" 11. unverändert 
durch das Wort „Insolvenzverfahren" ersetzt. 

12. In § 353 Abs. 2 wird das Wort „Konkursverwalter" 12. unverändert 
durch das Wort „Insolvenzverwalter“ ersetzt. 
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13. In § 377 Abs. 2 werden die Worte „der Konkurs" 
durch die Worte „ das Insolvenzverfahren" und die 
Worte „des Konkurses" durch die Worte „des 
Insolvenzverfahrens" ersetzt. 

14. In § 401 Abs. 2 werden die Worte „des Konkurses" 
durch die Worte „des Insolvenzverfahrens" 
ersetzt. 

15. In§418Abs. 2 werden die Worte „des Konkurses" 
durch die Worte „des Insolvenzverfahrens" und 
die Worte „im Konkurs" durch die Worte „im 
Insolvenzverfahren" ersetzt. 

16. § 419 wird aufgehoben. 

17. Der bisherige einzige Absatz des § 455 wird 
Absatz 1. Es wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Die Vereinbanmg eines Eigentumsvorbe- 
halts ist nichtig, soweit der Eigentumsübergang 
davon abhängig gemacht wird, daß der Käufer 
Forderungen eines Dritten, insbesondere eines 
mit dem Verkäufer verbundenen Unternehmens, 
erfüllt. " 

18. In § 457 werden die Worte „durch den Konkurs- 
verwalter" durch die Worte „aus einer Insolvenz- 
masse" ersetzt. 

19. In § 499 Satz 2 wird das Wort „Konkursverwalter" 
durch das Wort „Insolvenzverwalter" ersetzt. 

20. In § 512 werden die Worte „durch den Konkurs- 
verwalter" durch die Worte „aus einer Insolvenz- 
masse" ersetzt. 

21. § 728 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 728 

(1) Die Gesellschaft wird durch die Eröffnimg 
des Insolvenzverfahrens über das Vermögen der 
Gesellschaft aufgelöst. Wird das Verfahren auf 
Antrag des Schuldners eingestellt oder nach der 
Bestätigung eines Insolvenzplans, der den Fortbe- 
stand der Gesellschaft vorsieht, aufgehoben, so 
können die Gesellschafter die Fortsetzimg der 
Gesellschaft beschließen. 

(2) Die Gesellschaft wird durch die Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens über das Vermögen 
eines Gesellschafters aufgelöst. Die Vorschriften 
des § 727 Abs. 2 Satz 2, 3 finden Anwendimg." 

22. In § 730 Abs. 1 wird der Punkt am Ende des Satzes 
durch ein Komma ersetzt; es wird folgendes ange- 
fügt: 

„ sofern nicht über das Vermögen der Gesellschaft 
das Insolvenzverfahren eröffnet ist." 

23. In § 736 werden die Worte „der Konkurs" durch 
die Worte „das Insolvenzverfahren" ersetzt. 

24. In § 773 Abs. 1 Nr. 3 werden die Worte „der 
Konkurs " durch die Worte „ das Insolvenzverfah- 
ren" ersetzt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

13. unverändert 

14. unverändert 

15. unverändert 

16. unverändert 

17. unverändert 


18. unverändert 

19. unverändert 

20. unverändert 

21. unverändert 


22. unverändert 


23. In § 736 Abs. 1 werden die Worte „der Konkurs" 
durch die Worte „das Insolvenzverfahren" 
ersetzt. 

24. unverändert 


37 




Drucksache 12/7303 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Entwurf 

25. In § 883 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „Konkursver- 
walter" durch das Wort „Insolvenzverwalter" 
ersetzt. 

26. In § 925 Abs. 1 Satz 3 werden nach den Worten „in 
einem gerichtlichen Vergleich" die Worte „oder 
in einem Insolvenzplan" eingefügt. 

27. In § 1098 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „Konkurs- 
verwcdter" durch das Wort „Insolvenzverwalter" 
ersetzt. 

28. § 1670 wird aufgehoben. 


29. In § 1781 wird die Nummer 3 gestrichen; der 
Strichpunkt am Ende der Nummer 2 wird durch 
einen Punkt ersetzt. 

30. In § 1968 wird das Wort „standesmäßigen" gestri- 
chen. 

31. In § 1971 werden die Worte „Konkurse" in Satz 1 
und „Konkxirs" in Satz 2 jeweils durch das Wort 
„Insolvenzverfahren" ersetzt. 

32. In § 1974 Abs. 2 werden die Worte „des Nachlaß- 
konkurses" durch die Worte „des Nachlaßinsol- 
venzverfahrens" ersetzt. 

33. In den §§ 1975 imd 1976 werden die Worte „der 
Nachlaßkonkurs“ jeweils durch die Worte „das 
Nachlaßinsolvenzverfahren" ersetzt. 

34. In § 1977 Abs. 1 werden die Worte „des Nachlaß- 
konkurses" jeweils durch die Worte „des Nach- 
laßinsolvenzverfahrens" ersetzt. 

35. In § 1978 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „der 
Nachlaßkonkurs“ durch die Worte „das Nachlaß- 
insolvenzverfahren“ ersetzt. 

36. § 1980 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Hat der Erbe von der Zahlimgsunfähigkeit 
oder der Oberschuldimg des Nachlasses 
Kenntnis erlangt, so hat er unverzüglich die 
Eröffnung des Nachlaßinsolvenzverfahrens zu 
beantragen. " 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Kenntnis“ die Worte „der Zahlungsxmfähig- 
keit oder" eingefügt. 

37. In § 1984 Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „ §§ 7 und 
8 der Konkursordnimg" dxirch die Angabe „§§ 92 
und 93 der Insolvenzordnung" ersetzt. 

38. In § 1988 Abs. 1 werden die Worte „des Nachlaß- 
konkurses" durch die Worte „des Nachlaßinsol- 
venzverfahrens" ersetzt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
25. unverändert 


26. In § 925 Abs. 1 Satz 3 werden nach den Worten „in 
einem gerichtlichen Vergleich" die Worte „oder 
in einem rechtskräftig bestätigten Insolvenzplan" 
eingefügt. 

27. unverändert 

28. unverändert 

28a. § 1680 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 werden die Sätze 3 und 4 gestri- 
chen. 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „oder 
endet seine Vermögenssorge nach § 1670,** 
gestrichen. 

29. unverändert 


30. unverändert 

31. unverändert 


32. unverändert 


33. unverändert 


34. unverändert 


35. unverändert 


36. unverändert 


37. unverändert 


38. unverändert 
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39. § 1989 erhält folgende Fassung: 

„§ 1989 

Ist das Nachlaßinsolvenzverfahren durch Ver- 
teilung der Masse oder durch einen Insolvenzplan 
beendet, so finden auf die Haftung des Erben die 
Vorschriften des § 1973 entsprechende Anwen- 
dung." 

40. In § 1990 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „des 
Nachlaßkonkurses" durch die Worte „des Nach- 
laßinsolvenzverfahrens" und das Wort „Konkurs- 
verfahren" durch das Wort „Insolvenzverfahren" 
ersetzt. 

41. In § 1991 Abs. 4 werden die Worte „des Kon- 
kurses" durch die Worte „des Insolvenzverfah- 
rens" ersetzt. 

42. § 2000 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 2000 

Die Bestimmung einer Inventarfrist wird 
unwirksam, wenn eine Nachlaßverwaltung ange- 
ordnet oder das Nachlaßinsolvenzverfahren eröff- 
net wird. Während der Dauer der Nachlaßverwal- 
tung oder des Nachlaßmsolvenzverfahrens kann 
eine Inventarfrist nicht bestimmt werden. Ist das 
Nachlaßinsolvenzverfahren durch Verteilung der 
Masse oder durch einen Insolvenzplan beendet, 
so bedarf es zur Abwendung der unbeschränkten 
Haftung der Inventarerrichtung nicht. " 

43. § 2060 Nr. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. wenn das Nachlaßinsolvenzverfahren eröff- 
net und durch Verteilung der Masse oder 
durch einen Insolvenzplan beendigt worden 
ist." 

44. In § 2115 Satz 1 wird das Wort „Konkursverwal- 
ter" durch das Wort „Insolvenzverwalter" ersetzt. 

Artikel 32 

Änderung des Vertragshillegesetzes 

Das Vertragshilfegesetz in der im Bundesgesetz- 
blatt Teil III, Gliederungsnummer 402-4, veröffent- 
lichten bereinigten Fassung wird wie folgt geändert: 

1. In § 10 werden die Worte „des Konkurs- oder 
Vergleichsverfahrens" jeweils durch die Worte 
„des Insolvenzverfahrens" ersetzt. 

2. § 12 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„ (2) Insbesondere karm es dem Schuldner Verfü- 
gimgsbeschränkimgen gemäß § 25 Abs. 2 Nr. 1, 2, 
§§26 bis 29 der Insolvenzordnung auf erlegen mit 
der Maßgabe, daß an Stelle des vorläufigen Insol- 
venzverwalters eine Vertrauensperson bestellt 
werden kann. Der Vertrauensperson kann die 
Beaufsichtigimg des Gewerbebetriebes des 
Schuldners übertragen werden. Auf ihre Rechte 
und Pflichten sind die §§ 65, 68 bis 75 der 
Insolvenzordnung entsprechend anzuwenden. " 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
39. unverändert 


40. unveiändert 


41. unverändert 


42. unverändert 


43. unverändert 


44. unverändert 

Artikel 32 

Änderung des Vertragshilfegesetzes 

Das Vertragshilfegesetz in der im Bundesgesetz- 
blatt Teil III, Gliederungsnummer 402-4, veröffent- 
lichten bereinigten Fassung wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. § 12 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„ (2) Insbesondere kann es dem Schuldner Verfü- 
gimgsbeschränkungen gemäß § 25 Abs. 2 Nr. 1, 2, 
§§26 bis 29 der Insolvenzordnung auf erlegen mit 
der Maßgabe, daß an Stelle des vorläufigen Insol- 
venzverwalters eine Vertrauensperson bestellt 
werden kann. Der Vertrauensperson kann die 
Beaufsichtigimg des Gewerbebetriebes des 
Schuldners übertragen werden. Auf ihre Rechte 
und Pflichten sind die §§ 65, 68 bis 75 a der 
Insolvenzordnung entsprechend anzuwenden. " 
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Artikel 33 

Änderung des Wohnungseigentumsgesetzes 

Das Wohnungseigentumsgesetz in der im Bundes- 
gesetzblatt Teü III, Gliederungsnummer 403-1, veröf- 
fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 22. März 1991 
(BGBl. I S. 766), wird wie folgt geändert: 

1 . § 1 1 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„ (2) Das Recht eines Pfändungsgläubigers (§ 751 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs) sowie das im Insol- 
venzverfahren bestehende Recht (§ 95 Abs. 2 der 
Insolvenzordnung), die Aufhebung der Gemein- 
schaft zu verlangen, ist ausgeschlossen." 

2. In § 12 Abs. 3 Satz 2 wird das Wort „Konkiusver- 
walter" durch das Wort „Insolvenzverwalter" 
ersetzt. 

Artikel 34 

Änderung des Gesetzes über Rechte 
an eingetragenen Schiffen und Schiffsbauwerken 

Das Gesetz über Rechte an eingetragenen Schiffen 
und Schiffsbauwerken in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 403-4, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 28. August 1969 (BGBl. I S. 1513), wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 10 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „Konkursver- 
walter" durch das Wort „Insolvenzverwalter" 
ersetzt. 

2. In § 34 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „ Konkius " durch 
die Worte „das Insolvenzverfahren über das Ver- 
mögen" ersetzt. 

Artikel 35 

Änderung der Verordnung über das Erbbaurecht 

In § 8 der Verordnimg über das Erbbaurecht in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
403-6, veröffentlichten bereinigten Fassung, die 
zuletzt durch Artikel 2 Abs. 1 des Gesetzes vom 8. Juni 
1988 (BGBl. I S. 710) geändert worden ist, wird das 
Wort „Konkursverwalter" durch das Wort „Insolvenz- 
verwalter" ersetzt. 

Artikel 36 

Änderung des Gesetzes 
über Rechte an Luftfahrzeugen 

Das Gesetz über Rechte an Luftfahrzeugen in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
403-9, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch Artikel 9 Nr. 4 des Gesetzes vom 

3. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3281), wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 10 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „Konkiursver- 
walter" diuch das Wort „Insolvenzverwalter" 
ersetzt. 


Artikel 36 

unverändert 


Artikel 35 

unverändert 


Artikel 34 

unverändert 


Artikel 33 

unverändert 
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2. In § 34 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „Konkurs " durch 
die Worte „ das Insolvenzverfahren über das Ver- 
mögen" ersetzt. 

3. § 98 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „in diesem 
Gesetz" durch das Wort „gesetzlich" ersetzt. 

b) Absatz 3 wird aufgehoben. 

Artikel 37 

Änderung des Kabelpfandgesetzes 

In § 31 des Kabelpfandgesetzes in der im Bimdes- 
gesetzblatt Teil III, GMederungsnummer 403-10, ver- 
öffentlichten bereinigten Fassung, das durch Arti- 
kel 123 des Gesetzes vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 469) 
geändert worden ist, werden die Worte „des Kon- 
kurses" durch die Worte „des Insolvenzverfahrens" 
und das Wort „Konkursmasse" durch das Wort „Insol- 
venzmasse" ersetzt. 

Artikel 38 

Änderung des Handelsgesetzbuchs 

Das Handelsgesetzbuch in der im Bundesgesetz- 
blatt Teil III, Gliederungsnummer 4100-1, veröffent- 
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
Artikel 8 Abs, 5 des Gesetzes vom 17, Dezember 1990 
(BGBl. I S. 2847), wird wie folgt geändert: 


1. § 32 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 32 

(1) Wird über das Vermögen eines Kaufmanns 
das Insolvenzverfahren eröffnet, so ist dies von 
Amts wegen in das Handelsregister einzutragen. 
Das gleiche gilt für 

1. die Aufhebung des Eröffnungsbeschlusses, 

2. die Bestellung eines vorläufigen Insolvenzver- 
walters, wenn zusätzlich dem Schuldner ein 
allgemeines Verfügungsverbot auferlegt oder 
angeordnet wird, daß Verfügungen des 
Schuldners nur mit Zustimmung des vorläufi- 
gen Insolvenzverwalters wirksam sind, und die 
Aufhebung einer derartigen Sicherungsmaß- 
nahme, 

3 . die Einstellung und die Aufhebung des Verfah- 
rens und 

4. die Überwachung der Erfüllung eines Insol- 
venzplans und die Aufhebung der Überwa- 
chung. 

(2) Die Eintragungen werden nicht bekanntge- 
macht. Die Vorschriften des § 15 sind nicht anzu- 
wenden. " 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Artikel 37 

unverändert 


Artikel 38 

Änderung des Handelsgesetzbuchs 

Das Handelsgesetzbuch in der im Bundesgesetz- 
blatt Teil III, Gliederungsnummer 4100-1, veröffent- 
lichten bereiiügten Fassung, zuletzt geändert 
durch . . ., wird wie folgt geändert: 

0. In § 13 e Abs. 4 werden die Worte „eines Konkurs-, 
Vergleichs- oder ähnlichen Verfahrens" durch 
die Worte „eines Insolvenzverfahrens oder ähn- 
lichen Verfahrens" ersetzt. 

1. unverändert 
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2. § 34 wird wie folgt geändert: 2. unverändert 

a) In Absatz 1 werden die Angabe „ § 33 Abs, 3 " 
durch die Angabe „§ 33 Abs. 2 Satz 2 und 3" 
und die Worte „des Konkurses" durch die 
Worte „des Insolvenzverfahrens" ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird die Angabe „§ 33 Abs. 3" 
durch die Angabe „§ 33 Abs. 2 Satz 2 und 3" 
ersetzt. 


c) In Absatz 5 werden die Worte „ des Konkurses " 
durch die Worte „des Insolvenzverfahrens" 
ersetzt. 

3. § 130a wird wie folgt geändert: 3. unverändert 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Wird eine Gesellschaft, bei der kein Gesell- 
schafter eine natürliche Person ist, zahlung- 
sunfähig oder ergibt sich die Überschuldung 
der Gesellschaft, so ist die Eröffnung des Insol- 
venzverfahrens zu beantragen; dies gilt nicht, 
wenn zu den Gesellschaftern der offenen Han- 
delsgesellschaft eine andere offene Handels- 
gesellschaft oder Kommanditgesellschaft ge- 
hört, bei der ein persönlich haftender Gesell- 
schafter eine natürliche Person ist." 

b) Absatz 1 Satz 4 wird gestrichen. 

c) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „des 
Konkursverfahrens oder des gerichtlichen Ver- 
gleichsverfahrens" durch die Worte „des Insol- 
venzverfahrens" ersetzt. 

d) Absatz 3 Satz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„Satz 4 gilt nicht, wenn der Ersatzpflichtige 
zahlungsunfähig ist und sich zur Abwendung 
des Insolvenzverfahrens mit seinen Gläubi- 
gem vergleicht oder wenn die Ersatzpflicht in 
einem Insolvenzplan geregelt wird. " 

4. In § 130b Abs. 1 werden die Worte „des Konkurs- 4. unverändert 

Verfahrens oder des gerichtlichen Vergleichsver- 
fahrens" durch die Worte „des Insolvenzverfah- 
rens" ersetzt. 

5. § 131 wird wie folgt geändert: 5. unverändert 

a) Der bisherige Text wird Absatz 1. 

b) In den Nummern 3 und 5 werden die Worte 
„des Konkurses" jeweils durch die Worte „des 
Insolvenzverfahrens" ersetzt. 

c) Es wird folgender neuer Absatz 2 angefügt: 

„(2) Eine offene Handelsgesellschaft, bei der 
kein persönlich haftender Gesellschafter eine 
natürliche Person ist, wird ferner aufgelöst: 

1. mit der Rechtskraft des Beschlusses, durch 
den die Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
mangels Masse abgelehnt worden ist; 

2. durch die Löschung wegen Vermögenslo- 
sigkeit nach § 141a des Gesetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts- 
barkeit. 
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Dies gilt nicht, wenn zu den persönlich haften- 
den Gesellschaftern eine andere offene Han- 
delsgesellschaft oder Kommanditgesellschaft 
gehört, bei der ein persönlich haftender Gesell- 
schafter eine natürliche Person ist. “ 

6. In § 137 Abs. 2 werden die Worte „des Konkurses" 
durch die Worte „des Insolvenzverfahrens" 
ersetzt. 

7. In § 138 werden die Worte „der Konkurs" durch 
die Worte „das Insolvenzverfahren" ersetzt. 

8. § 141 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Diese Vorschriften finden im Falle der 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Ver- 
mögen eines Gesellschafters mit der Maßgabe 
Anwendung, daß die Erklärung gegenüber dem 
Insolvenzverwalter zu erfolgen hat und daß der 
Schuldner mit dem Zeitpunkt der Eröffmmg des 
Insolvenzverfahrens als aus der Gesellschaft aus- 
geschieden gilt. " 


9. In § 142 Abs. 2 werden die Worte „der Konkurs" 
durch die Worte „das Insolvenzverfahren" 
ersetzt. 

10. § 143 Abs. 1 und 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Auflösung der Gesellschaft ist von 
sämtlichen Gesellschaftern zur Eintragung in das 
Handelsregister anzumelden. Dies gilt nicht in 
den Fällen der Eröffmmg oder der Ablehnung der 
Eröffmmg des Insolvenzverfahrens über das Ver- 
mögen der Gesellschaft (§ 131 Abs. 1 Nr. 3 und 
Abs. 2 Nr. 1). In diesen Fällen hat das Gericht die 
Auflösung und ihren Grund von Amts wegen 
einzutragen. Im Falle der Löschung der Gesell- 
schaft (§ 131 Abs. 2 Nr. 2) entfällt die Eintragimg 
der Auflösung. 

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt entsprechend für das 
Ausscheiden eines Gesellschafters aus der Gesell- 
schaft. " 

11. § 144 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Ist die Gesellschaft durch die Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens über ihr Vermögen aufge- 
löst, das Verfahren aber auf Antrag des Schuld- 
ners eingestellt oder nach der Bestätigung eines 
Insolvenzplans, der den Fortbestand der Gesell- 
schaft vorsieht, aufgehoben, so können die 
Gesellschafter die Fortsetzung der Gesellschaft 
beschließen. " 

12. § 145 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „der Konkurs" 
durch die Worte „das Insolvenzverfahren" 
ersetzt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


6. unverändert 


7. unverändert 


8. § 141 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Diese Vorschriften finden im Falle der 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Ver- 
mögen eines Gesellschafters mit der Maßgabe 
Anwendimg, daß die Erklärung gegenüber dem 
Insolvenzverwalter oder, wenn Eigenverwaltung 
angeordnet ist, gegenüber dem Schuldner zu 
erfolgen hat und daß der Schuldner mit dem 
Zeitpunkt der Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
als aus der Gesellschaft ausgeschieden gilt." 

9. unverändert 


10. unverändert 


11. unverändert 


12. § 145 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 
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b) In Absatz 2 werden die Worte „ des Konkurses " 
durch die Worte „des Insolvenzverfahrens*' 
und die Worte „des Konkursverwalters" durch 
die Worte „des Insolvenzverwalters" ersetzt 


c) Es wird folgender neuer Absatz 3 angefügt: 

„(3) Ist die Gesellschaft durch Löschung 
wegen Vermögenslosigkeit aufgelöst, so findet 
eine Liquidation nur statt, wenn sich nach der 
Löschung herausstellt, daß Vermögen vorhan- 
den ist, das der Verteiltmg imterliegt." 

13. § 146 wird wie folgt geändert: 


14. § 171 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„ (2) Ist über das Vermögen der Gesellschaft das 
Insolvenzverfahren eröffnet, so wird während der 
Dauer des Verfahrens das den Gesellschaftsgläu- 
bigem nach Absatz 1 zustehende Recht durch den 
Insolvenzverwalter oder den Sachwalter ausge- 
übt." 

15. § 236 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „der Konkurs" 
durch die Worte „das Insolvenzverfahren" und 
das Wort „Konkursgläubiger" durch das Wort 
„Insolvenzgläubiger" ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird das Wort „Konkursmasse" 
durch das Wort „Insolvenzmasse" ersetzt. 

16. § 237 wird aufgehoben. 

17. § 370 wird aufgehoben. 

18. In § 505 Abs. 2 werden die Worte „der Konkurs" 
durch die Worte „das Insolvenzverfahren" 
ersetzt. 


— 12. Wahlperiode 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt 

„(2) Ist die Gesellschaft durch Kündigung 
des Gläubigers eines Gesellschafters oder 
durch die Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
über das Vermögen eines Gesellschafters auf- 
gelöst, so kann die Liquidation nur mit Zustim- 
mung des Gläubigers oder des Insolvenzver- 
walters unterbleiben; ist im Insolvenzverfah- 
ren Eigenverwaltung angeordnet, so tritt an 
die Stelle der Zustimmung des Insolvenzver- 
walters die Zustimmung des Schuldners.'* 

c) unverändert 


13. unverändert 

a) An Absatz 2 wird folgender neuer Satz ange- 
fügt: 

„Im Falle des § 145 Abs. 3 sind die Liquidatoren 
auf Antrag eines Beteiligten durch das Gericht 
zu ernennen. " 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Ist über das Vermögen eines Gesell- 
schafters das Insolvenzverfahren eröffnet imd 
ist ein Insolvenzverwalter bestellt, so tritt die- 
ser an die Stelle des Gesellschafters." 

14. unverändert 


15. unverändert 


16. unverändert 

17. unverändert 

18. unverändert 
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19. Nach § 506 wird folgender neuer § 506 a einge- 
fügt: 

„§ 506 a 

Die Reederei wird durch die Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens über ihr Vermögen aufge- 
löst. Wird das Insolvenzverfahren auf Antrag des 
Schuldners eingestellt oder nach der Bestätigung 
eines Insolvenzplans, der den Fortbestand der 
Reederei vorsieht, aufgehoben, so können die 
Mitreeder die Fortsetzimg der Reederei beschlie- 
ßen." 

20. In § 761 wird folgender neuer Satz 2 angefügt: 

„Sie haben Vorrang auch insoweit, als zoll- imd 
steuerpflichtige Sachen nach gesetzlichen Vor- 
schriften als Sicherheit für öffentliche Abgaben 
dienen." 

21. In § 888 Satz 1 wird das Wort „Konkursmasse" 
durch das Wort „Insolvenzmasse" ersetzt. 

22. In § 889 Abs. 1 wird das Wort „Konkursmasse" 
durch das Wort „Insolvenzmasse" ersetzt. 

Artikel 39 

Änderung des EWIV-Ausführungsgesetzes 

Das EWrV-Ausführungsgesetz vom 14. April 1988 

(BGBl. I S. 514) wird wie folgt geändert: 


1. In § 10 Abs. 1 werden die Worte „des Konkursver- 
fahrens " durch die Worte „ des Insolvenzverfahrens 
über das Vermögen der Vereinigimg" ersetzt. 

2. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Worte „des Kon- 
kurs- oder des Vergleichsverfahrens" durch die 
Worte „des Insolvenzverfahrens" ersetzt. 

b) In Satz 1 werden die Worte „des Konkursverfah- 
rens oder des gerichtlichen Vergleichsverfah- 
rens" durch die Worte „des Insolvenzverfah- 
rens" ersetzt. 

3. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort „Konkursan- 
tragspflicht“ durch die Worte „Antragspflicht 
bei Insolvenz" ersetzt. 

b) In Absatz 1 werden die Worte „des Konkursver- 
fahrens oder des gerichtlichen Vergleichsver- 
fahrens" durch die Worte „des Insolvenzverfah- 
rens" ersetzt. 

Artikel 40 

Änderung des Gesetzes betreffend 
die privatrechtlichen Verhältnisse der Flößerei 

ln § 22 Abs. 2 Satz 1 imd § 28 Abs. 1 Satz 1 des 

Gesetzes betreffend die privatrechtlichen Verhält- 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
19. unverändert 


20. unverändert 


21. unverändert 

22. unverändert 

Artikel 39 

Änderung des EWIV-Ausführungsgesetzes 

Das EWIV-Ausführungsgesetz vom 14. April 1988 
(BGBl. I S. 514) wird wie folgt geändert: 

0. In § 8 werden die Worte „der Konkurs" durch die 
Worte „das Insolvenzverfahren" ersetzt. 

1. unverändert 

2. unverändert 


3. unverändert 


Artikel 40 

unverändert 
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nisse der Flößerei in der im Bimdesgesetzblatt Teil HI, 

Gliederungsnummer 4103-5, veröffentlichten berei- 
nigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 287 Nr. 19 
des Gesetzes vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 469) 
geändert worden ist, werden die Worte „§ 41 der 
Konkursordnung" jeweils durch die Worte „§ 57 
Abs. 1 der Insolvenzordnimg" ersetzt. 


Artikel 41 

Änderung des Umwandlungsgesetzes 

Das Umwandlimgsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 6. November 1969 (BGBl. I 
S. 2081), zuletzt geändert durch Artikel 10 Abs, 8 des 
Gesetzes vom 19. Dezember 1985 (BGBL I S. 2355), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Das gleiche gilt, wenn eine Kapitalgesellschaft 
oder eine bergrechtliche Gewerkschcdt durch die 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens aufgelöst, das Ver- 
fahren aber auf Antrag des Schuldners eingestellt 
oder nach der Bestätigung eines Insolvenzplans, der 
den Fortbestand der Gesellschaft oder bergrechtli- 
chen Gewerkschaft vorsieht, axifgehoben worden 
ist." 

2. In § 7 Abs. 2 werden die Worte „des Konkurses" 
durch die Worte „des Insolvenzverfahrens" 
ersetzt. 

3. § 50 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Umwandlimg ist ausgeschlossen, wenn die 
Verbindlichkeiten des Einzelkaiifmaims sein Ver- 
mögen übersteigen." 

4. § 53 Abs. 2 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Prüfung hat sich ferner darauf zu erstrecken, 
ob die Verbindlichkeiten des Einzelkaufmanns 
sein Vermögen übersteigen. “ 

5. In § 54 Abs. 2 wird die Nummer 2 gestrichen; die 
bisherige Nummer 3 wird Nummer 2. 

6. § 55 Abs. 3 wird gestrichen. 

7. In § 56 e Abs. 2 wird die Nummer 2 gestrichen; die 
bisherige Nummer 3 wird Nummer 2. 

8. In § 56f Abs. 2 wird die Angabe „imd 3" gestri- 
chen. 


Artikel 41 

Änderung des Umwandlungsgesetzes 

Das Umwandlungsgesetz in der Fassimg der 
Bekaimtmachung vom 6. November 1969 (BGBl. I 
S. 2081), zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt 
geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. In § 56f Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe 3“ 
gestrichen. 


Artikel 42 Artikel 42 

Änderung des Gesetzes über die Kapitalerhöhung unverändert 

aus Gesellschaftsmitteln und über 
die Verschmelzung von Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung 

In § 26 Abs. 2 des Gesetzes über die Kapitalerhö- 
himg axxs Gesellschaftsmitteln imd über die Ver- 
schmelzung von Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung in der im Bimdesgesetzblatt Teil III, Gliedenmgs- 
nummer 4120-2, veröffentlichten bereinigten Fas- 
sung, das zuletzt durch Artikel 10 Abs. 9 des Gesetzes 
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vom 19. Dezember 1985 (BGBl. I S. 2355) geändert 
worden ist, werden die Worte „des Konkurses" durch 
die Worte „des Insolvenzverfahrens" ersetzt. 


Artikel 43 Artikel 43 

Änderung des Gesetzes unverändert 

über Kapitalanlagegesellschaften 

Das Gesetz über Kapitalanlagegesellschaften in der 
Fassimg der Bekanntmachimg vom 14. Januar 1970 
(BGBl. I S. 127), zuletzt geändert durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 25. Februar 1992 (BGBl. I S. 297), wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 11 Abs. 1 wird das Wort „Konkursverwalter" 
durch das Wort „Insolvenzverwalter" ersetzt. 

2. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Das Recht der Kapitalanlagegesellschaft, 
die Sondervermögen zu verwalten, erlischt fer- 
ner mit der Eröffnimg des Insolvenzverfahrens 
über das Vermögen der Kapitalanlagegesell- 
schaft oder nüt der Rechtskraft des Gerichts- 
beschlusses, durch den die Eröffmmg des Insol- 
venzverfahrens mangels Masse abgelehnt wird 
(§ 30 der Insolvenzordmmg). Die Sondervermö- 
gen gehören nicht zur Insolvenzmasse der Kapi- 
talanlagegesellschaft. " 

b) In Absatz 4 werden die Worte „oder wird das 
gerichtliche Vergleichsverfahren eröffnet" ge- 
strichen. 


Artikel 44 Artikel 44 

Änderung des Gesetzes über die Spaltung der unverändert 

von der Treuhandanstalt verwalteten Unternehmen 

In § 11 Abs. 1 Satz 4 des Gesetzes über die Spaltung 
der von der Treuhandanstalt verwalteten Unterneh- 
men vom 5. April 1991 (BGBl. I S. 854) werden die 
Worte „des Konkurses" durch die Worte „des Insol- 
venzverfahrens" ersetzt. 


Artikel 45 

unverändert 

Das Aktiengesetz vom 6. September 1965 (BGBl, I 
S. 1089), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 30. November 1990 (BGBl. I S. 2570), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 50 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Die zeitliche Beschränkimg gilt nicht, wenn der 
Ersatzpflichtige zahlimgsunfähig ist imd sich z\ir 
Abwendimg des Insolvenzverfahrens mit seinen 
Gläubigem vergleicht oder wenn die Ersatzpflicht 
in einem Insolvenzplan geregelt wird." 


Artikel 45 

Änderung des Aktiengesetzes 
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2. § 62 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Ist über das Vermögen der Gesellschaft das 
Insolvenzverfahren eröffnet, so übt während des- 
sen Dauer der Insolvenzverwalter oder der Sach- 
walter das Recht der Gesellschaftsgläubiger 
gegen die Aktionäre aus. " 

3. § 87 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Wird über das Vermögen der Gesellschaft 
das Insolvenzverfahren eröffnet xmd kündigt der 
Insolvenzverwalter den AnsteUimgsvertrag eines 
Vorstandsmitglieds, so kann es Ersatz für den 
Schaden, der ihm durch die Aufhebimg des 
Dienstverhältnisses entsteht, nur für zwei Jahre 
seit dem Ablauf des Dienstverhältnisses verlan- 
gen." 

4. § 92 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Wird die Gesellschaft zahlxmgsunfähig, so 
hat der Vorstand ohne schuldhaftes Zögern, spä- 
testens aber drei Wochen nach Eintritt der Zah- 
limgsunfähigkeit, die Eröffmmg des Insolvenz- 
verfahrens zu beantragen. Dies gilt sinngemäß, 
wenn sich eine Überschuldxmg der Gesellschaft 
ergibt. " 

5. § 93 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 Satz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„Die zeitliche Beschränkxmg gilt nicht, wenn 
der Ersatzpflichtige zahlimgsunfähig ist imd 
sich zur Abwendxmg des Insolvenzverfahrens 
mit seinen Gläubigem vergleicht oder wenn 
die Ersatzpflicht in einem Insolvenzplan gere- 
gelt wird. " 

b) Absatz 5 Satz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„Ist über das Vermögen der Gesellschaft das 
Insolvenzverfahren eröffnet, so übt während 
dessen Dauer der Insolvenzverwalter oder der 
Sachwalter das Recht der Gläubiger gegen die 
Vorstandsmitglieder aus." 

6. § 117 Abs. 5 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Ist über das Vermögen der Gesellschaft das 
Insolvenzverfahren eröffnet, so übt während des- 
sen Dauer der Insolvenzverwalter oder der Sach- 
walter das Recht der Gläubiger aus. " 

7. In § 225 Abs. 1 Satz 3 werden die Worte „des 
Konkurses" durch die Worte „des Insolvenzver- 
fahrens" ersetzt. 

8. In § 233 Abs. 2 Satz 3 werden die Worte „des 
Konkurses" durch die Worte „des Insolvenzver- 
fahrens" ersetzt. 

9. § 262 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In der Nummer 3 werden die Worte „des 
Konkursverfahrens" durch die Worte „des 
Insolvenzverfahrens " ersetzt. 
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b) Die Nummer 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. mit der Rechtskraft des Beschlusses, durch 
den die Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
mangels Masse abgelehnt wird;". 

c) Der Punkt am Ende der Nummer 5 wird durch 
einen Strichpunkt ersetzt; es wird folgende 
neue Nummer 6 angefügt: 

„6. durch Löschung der Gesellschaft wegen 
Vermögenslosigkeit nach § 141a des 
Gesetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit." 

10. § 263 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden die Worte „des Konkursver- 
fahrens" durch die Worte „des Insolvenzver- 
fahrens" ersetzt. 

b) Es wird folgender neuer Satz 4 angefügt: 

„Im Falle der Löschung der Gesellschaft (§ 262 
Abs. 1 Nr. 6) entfällt die Eintragung der Auflö- 
sung." 

11. § 264 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Konkursverfahren" 
durch das Wort „Insolvenzverfahren" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird neuer Absatz 3. 

c) Es wird folgender neuer Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Ist die Gesellschaft durch Löschung 
wegen Vermögenslosigkeit aufgelöst, so findet 
eine Abwicklimg nur statt, wenn sich nach der 
Löschimg herausstellt, daß Vermögen vorhan- 
den ist, das der Verteilimg imterhegt. Die 
Abwickler sind auf Antrag eines Beteiligten 
durch das Gericht zu ernennen. " 

12. § 274 Abs. 2 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ 1 . durch die Eröffmmg des Insolvenzverfahrens 
aufgelöst, das Verfahren aber auf Antrag des 
Schuldners eingestellt oder nach der Bestäti- 
gimg eines Insolvenzplans, der den Fortbe- 
stand der Gesellschaft vorsieht, aufgehoben 
worden ist;". 

13. § 283 Nr. 14 wird wie folgt gefaßt: 

„14. den Antrag aüf Eröffmmg des Insolvenzver- 
fahrens." 

14. § 289 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. mit der Rechtskraft des Beschlusses, durch 
den die Eröffmmg des Insolvenzverfahrens 
mangels Masse abgelehnt wird; " . 
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b) In Absatz 2 wird der Punkt am Ende der 
Nummer 2 durch einen Strichpunkt ersetzt; es 
wird folgende neue Nummer 3 angefügt: 

„3. durch die Löschimg der Gesellschaft 
wegen Vermögenslosigkeit nach § 141a 
des Gesetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit." 

c) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „des 
Konkursverfahrens" durch die Worte „des 
Insolvenzverfahrens" ersetzt. 

d) An Absatz 6 werden folgende neue Sätze 
angefügt: 

„In den Fällen des Absatzes 2 hat das Gericht 
die Auflösung und ihren Grund von Amts 
wegen einzutragen. Im Falle des Absatzes 2 
Nr. 3 entfällt die Eintragung der Auflösvmg." 

15. An § 290 wird folgender neuer Absatz 3 ange- 
fügt: 

„(3) Ist die Gesellschaft durch Löschimg wegen 
Vermögenslosigkeit aufgelöst, so findet eine 
Abwicklimg nur statt, wenn sich nach der 
Löschung herausstellt, daß Vermögen vorhanden 
ist, das der Verteilimg imterliegt. Die Abwickler 
sind auf Antrag eines Beteiligten durch das 
Gericht zu ernennen. " 

16. § 302 Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Dies gilt nicht, wenn der Ausgleichspflichtige 
zahlimgsunfähig ist imd sich zur Abwendimg des 
Insolvenzverfahrens mit seinen Gläubigem ver- 
gleicht oder wenn die Ersatzpflicht in einem 
Insolvenzplan geregelt wird. " 

17. In § 303 Abs. 2 werden die Worte „des Konkurses" 
durch die Worte „des Insolvenzverfahrens" 
ersetzt. 

18. § 309 wird wie folgt geändert; 

a) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Die zeitliche Beschränkung gilt nicht, wenn 
der Ersatzpflichtige zahlimgsunfähig ist und 
sich zur Abwendung des Insolvenzverfahrens 
mit seinen Gläubigem vergleicht oder wenn 
die Ersatzpficht in einem Insolvenzplcm gere- 
gelt wird." 

b) Absatz 4 Satz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„Ist über das Vermögen der Gesellschaft das 
Insolvenzverfahren eröffnet, so übt während 
dessen Dauer der Insolvenzverwalter oder der 
Sachwalter das Recht der Aktionäre und Gläu- 
biger, den Ersatzanspmch der Gesellschaft 
geltend zu machen, aus. " 

19. In § 321 Abs. 2 werden die Worte „des Konkurses" 
durch die Worte „des Insolvenzverfahrens" 
ersetzt. 
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20. In § 347 Abs. 2 werden die Worte „des Konkurses" 
durch die Worte „des Insolvenzverfahrens" 
ersetzt. 

21. § 385 q wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird das Wort „Konkursverfahren" 
durch das Wort „Insolvenzverfahren" ersetzt. 

b) In Satz 2 wird die Angabe „ §§ 105 bis 1 15 a, 116 
und 117" durch die Angabe „§§ 105 bis 115 a 
und § 116 Nr. 1 bis 3" ersetzt. 

22. In § 401 Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte „des 
Konkursverfahrens oder des gerichtlichen Ver- 
gleichsverfahrens" durch die Worte „des Insol- 
venzverfahrens" ersetzt. 

Artikel 46 

Änderung des Gesetzes betreffend die Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung 

Das Gesetz betreffend die Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliedenmgsnummer 4123-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassimg, zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 18, Dezember 1991 (BGBL I 
S. 2206), wird wie folgt geändert: 

1. § 9b Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Dies gilt nicht, wenn der Ersatzpflichtige zah- 
lungsunfähig ist und sich zur Abwendung des 
Insolvenzverfahrens mit seinen Gläubigem ver- 
gleicht oder wenn die Ersatzpflicht in einem 
Insolvenzplan geregelt wird." 

2. § 32 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Hat ein Gesellschafter der Gesellschaft 
in einem Zeitpunkt, in dem üir die Gesellschaf- 
ter als ordentliche Kaufleute Eigenkapital 
zugeführt hätten, statt dessen ein Darlehen 
gewährt, so kann er den Anspmch auf Rückge- 
währ des Darlehens im Insolvenzverfahren 
über das Vermögen der Gesellschaft nur als 
nachrangiger Insolvenzgläubiger geltend ma- 
chen." 

b) In Absatz 2 werden die Worte „im Konkursver- 
fahren oder im Vergleichsverfahren zur Ab- 
wendimg des Konkurses" ersetzt durch die 
Worte „im Insolvenzverfahren". 

3. § 32 b Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Hat die Gesellschaft im Fall des § 32a Abs. 2, 3 
das Dculehen im letzten Jahr vor dem Antrag auf 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder nach die- 
sem Antrag zurückgezahlt, so hat der Gesellschaf- 
ter, der die Sicherung bestellt hatte oder als Bürge 
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Artikel 46 

Änderung des Gesetzes betreffend die Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung 

Das Gesetz betreffend die Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 4123-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch . . ., wird 
wie folgt geändert: 


1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 
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haftete, der Gesellschaft den zurückgezahlten 
Betrag zu erstatten; § 165 der Insolvenzordnung 
gilt entsprechend. " 

4. Nach § 58 werden die folgenden §§ 58 a bis 58 f 
eingefügt: 

«§58a 

(1) Eine Herabsetzung des Stammkapitals, die 
dazu dienen soll, Wertminderungen auszuglei- 
chen oder sonstige Verluste zu decken, kann als 
vereinfachte Kapitalherabsetzung vorgenommen 
werden. 

(2) Die vereinfachte Kapitalherabsetzimg ist nur 
zulässig, nachdem der Teil der Kapital- \md 
Gewiimrücklagen, der zusammen über zehn vom 
Himdert des nach der Herabsetzung verbleiben- 
den Stammkapitals hinausgeht, vorweg aufgelöst 
ist. Sie ist lücht zulässig, solange ein Gewinnvor- 
trag vorhanden ist. 

(3) Im Beschluß über die vereinfachte Kapital- 
herabsetzung sind die Nennbeträge der Ge- 
schäftsanteile dem herabgesetzten Stammkapital 
anzupassen. Die Geschäftsanteile können auf 
jeden durch zehn teübaren Betrag, müssen jedoch 
auf mindestens fünfzig Deutsche Mark gestellt 
werden. Geschäftsanteüe, deren Nennbetrag 
durch die Herabsetzung \mter fünfzig Deutsche 
Mark sinken würde, sind von den Geschäftsfüh- 
rern zu gemeinschaftlichen Geschäftsanteilen zu 
vereinigen, wenn die Einlagen auf die Geschäfts- 
anteile voll geleistet, die Geschäftsanteüe nicht 
mit einer Nachschußpflicht oder mit Rechten 
Dritter belastet und nach dem Gesellschafts- 
vertrag lücht mit verschiedenen Rechten xmd 
Pflichten ausgestattet sind. Die Erklänmg über 
die Vereinigimg der Geschäftsanteüe bedarf 
der notarieUen Beurkundimg. Die Vereinigimg 
wird nüt der Eintragung des Beschlusses über 
die Kapitalherabsetzung in das Handelsregister 
wirksam. 

(4) Das Stammkapital kann unter den in § 5 
Abs. 1 bestimmten Mindestnennbetrag herabge- 
setzt werden, wenn dieser durch eine Kapitaler- 
höhung wieder erreicht wird, die zugleich mit der 
Kapitalherabsetzung beschlossen ist und bei der 
Sacheinlagen nicht festgesetzt sind. Die Be- 
schlüsse sind nichtig, wenn sie nicht binnen drei 
Monaten nach der Beschlußfassung in das Han- 
delsregister eingetragen worden sind. Der Lauf 
der Frist ist gehemmt, solange eine Anfechtungs- 
oder Nichtigkeitsklage rechtshängig ist oder 
eine zur Kapitalherabsetzung oder Kapitalerhö- 
hung beantragte staatliche Genehmigung noch 
nicht erteüt ist. Die Beschlüsse soUen nur 
zusammen in das Handelsregister eingetragen 
werden. 

(5) Neben den §§53 und 54 über die Abände- 
rung des GeseUschaftsvertrags gelten die §§ 58b 
bis 58 f. 
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4. Nach § 58 werden die folgenden §§ 58a bis 58f 
eingefügt: 

„§ 58 a 
unverändert 
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§ 58 b 

(1) Die Beträge, die aus der Auflösung der 
Kapital- oder Gewinnrücklagen und aus der 
Kapitalherabsetzung gewonnen werden, dür- 
fen nur verwandt werden, um Wertminderun- 
gen auszugleichen und sonstige Verluste zu dek- 
ken. 

(2) Daneben dürfen die gewonnenen Beträge in 
die Kapitalrücklage eingestellt werden, soweit 
diese zehn vom Hundert des Stammkapitals nicht 
übersteigt. Als Stammkapital gilt dabei der Nenn- 
betrag, der sich dmch die Herabsetzung ergibt, 
mindestens aber der nach § 5 Abs. 1 zulässige 
Mindestnennbetrag. 

(3) Ein Betrag, der auf Grund des Absatzes 2 in 
die Kapitalrücklage eingestellt worden ist, darf 
vor Ablauf des fünften nach der Beschlußfassung 
über die Kapitalherabsetzung beginnenden Ge- 
schäftsjahrs nur verwandt werden 

1 . zum Ausgleich eines Jahresfehlbetrags, soweit 
er nicht durch einen Gewinnvortrag aus dem 
Vorjahr gedeckt ist und nicht durch Auflösung 
von Gewinnrücklagen ausgeglichen werden 
kaim; 

2. zum Ausgleich eines Verlustvortrags aus dem 
Vorjahr, soweit er nicht durch einen Jahres- 
überschuß gedeckt ist und nicht durch Auflö- 
simg von Gewmnrücklagen ausgeglichen wer- 
den karm; 

3. zur Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmit- 
teln. 


§ 58 b 

unverändert 


§ 58 c 

Ergibt sich bei Aufstellung der Jahresbüanz 
für das Geschäftsjahr, in dem der Beschluß 
über die Kapitalherabsetzung gefaßt wurde, 
oder für eines der beiden folgenden Geschäfts- 
jahre, daß Wertmindenmgen und sonstige Ver- 
luste in der bei der Beschlußfassung angenom- 
menen Höhe tatsächlich nicht eingetreten oder 
ausgeglichen waren, so ist der Unterschieds- 
betrag in die Kapitalrücklage einzustellen. 
Für einen nach Satz 1 in die Kapitalrücklage 
eingestellten Betrag güt § 58b Abs. 3 sinnge- 
mäß. 


§ 58d 

(1) Gewinn darf vor Ablauf des fünften nach 
der Beschlußfassung über die Kapitalherabset- 
zung beginnenden Geschäftsjahrs nur ausge- 
schüttet werden, wenn die Kapital- und 
Gewinnrücklagen zusammen zehn vom Hun- 
dert des Stammkapitals erreichen. Als Stamm- 
kapital güt dabei der Nennbetrag, der sich 
durch die Herabsetzung ergibt, mindestens 
aber der nach § 5 Abs. 1 zulässige Mindest- 
nennbetrag. 

(2) Die Zahlung eines Gewirmanteüs von 
mehr als vier vom Hundert ist erst für ein 


§ 58 c 

unverändert 


§ 58 d 

unverändert 
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Geschäftsjahr zulässig, das später als zwei 
Jahre nach der Beschlußfassung über die Kapi- 
talherabsetzung beginnt. Dies gilt nicht, wenn 
die Gläubiger, deren Forderungen vor der 
Bekanntmachung der Eintragung des Be- 
schlusses begründet worden waren, befriedigt 
oder sichergestellt sind, soweit sie sich binnen 
sechs Monaten nach der Bekanntmachung des 
Jahresabschlusses, aiif Grund dessen die 
Gewinnverteüüng beschlossen ist, zu diesem 
Zweck gemeldet haben. Einer Sicherstellung 
der Gläubiger bedarf es nicht, die im Fall des 
Insolvenzverfahrens ein Recht auf vorzugs- 
weise Befriedigimg aus einer Deckungsmasse 
haben, die nach gesetzlicher Vorschrift zu 
ihrem Schutz errichtet und staatlich überwacht 
ist. Die Gläubiger sind in der Bekanntmachung 
nach § 325 Abs. 1 Satz 2 oder Abs. 2 Satz 1 des 
Handelsgesetzbuchs auf die Befriedigung oder 
Sicherstellung hinzuweisen. 

§ 58 e 

(1) Im Jahresabschliiß für das letzte vor der 
Beschlußfassung über die Kapitalherabsetzung 
abgelaufene Geschäftsjahr können das ge- 
zeichnete Kapital sowie die Kapital- und 
Gewinnrücklagen in der Höhe ausgewiesen 
werden, in der sie nach der Kapitalherabset- 
zung bestehen sollen. Dies güt nicht, wenn der 
Jahresabschluß anders €ds durch Beschluß der 
Gesellschafter festgestellt wird. 

(2) Der Beschluß über die Feststellung des 
Jahresabschlusses soU zugleich mit dem 
Beschluß über die Kapitalherabsetzung gefaßt 
werden. 

(3) Die Beschlüsse sind nichtig, wenn der 
Beschluß über die Kapitalherabsetzung nicht 
binnen drei Monaten nach der Beschlußfas- 
sung in das Handelsregister eingetragen wor- 
den ist. Der Lauf der Frist ist gehemmt, solange 
eine Anfechtungs- oder Nichtigkeitsklage 
rechtshängig ist oder eine zur Kapitalherabset- 
zung beantragte staatliche Genehmigung noch 
nicht erteüt ist. 

(4) Der Jahresabschluß darf nach § 325 des 
Handelsgesetzbuchs erst nach Eintragimg des 
Beschlusses über die Kapitalherabsetzung 
offengelegt werden. 

§58f 

(1) Wird im Fall des § 58e zugleich mit der 
Kapitalherabsetzung eine Erhöhung des 
Stammkapitals beschlossen, so kann auch die 
Kapitalerhöhung in dem Jahresabschluß als 
vollzogen berücksichtigt werden. Die Be- 
schlußfassung ist nur zulässig, wenn die neuen 
Stammeinlagen übernommen, keine Sachein- 
lagen festgesetzt sind und wenn auf jede neue 
Stammeinlage die Einzahlung geleistet ist, die 
nach § 56 a zur Zeit der Aiuneldung der Kapi- 
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§ 58e 

(1) Im Jahresabschluß für das letzte vor der 
Beschlußfassung über die Kapitalherabsetzung 
abgelaiifene Geschäftsjahr können das 
Stammkapital sowie die Kapital- und Gewiim- 
rücklagen in der Höhe ausgewiesen werden, in 
der sie nach der Kapitalherabsetzung bestehen 
sollen. Dies gilt nicht, wenn der Jahresabschluß 
anders als durch Beschluß der Gesellschafter 
festgesteUt wird. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


§ 58 f 

(1) unverändert 
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talerhöhung bewirkt sein muß. Die Übernahme 
und die Einzahlung sind dem Notar nachzu- 
weisen, der den Beschluß über die Erhöhimg 
des Stammkapitals beurkundet. 

(2) Sämtliche Beschlüsse sind nichtig, wenn 
die Beschlüsse über die Kapitalherabsetzung 
und die Kapitalerhöhung nicht binnen drei 
Monaten nach der Beschlußfassung in das 
Handelsregister eingetragen worden sind. Der 
Lauf der Frist ist gehemmt, solange eine 
Anfechtungs- oder Nichtigkeitsklage rechts- 
hängig ist oder eine zur Kapitalherabsetzung 
oder Kapitalerhöhung beantragte staatüche 
Genehmigung noch nicht erteilt worden ist. Die 
Beschlüsse sollen nur zusammen in das Han- 
delsregister eingetragen werden, 

(3) Der Jahresabschluß darf nach § 325 des 
Handelsgesetzbuchs erst offengelegt werden, 
nachdem die Beschlüsse über die Kapitalher- 
absetzimg imd Kapitalerhöhimg eingetragen 
worden sind. " 

5. § 60 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 5. unverändert 

a) Die Nummer 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4, durch die Eröffmmg des Insolvenzverfah- 
rens; wird das Verfahren axif Antrag des 
Schuldners eingestellt oder nach der 
Bestätigung eines Insolvenzplans, der den 
Fortbestand der Gesellschaft vorsieht, auf- 
gehoben, so können die Gesellschafter die 
Fortsetzung der Gesellschaft beschlie- 
ßen;". 

b) Die bisherige Nummer 5 wird die neue Num- 
mer 6; der Punkt am Ende dieser Nummer wird 
durch einen Strichpunkt ersetzt. 

c) Es wird folgende neue Nummer 5 eingefügt: 

„5. mit der Rechtskraft des Beschlusses, durch 
den die Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
mangels Masse abgelehnt worden ist;". 

d) Es wird folgende neue Nummer 7 angefügt: 

„7. durch die Löschung der Gesellschaft 
wegen Vermögenslosigkeit nach § 141a 
des Gesetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit." 

6. § 63 wird aufgehoben. 6. unverändert 

7. § 64 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 7. unverändert 

„(1) Wird die Gesellschaft zahlimgsunfähig, so 
haben die Geschäftsführer ohne schuldhaftes 
Zögern, spätestens aber drei Wochen nach Eintritt 
der Zahlimgsunfähigkeit, die Eröffnung des Insol- 
venzverfahrens zu beantragen. Dies gilt sinnge- 
mäß, wenn sich eine Überschuldung der Gesell- 
schaft ergibt." 
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8. § 65 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Dies gilt nicht in den Fällen der Eröffnung 
oder der Ablehnung der Eröffnung des Insol- 
venzverfahrens und der gerichtlichen Feststel- 
lung eines Mangels des Gesellschaftsvertrags 
oder der Nichteinhaltung der Verpflichtungen 
nach § 19 Abs, 4 Satz 1." 

b) Es wird folgender neuer Satz 4 angefügt: 

„Im Falle der Löschimg der Gesellschaft (§ 60 
Abs. 1 Nr. 7) entfällt die Eintragimg der Auflö- 
sung." 

9. § 66 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „des Konkurs- 
verfahrens" durch die Worte „des Insolvenz- 
verfahrens" ersetzt, 

b) Es wird folgender neuer Absatz 5 angefügt: 

„(5) Ist die Gesellschaft durch Löschung 
wegen Vermögenslosigkeit aufgelöst, so findet 
eine Liquidation nur statt, wenn sich nach der 
Löschung herausstellt, daß Vermögen vorhan- 
den ist, das der Verteilung unterliegt. Die 
Liquidatoren sind auf Antrag eines Beteiligten 
durch das Gericht zu ernennen." 

10. § 84 Abs. 1 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„ 2. als Geschäftsführer entgegen § 64 Abs. 1 oder 
als Liquidator entgegen § 71 Abs. 4 unterläßt, 
bei Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung 
die Eröffnung des Insolvenzverfahrens zu 
beantragen. " 

Artikel 47 

Änderung des Gesetzes betreffend die Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften 

Das Gesetz betreffend die Erwerbs- und Wirt- 
schaftsgenossenschaften in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliedenmgsnummer 4125-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 30. November 1990 (BGBL l 
S. 2570), wird wie folgt geändert: 

1. In § 6 Nr. 3 werden die Worte „im Konkurs" durch 
die Worte „im Insolvenzverfahren über das Ver- 
mögen" und das Wort „Konkursmasse" durch das 
Wort „Insolvenzmasse" ersetzt. 

2. In § 22a Abs. 1 wird das Wort „Konkursmasse" 
durch das Wort „Insolvenzmasse" ersetzt. 

3. § 34 Avird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Nr. 4 werden die Worte „Konkurs- 
gnmd nach § 98 Abs. 1 " durch die Worte „nach 
§ 98 Gnmd für die Eröffnung des Insolvenzver- 
fahrens" ersetzt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

8. § 65 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Dies gilt nicht in den Fällen der Eröffnung 
oder der Ablehnung der Eröffnung des Insol- 
venzverfahrens imd der gerichtiichen Feststel- 
lung eines Mangels des Gesellschafts Vertrags 
oder der Nichteinhaltung der Verpflichtungen 
nach § 19 Abs. 4." 

b) unverändert 


9. unverändert 


10. unverändert 


Artikel 47 

Änderung des Gesetzes betreffend die Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften 

Das Gesetz betreffend die Erwerbs- und Wirt- 
schaftsgenossenschaften in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliedenmgsnummer 4125-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch , . wird 
wie folgt geändert: 


1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 
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b) In Absatz 5 Satz 3 werden die Worte „der 
Konkurs" durch die Worte „das Insolvenzver- 
fahren" und das Wort „Konkursverwalter" 
durch die Worte „Insolvenzverwalter oder 
Sachwalter" ersetzt, 

4. In § 47 Abs. 3 werden in Satz 1 nach dem Wort 
„betrifft," die Worte „oder wird die Fortsetzung 
der Genossenschaft nach § 117 beschlossen," 
eingefügt. 

5. In § 73 Abs. 2 Satz 3 werden die Worte „des 
Konkurses" durch die Worte „des Insolvenzver- 
fahrens" ersetzt. 

6. In § 76 Abs. 4 werden die Worte „des Konkursver- 
fahrens" durch die Worte „des Insolvenzverfah- 
rens" ersetzt. 


7. Nach § 81 wird folgender neuer § 81 a einge- 
fügt: 


„§81a 


Die Genossenschaft wird aufgelöst 


1 . mit der Rechtskraft des Beschlusses, durch den 
die Eröffnung des Insolvenzverfahrens man- 
gels Masse abgelehnt worden ist; 


2. durch die Löschung wegen Vermögenslosig- 
keit nach § 141 a des Gesetzes über die Ange- 
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit." 

8. An § 82 wird folgender neuer Absatz 3 ange- 
fügt: 

„(3) Im Falle der Löschung der Genossenschaft 
(§ 81a Nr. 2) sind die Absätze 1 und 2 nicht 
anzuwenden. " 


9. An § 83 wird folgender neuer Absatz 5 ange- 
fügt: 

„(5) Ist die Genossenschaft durch Löschung 
wegen Vermögenslosigkeit aufgelöst, so findet 
eine Liquidation nur statt, wenn sich nach der 
Löschimg herausstellt, daß Vermögen vorhanden 
ist, das der Verteilung xmterliegt. Die Liquidato- 
ren sind auf Antrag eines Beteiligten durch das 
Gericht zu ernennen." 


10. In § 87a Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „Konkurs- 
masse" durch das Wort „Insolvenzmasse" er- 
setzt. 

11. In § 93m Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „des 
Konkurses" durch die Worte „des Insolvenzver- 
fahrens" ersetzt. 

12. In § 93 r Abs. 2 wird das Wort „Konkursverfahren" 
durch das Wort „Insolvenz verfahren" ersetzt. 

13. In § 95 Abs. 4 wird das Wort „Konkursmasse" 
durch das Wort „Insolvenzmasse" ersetzt. 

14. In der Überschrift des Siebenten Abschnitts wird 
das Wort „Konkursverfahren" durch das Wort 
„Insolvenzverfahren" ersetzt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


4. unverändert 


5, unverändert 


6. In § 76 Abs. 3 werden die Worte „des Konkursver- 
fahrens" durch die Worte „des Insolvenzverfah- 
rens" ersetzt. 

7. unverändert 


8. unverändert 


9. unverändert 


10. unverändert 

11. unverändert 

12. unverändert 

13. unverändert 

14. unverändert 
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Beschlüsse des 6. Ausschusses 


15. § 98 wird wie folgt gefaßt: 15. unverändert 

„§ 98 

Abweichend von § 23 Abs. 1 der Insolvenzord- 
nung ist bei einer Genossenschaft die Überschul- 
dung nur dann Grund für die Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens, wenn 

1. die Genossen Nachschüsse bis zu einer Haft- 
summe zu leisten haben und die Überschul- 
dung ein Viertel des Gesamtbetrages der Haft- 
summen aller Genossen übersteigt, 

2. die Genossen keine Nachschüsse zu leisten 
haben oder 

3. die Genossenschaft aufgelöst ist." 

16. § 99 wird wie folgt geändert: 16. unverändert 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Wird die Genossenschaft zahlxmgsunfä- 
hig, so hat der Vorstand, bei einer aufgelösten 
Genossenschaft der Liquidator, ohne schuld- 
haftes Zögern, spätestens aber drei Wochen 
nach Eintritt der Zahlxmgsunfähigkeit, die 
Eröffnimg des Insolvenzverfahrens zu beantra- 
gen. Dies gilt sinngemäß, wenn eine Über- 
schuldimg besteht, die für die Genossenschaft 
nach § 98 Grund für die Eröffnimg -des Insol- 
venzverfahrens ist." 


b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „ die für die 
Genossenschaft Konkursgrund nach § 98 
Abs. 1 ist" durch die Worte „die für die Genos- 
senschaft nach § 98 Grund für die Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens ist" ersetzt. 

17. § 100 wird aufgehoben. 17. unverändert 

18. In § 101 werden die Worte „des Konkursverfah- 18. unverändert 
rens" durch die Worte „des Insolvenzverfahrens" 

ersetzt. 

19. § 102 wird wie folgt gefaßt; 19. unverändert 

„§ 102 

(1) Die Eröffnung des Insolvenzverfahrens ist 
von Amts wegen in das Genossenschaftsregister 
einzutragen. Das gleiche gilt für 

1. die Aufhebung des Eröffnungsbeschlusses, 

2. die Bestellung eines vorläufigen Insolvenzver- 
walters, wenn zusätzlich dem Schuldner ein 
allgemeines Verfügungs verbot auf erlegt oder 
angeordnet wird, daß Verfügungen des 
Schuldners nur mit Zustimmung des vorläufi- 
gen Insolvenzverwalters wirksam sind, und die 
Aufhebung einer derartigen Sicherungsmaß- 
nahme, 

3. die Einstellung und die Aufhebung des Verfah- 
rens und 
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Beschlüsse des 6. Ausschusses 


4. die Überwachung der Erfüllung eines Insol- 
venzplans und die Aufhebung der Überwa- 
chung. 

(2) Die Eintragungen nach Absatz 1 werden 
nicht bekanntgemacht. “ 

20. § 103 wird aufgehoben. 20. unverändert 

21. § 104 wird aufgehoben. 21. unverändert 

22. § 105 wird wie folgt geändert: 22. unverändert 


a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Soweit die Ansprüche der Massegläubi- 
ger oder die bei der Schlußverteilung (§ 224 der 
Insolvenzordnung) berücksichtigten Forde- 
nmgen der Insolvenzgläubiger aus dem vor- 
handenen Vermögen der Genossenschaft nicht 
berichtigt werden, sind die Genossen ver- 
pflichtet, Nachschüsse zur Insolvenzmasse zu 
leisten, es sei denn, daß das Statut die Nach- 
schußpflicht ausschließt. Im Falle eines rechts- 
kräftig bestätigten Insolvenzplans besteht die 
Nachschußpflicht insoweit, als sie im gestalten- 
den Teil des Plans vorgesehen ist." 

b) In Absatz 5 wird das Wort „Konkursgläubiger" 
durch das Wort „Insolvenzgläubiger" ersetzt. 

23. § 106 wird wie folgt geändert: 23. unverändert 


a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Der Insolvenzverwalter hat sofort, nach- 
dem die Vermögensübersicht (§ 172 der Insol- 
venzordnung) auf der Geschäftsstelle nieder- 
gelegt ist, zu berechnen, wieviel zur Deckimg 
des aus der Vermögensübersicht ersichtlichen 
Fehlbetrages die Genossen vorschußweise bei- 
zutragen haben. Sind in der Vermögensüber- 
sicht Fortführungs- und Stillegungswerte ne- 
beneinander angegeben, so ist der Fehlbetrag 
maßgeblich, der sich auf der Grundlage der 
Stülegungswerte ergibt." 

b) In Absatz 3 wird jeweils das Wort „Konkursge- 
richt" durch das Wort „Insolvenzgericht" 
ersetzt. 


24. In § 108 Abs. 1 wird das Wort „Konkursverwalter" 24. unverändert 
durch das Wort „Insolvenzverwalter" ersetzt. 

25. In § 108a Abs. 1 werden das Wort „Konkursver- 25. unverändert 
Walter" durch das Wort „Insolvenzverwalter" und 

die Worte „des Konkursgerichts“ durch die Worte 
„des Insolvenzgerichts" ersetzt. 

26. § 109 wird wie folgt geändert: 26. unverändert 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Konkursverwalter" 
durch das Wort „Insolvenzverwalter" ersetzt. 

b) In Absatz 3 werden das Wort „Konkursverfah- 
ren" durch das Wort „Insolvenzverfahren" imd 
die Worte „der Bezirk des Konkursgerichts" 
durch die Worte „das Insolvenzgericht" 
ersetzt. 
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27. § 110 wird wie folgt gefaßt: 27. unverändert 

„§ 110 

Die eingezogenen Beträge sind nach Maßgabe 
des § 168 der Insolvenzordnung zu hinterlegen 
oder anzulegen." 

28. In § 111 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „Konkursver- 28. unverändert 
Walter" durch das Wort „Insolvenzverwalter" 

ersetzt. 


29. § 112 a Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Der Insolvenzverwalter kann über den von 
dem Genossen zu leistenden Nachschuß einen 
Vergleich abschließen. Der Vergleich bedarf zu 
seiner Wirksamkeit der Zustimmxmg des Gläubi- 
gerausschusses, wenn ein solcher bestellt ist, imd 
der Bestätigung durch das Insolvenzgericht." 

30. In § 113 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „Konkursver- 
walter" durch das Wort „Insolvenz Verwalter" 
ersetzt. 

31. § 114 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Sobald mit dem Vollzug der Schlußverteilung 
(§ 224 der Insolvenzordnimg) begonnen wird 
oder sobald nach einer Feststellung der Mas- 
seimzxüänglichkeit (§ 308 der Insolvenzord- 
nimg) die Insolvenzmasse verwertet ist, hat der 
Insolvenzverwalter schriftlich festzustellen, ob 
und in welcher Höhe nach der Verteilung des 
Erlöses ein Fehlbetrag verbleibt und inwieweit 
er durch die bereits geleisteten Nachschüsse 
gedeckt ist. " 

b) In Absatz 2 wird das Wort „Konkursverwalter" 
durch das Wort „Insolvenzverwalter" ersetzt. 

32. § 115 wird wie folgt geändert; 

a) In Absatz 1 werden das Wort „Verwalter" 
jeweils durch das Wort „Insolvenzverwalter“ 
und die Angabe „(Konkursordnung § 166)" 
durch die Angabe „(§ 231 der Insolvenzord- 
nimg)" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 168 der 
Konkursordnung" durch die Angabe „§§ 217 
bis 219 der Insolvenzordnung" ersetzt. 

c) In Absatz 3 wird das Wort „Konkursverwalter“ 
durch das Wort „Insolvenzverwalter" ersetzt. 

33. § 115a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Nimmt die Abwicklung des Insolvenz- 
verfahrens voraussichtlich längere Zeit in 
Anspruch, so kann der Insolvenzverwalter mit 
Zustimmung des Gläubigerausschusses, wenn 
ein solcher bestellt ist, und des Insolvenzge- 
richts die eingezogenen Beträge (§ 110) schon 


29. unverändert 


30. unverändert 


31. § 114 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Sobald mit dem Vollzug der Schlußverteilung 
(§ 224 der Insolvenzordnung) begonnen wird 
oder sobald nach einer Anzeige der Masseun- 
zulänglichkeit (§ 234 b der Insolvenzordnung) 
die Insolvenzmasse verwertet ist, hat der Insol- 
venzverwalter schriftlich festzustellen, ob und 
in welcher Höhe nach der Verteilung des 
Erlöses ein Fehlbetrag verbleibt und inwieweit 
er durch die bereits geleisteten Nachschüsse 
gedeckt ist. " 

b) unverändert 


32. unverändert 


33. unverändert 
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vor dem in § 1 15 Abs. 1 bezeichneten Zeitpunkt 
im Wege der Abschlagsverteilung nach den 
§§ 215 bis 223 der Insolvenzordnung an die 
Gläubiger verteilen. Eine Abschlagsverteilung 
soll unterbleiben, soweit nach dem Verhältnis 
der Schulden zu dem Vermögen mit einer 
Erstattimg eingezogener Beträge an Genossen 
nach § 105 Abs. 4 oder § 1 15 Abs. 3 zu rechnen 
ist." 

b) In Absatz 2 wird das Wort „Konkursmasse" 
durch das Wort „Insolvenzmasse" ersetzt. 

34. In § 115b werden das Wort „Konkursgläubiger" 
durch das Wort „Insolvenzgläubiger", die Worte 
„ vor der Eröffnung des Konkursverfahrens " durch 
die Worte „vor dem Antrag auf Eröffmmg des 
Insolvenzverfahrens oder nach diesem Antrag" 
und das Wort „Konkursmasse" durch das Wort 
„Insolvenzmasse" ersetzt, 

35. In § 115 c Abs. 1 wird das Wort „Konkursverwal- 
ter" durch das Wort „Insolvenzverwalter“ er- 
setzt, 

36. In § 115 d Abs. 2 wird das Wort „Konkursgläubi- 
ger" durch das Wort „Insolvenzgläubiger" 
ersetzt. 

37. Der bisherige § 115e wird aufgehoben,- an seiner 
Stelle wird eingefügt: 

„§115e 

Ist gemäß § § 33 1 oder 332 der Insolvenzordnung 
die Eigenverwaltung unter Aufsicht eines Sach- 
walters angeordnet, so gelten die §§ 105 bis 1 15 d 
mit der Maßgabe, daß an die Stelle des Insolvenz- 
verwalters der Sachwalter tritt. " 

38. Der bisherige § 116 wird aufgehoben; an seiner 
Stelle wird eingefügt: 

«§ 116 

Die Vorschriften der Insolvenzordmmg über 
den Insolvenzplan sind mit folgenden Abwei- 
chungen anzuwenden: 

1. Ein gemäß § 255 der Insolvenzordnung vorge- 
legter Plan wird berücksichtigt, wenn er vor der 
Beendigung des Nachschußverfahrens beim 
Insolvenzgericht eingeht; 

2. im darstellenden Teü des Plans ist anzugeben, 
in welcher Höhe die Genossen bereits Nach- 
schüsse geleistet haben und zu welchen weite- 
ren Nachschüssen sie nach dem Statut heran- 
gezogen werden könnten; 

3. bei der Bildung der Gruppen für die Festlegimg 
der Rechte der Gläubiger im Plan ist zwischen 
den Gläubigem, die zugleich Mitgheder der 
Genossenschaft sind und Nachschüsse zu lei- 
sten haben, und den übrigen Gläubigem zu 
unterscheiden; 


Beschlüsse des 6, Ausschusses 


34. unverändert 


35. unverändert 


36. unverändert 


37. unverändert 


38. Der bisherige § 116 wird aufgehoben; an seiner 
Stelle wird eingefügt: 

n§ 116 

Die Vorschriften der Insolvenzordnung über 
den Insolvenzplan sind mit folgenden Abwei- 
chungen anzuwenden: 

1. Ein Plan wird berücksichtigt, wenn er vor der 
Beendigxmg des Nachschußverfahrens beim 
Insolvenzgericht eingeht; 

2. unverändert 


3 . bei der Büdung der Gmppen für die Festlegimg 
der Rechte der Gläubiger im Plan kann zwi- 
schen den Gläubigem, die zugleich Mitgheder 
der Genossenschaft sind, und den übrigen 
Gläubigem unterschieden werden; 
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4. vor dem Erörterungstermin hat das Insolvenz- 4. unverändert 
gericht den Prüfungsverband, dem die Genos- 
senschaft angehört, darüber zu hören, ob der 
Plan mit den Interessen der Genossen verein- 
bar ist." 

39. Der bisherige § 117 wird aufgehoben; an seiner 39. unverändert 
Stelle wird eingefügt: 

„§ 117 

(1) Ist das Insolvenzverfahren auf Antrag des 
Schuldners eingestellt oder nach der Bestätigung 
eines Insolvenzplans, der den Fortbestand der 
Genossenschaft vorsieht, aufgehoben worden, so 
kann die Generalversammlxmg die Fortsetzimg 
der Genossenschaft beschließen. Zugleich mit 
dem Beschluß über die Fortsetzimg der Genossen- 
schaft ist die nach § 6 Nr. 3 notwendige Bestim- 
mung im Statut zu beschließen, ob die Genossen 
für den Fall, daß die Gläubiger im Insolvenzver- 
fahren über das Vermögen der Genossenschaft 
nicht befriedigt werden. Nachschüsse zur Insol- 
venzmasse unbeschränkt, beschränkt auf eine 
Haftsumme oder überhaupt nicht zu leisten 
haben. 

(2) Die Beschlüsse nach Absatz 1 bedürfen einer 
Mehrheit, die mindestens drei Viertel der abgege- 
benen Stimmen umfaßt. Das Statut kann außer 
dieser Mehrheit noch andere Erfordernisse auf- 
stellen. Die Vorschriften des § 79 a Abs. 2 bis 4 sind 
anzuwenden. 

(3) Die Fortsetzung der Genossenschaft ist 
zusammen mit dem Beschluß über die Nach- 
schußpflicht der Genossen durch den Vorstand 
ohne Verzug zur Eintragimg in das Genossen- 
schaftsregister anzumelden." 

40. Nach § 117 wird eingefügt: 40. Nach § 117 wird eingefügt: 

-§ 118 „§ 118 

(1) Wird die Fortsetzung der Genossenschaft (1) unverändert 

gemäß § 117 beschlossen, so kaim kündigen 

1 . jeder in der Generalversammlung erschienene 
Genosse, wenn er gegen den Beschluß Wider- 
spruch zur Niederschrift erklärt hat oder wenn 
die Aufnahme seines Widerspruchs in die Nie- 
derschrift verweigert worden ist; 

2. jeder in der Generalversammlxmg nicht 
erschienene Genosse, wenn er zu der General- 
versammlimg zu Unrecht nicht zugelassen 
worden ist oder die Versammlung nicht gehö- 
rig berufen oder der Gegenstand der Beschluß- 
fassimg nicht gehörig angekündigt worden 
ist. 

Hat eine Vertreterversammlung die Fortset- 
zimg der Genossenschaft beschlossen, so kann 
jeder Genosse kündigen; für die Vertreter gilt 
Satz 1. 
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(2) Die Kündigung hat durch schriftliche Erklä- 
rung innerhalb eines Monats zu geschehen. Die 
Frist beginnt in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 
Nr. 1 mit der Beschlußfassung, in den Fällen des 
Absatzes 1 Satz 1 Nr. 2 mit der Erlangimg der 
Kenntnis von der Beschlußfassimg. Ist der Zeit- 
punkt der Kenntniserlangimg streitig, so hat die 
Genossenschaft die Beweislast. Im Falle der Kün- 
digung wirkt der Beschluß über die Fortsetzimg 
der Genossenschaft weder für noch gegen den 
Genossen. 

(3) Der Vorstand hat die Kündigung des Genos- 
sen dem Gericht (§ 10) zur Eintragung in die Liste 
der Genossen unverzüglich anzumelden. Der 
Anmeldung sind das Kündigungsschreiben und 
die schriftliche Versicherung des Vorstands, daß 
die Kündigung rechtzeitig erklärt worden ist, 
beizufügen. 

(4) Die Kündigung des Genossen ist in die Liste 
unverzüglich einzutragen. Mit der Eintragung 
scheidet der Genosse aus der Genossenschaft aus. 
Die Vorschriften der §§71 und 72 sind sinngemäß 
anzuwenden. 

(5) Für die Auseinandersetzung des ausgeschie- 
denen Genossen mit der Genossenschaft ist die für 
die Fortsetzung der Genossenschaft aufgestellte 
Eröffnungsbilanz maßgeblich. Das Geschäftsgut- 
haben des Genossen ist biimen sechs Monaten 
nach dem Ausscheiden auszuzahlen; auf die 
Rücklagen und das sonstige Vermögen der 
Genossenschaft hat er vorbehalüich des § 73 
Abs. 3 keinen Anspruch. § 74 ist cinzuwen- 
den.“ 
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(3) Der Zeitpunkt des Ausscheidens des Genos- 
sen ist unverzüglich in die Mitgliederliste einzu- 
tragen; der Genosse ist hiervon unverzüglich zu 
benachrichtigen. 


(4) Für die Auseinandersetzung des ausgeschie- 
denen Genossen mit der Genossenschaft ist die für 
die Fortsetzung der Genossenschaft aufgestellte 
Eröffnungsbilanz maßgeblich. Das Geschäftsgut- 
haben des Genossen ist binnen sechs Monaten 
nach dem Ausscheiden auszuzahlen; auf die 
Rücklagen und das sonstige Vermögen der 
Genossenschaft hat er vorbehaltlich des § 73 
Abs. 3 keinen Anspruch. § 74 ist anzuwen- 
den." 


41. In§ 119 wird das Wort „Konkursmasse" durch das 41. unverändert 
Wort „Insolvenzmasse" ersetzt. 


42. In § 147 Abs. 1 Nr. 1 wird nach der Angabe „§ 69 42. entfällt 

Abs. 1 Satz 2“ das Wort „oder" durch ein Komma 
ersetzt und nach der Angabe „§931 Abs. 1 Satz 2 " 
die Angabe „oder § 118 Abs. 3 Satz 2“ einge- 
fügt. 


43. In § 148 Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte „des 43. unverändert 
Konkursverfahrens oder des gerichtlichen Ver- 
gleichsverfahrens" durch die Worte „des Insol- 
venzverfahrens" ersetzt. 

44. § 161 wird wie folgt gefaßt: 44. entfällt 

.§ 161 

Der Bundesminister der Justiz wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die näheren Bestimmungen über die 
Einrichtung und Führung des Genossenschaftsre- 
gisters zu treffen. " 
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Artikel 48 Artikel 48 

Änderung des Gesetzes unverändert 

über Untemehmensbeteiligungsgesellschalten 

In § 12 Abs. 2 Nr. 1 des Gesetzes über Untemeh- 
mensbeteiligungsgesellschaften vom 17. Dezember 
1986 (BGBl. I S. 2488) wird das Wort „Konkurs" durch 
das Wort „Insolvenzverfahren" ersetzt. 


Artikel 49 Artikel 49 

Änderung des Depotgesetzes unverändert 

Das Depotgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil 
III, Gliederungsnummer 4130-1, veröffentlichten be- 
reinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 17. Juli 1985 (BGBl. I S. 1507), wird 
wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift des Dritten Abschnitts wird das 
Wort „Konkursvorrecht" diuch die Worte „Vorrang 
im Insolvenzverfahren" ersetzt. 

2. § 32 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 32 

Vorrangige Gläubiger 

(1) Im Insolvenz verfahren über das Vermögen 
eines der in den §§ 1, 17, 18 bezeichnet en Verwah- 
rer, Pfandgläubiger oder Kommissionäre haben 
Vorrang nach Absatz 3 und 4: 

1. Kommittenten, die bei Eröffnung des Insolvenz- 
verfahrens das Eigentum oder Miteigentum an 
Wertpapieren noch nicht erlangt, aber ihre Ver- 
pflichhmgen aus dem Geschäft über diese Wert- 
papiere dem Kommissionär gegenüber vollstän- 
dig erfüllt haben; dies gilt auch dann, wenn im 
Zeitpunkt der Eröffnung des Insolvenzverfah- 
rens der Kommissionär die Wertpapiere noch 
nicht angeschafft hat; 

2. Hinterleger, Verpfänder und Kommittenten, 
deren Eigentum oder Miteigentum an Wertpa- 
pieren diuch eine rechtswidrige Verfügung des 
Verwahrers, Pfandgläubigers oder Kommissio- 
närs oder ihrer Leute verletzt worden ist, wenn 
sie bei Eröffnung des Insolvenzverfahrens ihre 
Verpflichtungen aus dem Geschäft über diese 
Wertpapiere dem Schuldner gegenüber voll- 
ständig erfüllt haben; 

3. die Gläubiger der Nummern 1 und 2, wenn der 
nichterfüllte Teil ihrer dort bezeichneten Ver- 
pflichtungen bei Eröffnung des Insolvenzver- 
fahrens zehn vom Hundert des Wertes ihres 
Wertpapierlieferungsanspruchs nicht über- 
schreitet und wenn sie biimen einer Woche nach 
Aufforderung des Insolvenzverwalters diese 
Verpflichtungen vollständig erfüllt haben. 

(2) Entsprechendes gilt im Insolvenzverfahren 
über das Vermögen eines Eigenhändlers, bei dem 
jemand Wertpapiere gekauft oder erworben hat, 
und im Insolvenzverfahren über das Vermögen 
eines Kommissionärs, der den Auftrag zum Ein- 
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kauf oder zum Umtausch von Wertpapieren im 
Wege des Selbsteintritts ausgeführt hat (§31). 

(3) Die nach Absätzen 1 imd 2 vorrangigen 
Fordenmgen werden vor den Fordenmgen aller 
anderen Insolvenzgläubiger aus einer Sonder- 
masse beglichen; diese wird gebildet aus den in der 
Masse vorhandenen Wertpapieren derselben 
Art imd aus den Ansprüchen auf Liefenmg solcher 
Wertpapiere. Die vorrangigen Fordenmgen wer- 
den durch Lieferung der vorhandenen Wertpapiere 
beglichen, soweit diese nach dem Verhältnis 
der Fordenmgsbeträge an alle vorrangigen Gläu- 
biger verteilt werden können. Soweit eine solche 
Verteilimg nicht möglich ist, wird der volle Erlös 
der nichtverteilten Wertpapiere imter die vorrangi- 
gen Gläubiger im Verhältnis ihrer Fordenmgsbet- 
räge verteilt. 

(4) Die Gläubiger der Absätze 1 imd 2 haben den 
beanspruchten Vorrang bei der Anmeldimg der 
Forderung nach § 201 der Insolvenzordnimg anzu- 
geben. Sie können aus dem sonstigen Vermögen 
des Schuldners nur imter entsprechender Anwen- 
dimg der für die Absondenmgsberechtigten gel- 
tenden Vorschriften der §§ 61, 218 und 220 der 
Insolvenzordnimg Befriedigung erlangen. Im übri- 
gen bewendet es für sie bei den Vorschriften der 
Insolvenzordnung über Insolvenzgläubiger. 

(5) Das Insolvenzgericht hat, wenn es nach Lage 
des Falles erforderlich ist, den vorrangigen Gläubi- 
gem zur Wahrung der ihnen zustehenden Rechte 
einen Pfleger zu bestellen. Für die Pflegschaft tritt 
an die Stelle des Vormundschaftsgerichts das Insol- 
venzgericht. § 78 Abs. 2 bis 5 des Versichenmgs- 
auf Sichtsgesetzes ist sinngemäß anzuwenden. " 

3. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Ausgleichsverfahren bei Verpfändung". 

b) In Absatz 1 wird das Wort „Konkurs" durch das 
Wort „Insolvenzverfahren" ersetzt. 

c) In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „Konkurseröff- 
nung" durch die Worte „Eröffnung des Insol- 
venzverfahrens" ersetzt; in Satz 4 wird das Wort 
„Konkursmasse" durch das Wort „Insolvenz- 
masse" ersetzt. 

d) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „Konkurseröff- 
nung" durch die Worte „Eröffnung des Insol- 
venzverfahrens" ersetzt. 

e) In Absatz 5 wird das Wort „Konkursmasse" 
durch das Wort „Insolvenzmasse" ersetzt. 

4. § 37 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Worte „der Kon- 
kurseröffnung" durch die Worte „ des Insolvenz- 
verfahrens" ersetzt. 
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b) Die Zahl „43" und das Konuna vor dieser Zahl 
werden gestrichen; das Wort „Konkursverfah- 
ren" wird durch das Wort „Insolvenz verfahren" 
ersetzt. 


Artikel 50 

Änderung des Wechselgesetzes 

Das Wechselgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil 
in, GÜedenmgsnummer 4133-1, veröffentlichten be- 
reinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 17. Juli 1985 (BGBl. I S. 1507), wird 
wie folgt geändert: 

1. In Artikel 43 Abs. 2 Nr. 2 und 3 werden die Worte 
„der Konkurs oder das gerichtliche Vergleichsver- 
fahren (Ausgleichsverfahren)" jeweils durch die 
Worte „das Insolvenzverfahren" ersetzt. 

2. In Artikel 44 Abs. 6 Satz 1 werden die Worte 
„Konkurs oder das gerichtliche Vergleichsverfah- 
ren (Ausgleichsverfahren)" durch die Worte „das 
Insolvenzverfahren" imd die Worte „des Kon- 
kurses oder des gerichtlichen Vergleichsverfah- 
rens (Ausgleichsverfahrens)" durch die Worte „des 
Insolvenzverfahrens" ersetzt. 

Artikel 51 

Änderung des Gesetzes betreffend 
die gemeinsamen Rechte der Besitzer 
von Schuldverschreibungen 

Das Gesetz betreffend die gemeinsamen Rechte der 
Besitzer von Schuldverschreibungen in der im Bun- 
desgesetzblatt Teil III, Ghederungsnummer 4134-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän- 
dert durch Artikel 133 des Gesetzes vom 2. Mörz 1974 
(BGBL I S. 469), wird wie folgt geändert: 

1. § 11 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Aufgabe oder Beschränkung von Rech- 
ten der Gläubiger, insbesondere die Ermäßigung 
des Zinsfußes oder die Bewilligimg einer Stun- 
dung, kann von der Gläubigerversammlimg höch- 
stens für die Dauer von drei Jahren und nur zur 
Abwendung einer Zahlungseinstellung oder des 
Insolvenzverfahrens über das Vermögen des 
Schuldners beschlossen werden. Wird biimen drei 
Jahren nach einem solchen Beschluß das Insol- 
venzverfahren eröffnet, so wird die Aufgabe oder 
Beschränkung der Rechte allen Gläubigem gegen- 
über hinfällig." 

2. § 18 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 18 

(1) Ist über das Vermögen des Schuldners das 
Insolvenzverfahren eröffnet, so gelten in Ansehung 
der Versammlung der in § 1 bezeichneten Gläubi- 
ger die folgenden besonderen Vorschriften. 

(2) Die Versammlung wird von dem Insolvenzge- 
richt einberufen und geleitet. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Artikel 50 
unverändert 


Artikel 51 

Änderung des Gesetzes betreffend 
die gemeinsamen Rechte der Besitzer 
von Schuldverschreibungen 

Das Gesetz betreffend die gemeinsamen Rechte der 
Besitzer von Schuldverschreibungen in der im Bun- 
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4134-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän- 
dert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 
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(3) Unverzüglich nach der Eröffnuiig des Insol- 
venzverfahrens ist eine Versammlung der Gläubi- 
ger einzuberufen, um über die Bestellung eines 
gemeinsamen Vertreters im Insolvenzverfahren zu 
beschließen; die Berufimg kaim imterbleiben, 
wenn schon vorher von einer Versammlimg über 
die Bestellung eines solchen Vertreters Beschluß 
gef€ißt worden ist. 

(4) Das Insolvenzgericht hat außer den Fällen des 
§ 3 Abs. 2 eine Versammlimg der Gläubiger einzu- 
berufen, wenn dies von dem Insolvenzverwalter, 
dem Gläubigerausschuß (§ 78 der Insolvenzord- 
nung) oder der Aufsichtsbehörde verlangt wird. 

(5) Die Stelle, bei welcher die Gläubiger die 
Schuldverschreibungen zu hinterlegen haben, 
wird durch das Insolvenzgericht bestimmt. 

(6) Die Vorschriften des § 5 Abs, 1 imd 2 und des 
§ 13 sind nicht anzuwenden." 

3. In § 19 Satz 1 wird das Wort „Konkurs" durch das 
Wort „Insolvenzverfahren" ersetzt. 

4, § 19a wird wie folgt gefaßt: 

.§19a 

( 1 ) In einem Insolvenzplan sind die in § 1 bezeich- 
neten Gläubiger in einer besonderen Gruppe 
zusammenzufassen, § 265 Abs, 2 der Insolvenzord- 
nung bleibt unberührt 

(2) Die Gläubiger nehmen als Gruppe an der 
Abstimmung über den Plan teil, §10 Abs, 2 bis 4 gilt 
entsprechend, 

(3) Die Vorschriften des § 11 Abs. 1 und des § 12 
Abs. 3 sind nicht anzuwenden. " 


Artikel 52 

Änderung des Gesetzes über die Pfandbriefe 
und verwandten Schuldverschreibungen 
öffentlich-rechtlicher Kreditanstalten 

§ 6 des Gesetzes über die Pfandbriefe und verwand- 
ten Schuldverschreibungen öffentlich-rechtlicher 
Kreditcmstalten in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 4135-1, veröffentlichten berei- 
nigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 2 Nr, 4 des 
Gesetzes vom 13, Dezember 1990 (BGBl I S, 2749) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „des Kon- 
kurses" durch die Worte „des Insolvenzverfah- 
rens" und das Wort „Konkursgläubiger" durch das 
Wort „Insolvenzgläubiger" ersetzt. 

2. In Absatz 2 wird die Angabe „der §§ 64, 153, 155, 
156 und des § 168 Nr. 3 der Konkursordnimg" 
durch die Angabe „der §§ 61, 218 und 220 der 
Insolvenzordnung" ersetzt. 

3. In Absatz 3 wird das Wort „Konkursmasse" durch 
das Wort „Insolvenzmasse" ersetzt. 
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3. unverändert 


4. § 19a wird wie folgt gefaßt: 

„§ 19 a 

(1) In einem Insolvenzplan sind allen in § 1 
bezeichneten Gläubigem gleiche Rechte anzubie- 
ten. 


(2) Die Vorschriften des § 11 Abs. 1 und des § 12 
Abs. 3 sind nicht emzuwenden. " 


Artikel 52 

Ändemng des Gesetzes über die Pfandbriefe 
und verwandten Schuldverschreibungen 
öffentlich-rechtlicher Kreditanstalten 

§ 6 des Gesetzes über die Pfemdbrief e und verwand- 
ten Schuldverschreibimgen öffentlich-rechtlicher 
Kreditanstalten in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliedenmgsnummer 4135-1, veröffenthchten berei- 
nigten Fassung, das zuletzt durch . . . geändert wor- 
den ist, wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 
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4. Es wird folgender neuer Absatz 4 angefugt: 

„(4) Konkursvorrechte zugunsten der Schuldver- 
schreibimgsgläubiger einer öffentlich-rechtlichen 
Kreditanstalt, die ihren Sitz in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaften 
oder in einem Mitgliedstaat der Europäischen Frei- 
handelsassoziation hat, sind in einem inländischen 
Insolvenzverfahren anzuerkennen, wenn sie im 
wesentlichen dem Vorrecht des Absatzes 1 ent- 
sprechen und die Gegenseitigkeit verbürgt ist. " 


Artikel 53 

Änderung des Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Gesetzes über die Pfandbriefe 
und verwandten Schuldverschreibungen 
öffentlich-rechtlicher Kreditanstalten 

In Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzimg des Gesetzes über die Pfandbriefe imd 
verwandten Schuldverschreibimgen in der im Bim- 
desgesetzblatt Teü III, Gliederungsnummer 4135-2, 
veröffentlichten bereinigten Fassimg werden die 
Worte „eines Konkurses" durch die Worte „eines 
Insolvenzverfahrens" ersetzt. 

Artikel 54 

Änderung des Gesetzes 
über Arbeitnehmererfindungen 

§ 27 des Gesetzes über Arbeitnehmererfindimgen 
in der im Bimdesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum- 
mer 422-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das 
zuletzt durch Artikel 2 Abs. 2 des Gesetzes vom 
15. August 1986 (BGBl. I S. 1446) geändert worden ist, 
wird wie folgt gefaßt: 

„§27 

Insolvenzverfahren 

Wird nach unbeschränkter Inanspruchnahme der 
Diensterfindung das Insolvenzverfahren über das Ver- 
mögen des Arbeitgebers eröffnet, so gilt folgendes: 

1. Veräußert der Insolvenzverwalter die Diensterfin- 
dung mit dem Geschäftsbetrieb, so tritt der Erwer- 
ber für die Zeit von der Eröffnung des Insolvenz- 
verfahrens an in die Vergütungspflicht des Arbeit- 
gebers (§ 9) ein. 

2. Veräußert der Insolvenz Verwalter die Diensterfin- 
dung ohne den Geschäftsbetrieb, so hat der Arbeit- 
nehmer ein Vorkaufsrecht. Übt der Arbeitnehmer 
das Vorkaufsrecht aus, so kaim er mit seinen 
Ansprüchen auf Vergütung für die unbeschränkte 
Inanspruchnahme der Diensterfindung gegen die 
Kaufpreisforderung aufrechnen. Für den Fall, daß 
der Arbeitnehmer das Vorkaufsrecht nicht ausübt, 
kann der Insolvenzverwalter mit dem Erwerber 
vereinbaren, daß sich dieser verpflichtet, dem 
Arbeitnehmer eine angemessene Vergütung (§ 9) 
für die weitere Verwertung der Diensterfindung zu 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

4. Es wird folgender neuer Absatz 4 angefügt: 

„ (4) Konkursvorrechte zugimsten der Schuldver- 
schreibimgsgläubiger einer öffentlich-rechtiüchen 
Kreditanstalt, die ihren Sitz in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaften, 
in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaltsraum oder in 
der Schweiz hat, sind in einem inländischen Insol- 
venzverfahren anzuerkennen, wenn sie im wesent- 
lichen dem Vorrecht des Absatzes 1 entsprechen 
imd die Gegenseitigkeit verbürgt ist." 

Artikel 53 

unverändert 


Artikel 54 

unverändert 
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zahlen. Wird eine solche Vereinbarung nicht 
getroffen, so erhält der Arbeitnehmer eine ange- 
messene Abfindimg aus dem Veräußerungserlös. 

3. Verwertet der Insolvenzverwalter die Dienst erfin- 
dxmg im Unternehmen des Schuldners, so hat er 
dem Arbeitnehmer eine angemessene Vergütung 
für die Verwertung aus der Insolvenzmasse zu 
zahlen. 

4. Will der Insolvenzverwalter die Dienst erfindung 
weder im Unternehmen des Schuldners verwerten 
noch veräußern, so gilt § 16 Abs. 1 imd 2 entspre- 
chend. Verlangt der Arbeitnehmer die Übertra- 
gimg der Erfindimg, so kaim er mit seinen Ansprü- 
chen auf Vergütung für die unbeschränkte Inan- 
spruchnahme der Diensterfindung gegen den 
Anspruch auf Erstattimg der Kosten der Übertra- 
gung aufrechnen. 

5. Im übrigen kaim der Arbeitnehmer seine Vergü- 
timgsansprüche nur als Insolvenzgläubiger gel- 
tend madien." 


Artikel 55 Artikel 55 

Änderung der Patentanwaltsordnung unverändert 

Die Patentanwaltsordnung vom 7. September 1966 
(BGBl. I S. 557), zuletzt geändert durch Artikel 2 Nr. 9 
des Gesetzes vom 20. Dezember 1991 (BGBl. I S. 2317), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 14 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Zulassimg zur Patentanwaltschaft ist zu 
versagen, 

1 . wenn der Bewerber nach der Entscheidimg des 
Bimdesverfassimgsgerichts ein Grundrecht 
verwirkt hat; 

2. wenn der Bewerber infolge strafgerichtlicher 
Verurteilimg die Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter nicht besitzt; 

3. wenn der Bewerber durch rechtskräftiges 
Urteil aus der Patentanwaltschaft oder aus der 
Rechtsanwaltschaft ausgeschlossen ist imd seit 
Rechtskraft des Urteils noch nicht acht Jahre 
verstrichen sind; 

4. wenn gegen den Bewerber im Verfahren über 
die Richteranklage auf Entlassimg oder im 
Disziplinarverfahren auf Entfemimg aus dem 
Dienst in der Rechtspflege oder aus dem Dienst 
als Angehöriger des Patentamts rechtskräftig 
erkaimt worden ist; 

5. wenn der Bewerber sich eines Verhaltens 
schuldig gemacht hat, das ihn unwürdig 
erscheinen läßt, den Beruf eines Patentanwalts 
auszuüben; 


6. wenn der Bewerber die freiheitliche demokra- 
tische Grundordnimg in strafbarer Weise 
bekämpft; 
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7. wenn der Bewerber infolge eines körperlichen 
Gebrechens, wegen Schwäche seiner geistigen 
Kräfte oder wegen einer Sucht nicht nur vor- 
übergehend unfähig ist, den Beruf eines 
Patentanwalts ordnungsmäßig auszuüben; 

8. wenn der Bewerber eine Tätigkeit ausübt, die 
mit dem Beruf eines Patentanwalts oder mit 
dem Ansehen der Patentanwaltschaft nicht 
vereinbar ist; 

9. wenn der Bewerber auf Grund eines ständigen 
Dienst- oder ähnlichen Beschäftigungsverhält- 
nisses dem Auftraggeber seine Arbeitszeit und 
-kraft für eine Tätigkeit auf dem Gebiet des 
gewerblichen Rechtsschutzes überwiegend 
zur Verfügung stellen muß; 

10. wenn der Bewerber sich im Vermögensverfall 
befindet; ein Vermögensverfall wird vermutet, 
wenn ein Insolvenzverfahren über das Vermö- 
gen des Bewerbers eröffnet oder der Bewerber 
in das vom Insolvenzgericht oder vom VoU- 
streckimgsgericht zu führende Verzeichnis 
(§ 30 Abs. 2 der Insolvenzordmmg, § 915 der 
Zivilprozeßordmmg) eingetragen ist; 

11. wenn der Bewerber Richter, Beamter, Berufs- 
soldat oder Soldat auf Zeit ist, es sei denn, daß 
er die ihm übertragenen Aufgaben ehrenamt- 
hch wcihmimmt oder daß seine Rechte und 
Pflichten auf Grund der §§ 5, 6, 8 imd 36 des 
Abgeordnetengesetzes oder entsprechender 
Rechtsvorschriften ruhen; 

12. wenn der Bewerber nicht Deutscher im Sinne 
des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist. 

Die Bestimmungen des Gesetzes über die 
Rechtsstellimg heimatloser Ausländer im Bim- 
desgebiet vom 25. April 1951 (BGBl. I S. 269) 
sowie Bestimmimgen in Staatsverträgen blei- 
ben imberührt." 

2. § 21 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummer 10 wird aufgehoben; die bisheri- 
gen Nummern 11 imd 12 werden die neuen 
Nummern 10 imd 11. 

b) Die neue Nummer 10 wird wie folgt gefaßt: 

„10. wenn der Patentanwalt in Vertnögensver- 
fall geraten ist, es sei denn, daß dadurch 
die Interessen der Rechtsuchenden nicht 
gefährdet sind; ein Vermögensverfall wird 
vermutet, wenn ein Insolvenzverfahren 
über das Vermögen des Patentanwalts 
eröffnet oder der Patentanwalt in das vom 
Insolvenzgericht oder vom VoUstrek- 
kungsgericht zu führende Verzeichnis 
(§ 30 Abs. 2 der Insolvenzordnung, § 915 
der Zivilprozeßordnung) eingetragen ist;". 

3. In § 46 Abs. 4 Satz 3 wird die Angabe „10 bis 12" 

durch die Angabe „10 und 11" ersetzt. 

4. In § 48 Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „10 bis 12" 

durch die Angabe „10 und 11" ersetzt. 
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5. In § 60 wird die Nummer 1 aufgehoben? die 
bisherigen Nummern 2 bis 4 werden die neuen 
Nummern 1 bis 3. 

6. § 63 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr, 1 wird die Angabe „§ 60 Nr. 1 
imd 4" durch die Angabe „§ 60 Nr. 3" ersetzt. 

b) In Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe „ § 60 Nr, 3 " 
durch die Angabe „§ 60 Nr. 2" ersetzt. 


Artikel 56 Artikel 56 

Änderung des Gesetzes unverändert 

gegen den unlauteren Wettbewerb 

In § 6 Abs. 1 imd 2 Satz 1 des Gesetzes gegen den 
unlauteren Wettbewerb in der im Bimdesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 43-1, veröffentlichten 
bereinigten Fass\mg, das zuletzt durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 17. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2840) 
geändert worden ist, wird das Wort „Konkursmasse" 
jeweils durch das Wort „Insolvenzmasse" ersetzt. 


Artikel 57 Artikel 57 

Änderung des Gesetzes über das Verlagsrecht unverändert 

§ 36 des Gesetzes über das Verlagsrecht in der im 
Bimdesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
441-1, veröffentlichten bereinigten Fassimg, das 
durch § 141 Nr. 4 des Gesetzes vom 9. September 1965 
(BGBl, I S. 1273) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1 , In Absatz 1 werden die Worte „ der Konkurs " durch 
die Worte „das Insolvenzverfahren" imd die Worte 
„ § 17 der Konkursordnimg" durch die Worte „§117 
der Insolvenzordnimg" ersetzt. 

2. In Absatz 2 werden das Wort „Konkursverwalter" 
durch das Wort „Insolvenzverwalter", das Wort 
„Konkursmasse" jeweils durch das Wort „Insol- 
venzmasse" imd das Wort „Konkursverfahren" 
durch das Wort „Insolvenz verfahren" ersetzt. 


Artikel 58 Artikel 58 

Änderung des Strafgesetzbuchs unverändert 

Das Strafgesetzbuch in der Fassimg der Bekaimt- 
machung vom 10. März 1987 (BGBl. I S. 945, 1160), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
28. Februar 1992 (BGBl. I S. 372), wird wie folgt 
geändert: 

1. In der Überschrift des Vierundzwanzigsten Ab- 
schnitts des Besonderen Teils wird das Wort „Kon- 
kursstraftaten" durch das Wort „Insolvenzstrafta- 
ten" ersetzt. 

2. § 283 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 wird das Wort „Konkurseröff- 
nimg" durch die Worte „Eröffnimg des Insol- 
venzverfahrens" und das Wort „Konkursmasse" 
durch das Wort „Insolvenzmasse" ersetzt. 
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b) In Absatz 6 wird das Wort „Konkursverfahren" 
durch das Wort „Insolvenz verfahren" ersetzt. 

3. § 283 d wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ ( 1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 
mit Geldstrafe wird bestraft, wer 

1. in Kenntnis der einem anderen drohenden 
Zahlungsunfähigkeit oder 

2. nach Zahlungseinstellung, in einem Insol- 
venzverfahren oder in einem Verfahren zur 
Herbeiführung der Entscheidung über die 
Eröffnung des Insolvenzverfahiens eines 
anderen 

Bestandteile des Vermögens eines anderen, die 
im Falle der Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
zur Insolvenzmasse gehören, mit dessen Einwü- 
ligimg oder zu dessen Gunsten beiseite schafft 
oder verheimlicht oder in einer den Anforderun- 
gen einer ordnungsgemäßen Wirtschaft wider- 
sprechenden Weise zerstört, beschädigt oder 
unbrauchbar macht. " 

b) In Absatz 4 wird das Wort „Konkursverfahren" 
durch das Wort „Insolvenzverfahren" ersetzt. 


Artikel 59 Artikel 59 

Änderung des Gesetzes über die Einführung entfällt 

des deutschen Rechts auf dem Gebiete der Steuern, 

Zölle und Finanzmonopole im Saarland 

In § 106 Abs. 2 Nr. 1 des Gesetzes über die 
Einführung des deutschen Rechtsauf dem Gebiete der 
Steuern, Zölle und Finanzmonopole im Saarland in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum- 
mer 600-2, veröffentlichten bereinigten Fassung wird 
das Wort „ Konkurs " durch das Wort „ Insolvenzverfah- 
ren" ersetzt. 


Artikel 60 Artikel 60 

Änderung der Abgabenordnung entfällt 

Die Abgabenordnung vom 16. März 1976 (BGBl. I 
S. 613; 1977 1 S. 269), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 7. Juli 1992 (BGBl. I S. 1222), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 75 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Absatz 1 gilt nicht für Erwerbe aus einer 
Insolvenzmasse und für Erwerbe im Vollstrek- 
kungsverfahren. " 

2. § 171 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 12 werden die Worte „der Konkurs" 
durch die Worte „das Insolvenzverfahren" 
ersetzt. 
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die Worte „des Konkursverfahrens“ durch die 
Worte „des Insolvenzverfahrens“ ersetzt 

3. §231 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Konkurs“ 
durch das Wort „Insolvenzverfahren“ ersetzt 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „Konkurs“ 
und „ Konkursverfahren “ jeweils durch das Wort 
„Insolvenzverfahren“ ersetzt 

4. §251 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „der 
Konkursordnung und der Vergleichsordnung“ 
durch die Worte „der Insolvenzordnung“ 
ersetzt 

b) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„ Die Finanzbehörde ist berechtigt in den Fällen 
des § 229 Abs, 2 und des § 304 der Insolvenzord^ 
nung gegen den Schuldner im Verwaltungsweg 
zu vollstrecken, “ 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Macht die Finanzbehörde im Insolvenz- 
verfahren einen Anspruch aus dem Steuer- 
schuldverhältnis als Insolvenzforderung gel- 
tend, so stellt sie erforderlichenfalls die Insol- 
venzforderung durch schriftlichen Verwaltungs- 
akt fest “ 

5, ln § 266 wird die Angabe „419,“ gestrichen, 

6, In § 282 Abs. 2 wird das Wort „Konkurs“ durch das 

Wort „Insolvenzverfahren“ ersetzt 

1, § 284 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Aus dem Vermögensverzeichnis müssen auch 

ersichtlich sein 

1 , die in den letzten zwei Jahren vor dem ersten zur 
Abgabe der eidesstattlichen Versicherung anbe- 
raumten Termin vorgenommenen entgeltlichen 
Veräußerungen des Schuldners an eine naheste- 
hende Person (§§ 153 bis 155 der Insolvenzord- 
nung); 

2, die in den letzten vier Jahren vor dem ersten zur 
Abgabe der eidesstattlichen Versicherung anbe- 
raumten Termin von dem Schuldner vorgenom- 
menen unentgeltlichen Leistungen, sofern sie 
sich nicht auf gebräuchliche Gelegenheitsge- 
schenke geringen Werts richteten. “ 


Artikel 61 Artikel 61 

Änderung des EG-Beitreibungsgesetzes unverändert 

§ 6 des EG-Beitreibungsgesetzes vom 10. August 
1979 (BGBl. I S. 1429), das durch Gesetz vom 7. August 
1981 (BGBl. I S. 807) geändert worden ist, wird 
aufgehoben. 
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Artikel 62 Artikel 62 

Änderung des Berlinförderungsgesetzes entfällt 

Das Berlinförderungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 2. Februar 1990 (BGBL I 
S. 173), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 25, Februar 1992 (BGBL I S. 297), wird wie folgt 
geändert: 

1, § 28 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 4, Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 und in 
Absatz 7 Satz 1 wird das Wort „Konkursausfall- 
geld“ jeweils durch das Wort „Insolvenzausfall- 
geld“ ersetzt 

b) In Absatz 8 werden das Wort „Konkursverwal- 
ter“ jeweils durch das Wort „Insolvenzverwal- 
ter“ und die Worte „des Konkursausfallgeldes“ 
durch die Worte „des Insolvenzausfallgeldes“ 
ersetzt. 

2. § 29 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 3 werden die Worte „des 
Konkursausfallgeldes“ durch die Worte „des 
Insolvenzausfallgeldes“ ersetzt. 

b) In Absatz 4 Satz 2 werden die Worte „des 
Konkursverwalters“ durch die Worte „des Insol- 
venzverwalters“ ersetzt 


Artikel 63 Artikel 63 

Änderung des Steuerberatungsgesetzes unverändert 

Das Steuerberatungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 4. November 1975 (BGBl. I 
S. 2735), ziiletzt geändert durch Artikel 23 des Geset- 
zes vom 25. Februar 1992 (BGBL I S. 297), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 46 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummer 5 wird aufgehoben? die bisherigen 
Nummern 6 und 7 werden die neuen Num- 
mern 5 und 6. 

b) Die neue Nummer 5 wird wie folgt gefaßt: 

„ 5. in Vermögensverfall geraten ist, es sei denn, 
daß dadurch die Interessen der Auftragge- 
ber nicht gefährdet sind; einVermögensver- 
fall wird vermutet, wenn ein Insolvenzver- 
fcihren über das Vermögen des Steuerbera- 
ters oder Steuerbevollmächtigten eröffnet 
oder der Steuerberater oder Steuerbevoll- 
mächtigte in das vom Insolvenzgericht oder 
vom Vollstreckungsgericht zu führende 
Verzeichnis (§ 30 Abs. 2 der Insolvenzord- 
nung; § 915 der Zivilprozeßordnung) einge- 
tragen ist;". 

2. In § 56 Satz 1 wird die Angabe „Nr. 7" durch die 

Angabe „Nr. 6" ersetzt. 
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Artikel 64 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 7, September 1990 (BGBl I 
S, 1898, 19911 S, 808), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 25. Februar 1992 (BGBL I S. 297), 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 32 b Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a wird das Wort 
„Konkursausfallgeld“ durch das Wort „Insolvenz- 
ausfallgeld“ ersetzt. 

2. In § 50c Abs. 3 Satz 2 wird das Wort „Konkursver- 
fahren“ durch das Wort „Insolvenzverlahren“ 
ersetzt. 

ArükeiÖS 

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 

In§ 11 Abs. 7 des Körperschaltsteuergesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 11. März 1991 
(BGBL I S. 638), das zuletzt durch Artikel 8 des 
Gesetzes vom 25. Februar 1992 (BGBL I S. 297) 
geändert worden ist, wird das Wort „Konkursverfah- 
ren“ durch das Wort „Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

Artikel 66 

Äaiderung des Grundsteuergesetzes 

§11 Abs. 2 Satz 2 des Grundsteuergesetzes vom 
7. August 1973 (BGBL I S. 965), das zuletzt durch 
Anlage I Kapitel IV Sachgebiet B Abschnitt II Nr. 30 
des Einigungsvertrages vom 31. August 1990 in Ver- 
bindung mit Artikel 1 des Gesetzes vom 23. September 
1990 (BGBL 1990 II S. 885, 986) geändert worden ist, 
wird wie folgt gefaßt: 

„ Das gilt nicht für Erwerbe aus einer Insolvenzmasse 
und für Erwerbe im Vollstreckungsverfahren. “ 

Artikel 67 

Änderung des Tabaksteuergesetzes 

ln § 16 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe a des Tabaksteuer- 
gesetzes vom 13. Dezember 1979 (BGBL IS. 2118), das 
zuletzt durch Artikel 33 des Gesetzes vom 25. Februar 
1992 (BGBl. I S. 297) geändert worden ist, werden die 
Worte „des Konkurses" durch die Worte „des Insol- 
venzverfahrens" ersetzt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel 64 
entfällt 


Artikel 65 
entfällt 


Artikel 66 
entfällt 


Artikel 67 

Änderung des Tabaksteuergesetzes 

In § 25 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe a des Tabaksteuer- 
gesetzes vom 21« Dezember 1992 (BGBl. I S. 2150) 
werden die Worte „des Konkurses" durch die Worte 
„des Insolvenzverfahrens" ersetzt. 


Artikel 68 Artikel 68 

Änderung des Gesetzes unverändert 

über das Branntweinmonopol 

§ 113 des Gesetzes über das Branntweinmonopol in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum- 
mer 612-7, veröffentlichten bereinigten Fassung, das 
zuletzt durch § 4 Abs. 1 Nr. 4 des Gesetzes vom 
25. September 1990 (BGBl. I S. 2106) geändert worden 
ist, wird aufgehoben. 
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Artikel 69 

Änderung des Altsparergesetzes 

Das Altsparergesetz in der im Bxmdesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 621-4, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Anlage I 
Kapitel IV Sachgebiet A Abschnitt II Nr. 1 des Eini- 
gimgs Vertrages vom 31. August 1990 in Verbindimg 
mit Artikel 1 des Gesetzes vom 23. September 1990 
(BGBl. 1990 n S. 885, 965), wird wie folgt geändert: 

1. § 20 Abs. 2 wird wie folgt geändert; 

a) In Satz 1 wird das Wort „Konkursverfahren" 
durch das Wort „Insolvenzverfahren" und das 
Wort „Konkurseröffnung" durch die Worte „Er- 
öffnung des Insolvenzverfahrens" ersetzt. 

b) In Satz 2 wird das Wort „Konkursverwalter" 
durch das Wort „Insolvenzverwalter" ersetzt; 
nach dem Wort „und" werden die Worte 
„ , wenn das Unternehmen nicht a\if der Gnmd- 
lage eines Insolvenzplans vom Schuldner fort- 
geführt wird," eingefügt. 

c) In den Sätzen 3 \md 4 wird jeweils das Wort 
„Konkursverwalter“ durch das Wort „Insol- 
venzverwalter" ersetzt. 

2. § 20 Abs. 3 wird aufgehoben. 

3. In § 20 Abs. 4 werden die Worte „des Konkursver- 
walters" durch die Worte „des Insolvenzverwal- 
ters" ersetzt. 


Artikel 69 

unverändert 


Artikel 70 

Änderung des Reichsschuldbuchgesetzes 

Das Reichsschuldbuchgesetz in der im Bundesge- 
setzblatt Teil III, Gliedenmgsnummer 651-1, veröf- 
fentlichten bereinigten Fassung wird wie folgt geän- 
dert: 

1. In § 9 Abs. 1 Nr. 3 wird das Wort „Konkursverwal- 
ter" durch das Wort „Insolvenzverwalter" ersetzt. 

2. In § 20 Abs. 1 Nr. 3 werden die Worte „der 
Konkurs" durch die Worte „das Insolvenzverfah- 
ren" ersetzt. 


Artikel 70 

unverändert 


Artikel 71 

Änderung des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes 

In § 9 Abs. 1 Satz 2 des Allgemeinen Kriegsfolgen- 
gesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede- 
nmgsnummer 653-1, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, das zuletzt durch Anlage I Kapitel IV Sach- 
gebiet A Abschnitt II Nr. 2 des Einigimgsvertrages 
vom 31. August 1990 in Verbindung mit Artikel 1 des 
Gesetzes vom 23. September 1990 (BGBl. 1990 II 
S. 885, 965) geändert worden ist, wird die Angabe 
„§§ 69, 70 der Konkursordnung" durch die Angabe 
„§§52, 53 der Insolvenzordnung" ersetzt. 


Artikel 71 

unverändert 
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Artikel 72 Artikel 72 

Änderung des Rechtsträger-Abwicklungsgesetzes unverändert 

Das Rechtsträger-Abwicklungsgesetz vom 6. Sep- 
tember 1965 (BGBl. I S. 1065), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 19. Dezember 1985 
(BGBl. I S. 2460), wird wie folgt geändert: 

1. ln § 8 Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „§§ 65 bis 67 
und 69 der Konkursordnung" ersetzt durch die 
Angabe „§§ 48, 49 und 52 der Insolvenzord- 
nung". 

2. In § 19 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „im 
KoiücursfaUe" durch die Worte „im Falle des Insol- 
venzverfahrens" ersetzt. 


Artikel 73 Artikel 73 

Änderung der Wirtschaftsprüferordnung unverändert 

Die Wirtschaftsprüferordmmg in der Fassimg der 
Bekanntmachung vom 5. November 1975 (BGBl. I 
S. 2803), zuletzt geändert durch Artikel 8 Abs. 9 des 
Gesetzes vom 17. Dezember 1990 (BGBL I S. 2847), 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 10 Abs. 2 wird die Nummer 1 aufgehoben,- die 
bisherigen Nummern 2 und 3 werden die neuen 
Nummern 1 und 2. 

2. ln § 20 Abs. 3 Nr. 1 wird folgender Satzteil 
gestrichen: 

„infolge gerichtlicher Anordnung in der Verfügimg 
über sein Vermögen allgemein beschränkt ist oder 
wenn er". 

3. In § 34 Abs. 2 wird folgender Satzteil gestrichen: 

„infolge gerichtlicher Anordnung in der Verfügimg 
über ihr Vermögen allgemein beschränkt ist oder 
wenn sie". 


Artikel 74 Artikel 74 

Änderung des Zweiten Gesetzes unverändert 

zur Durchführung von Richtlinien 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
über die Niederlassungsfreiheit 
und den freien Dienstieistungsverkehr 

§ 1 Abs. 3 des Zweiten Gesetzes zur Durchführung 
von Richtlinien der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft über die Niederlassungsfreiheit und den freien 
Dienstleistungsverkehr vom 14. Dezember 1970 
(BGBl. I S. 1709) wird wie folgt geändert: 

1. In den Sätzen 1 und 2 wird das Wort „Konkursver- 
fahren" jeweils durch das Wort „Insolvenzverfah- 
ren" ersetzt. 

2. In Satz 3 wird das Wort „Konkurseröffnung" durch 
die Worte „Eröffnung des Insolvenzverfahrens" 
ersetzt. 
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Änderung der Gewerbeordnung 

Die Gewerbeordnung in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 1. Januar 1987 (BGBl. I S. 425), zuletzt 
geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 17. De- 
zember 1990 (BGBl. I S. 2840), wird wie folgt geän- 
dert: 

1. Es wird folgender neuer § 12 eingefügt: 

.§ 12 

Insolvenzverfahren 

Vorschriften, welche die Untersagung eines 
Gewerbes oder die Rücknahme oder den Widerruf 
einer Zulassung wegen Unzuverlässigkeit des 
Gewerbetreibenden, die auf ungeordnete Vermö- 
gensverhältnisse zurückzuführen ist, ermöglichen, 
finden während eines Insolvenzverfahrens, wäh- 
rend der Zeit, in der Sicherungsmaßnahmen nach 
§ 25 der Insolvenzordnung angeordnet sind, und 
während der Überwachung der Erfüllung eines 
Insolvenzplans (§ 307 der Insolvenzordnung) keine 
Anwendung in bezug auf das Gewerbe, das zur 
Zeit des Antrags auf Eröffnung des Insolvenzver- 
fahrens ausgeübt wurde." 

2. § 34 b Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„ 2 . der Antragsteller in ungeordneten Vermögens- 
verhältnissen lebt? dies ist in der Regel der Fall, 
wenn über das Vermögen des Antragstellers 
das Insolvenzverfahren eröffnet worden oder 
er in das vom Insolvenzgericht oder vom Voll- 
streckungsgericht zu führende Verzeichnis 
(§ 30 Abs. 2 Insolvenzordnung, § 915 Zivilpro- 
zeßordnung) eingetragen ist." 

3. § 34 c wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Nr. 1 wird das Wort „Konkursstraf- 
tat" durch das Wort „Insolvenzstraftat" er- 
setzt. 

b) Absatz 2 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. der Antragsteller in ungeordneten Vermö- 
gensverhältnissen lebt; dies ist in der Regel 
der Fall, wenn über das Vermögen des 
Antragstellers das Insolvenzverfahren eröff- 
net worden oder er in das vom Insolvenz- 
gericht oder vom Vollstreckungsgericht zu 
führende Verzeichnis (§ 30 Abs. 2 Insol- 
venzordnung, § 915 Zivilprozeßordnung) 
eingetragen ist." 

Artikel 76 

Änderung der Handwerksordnung 

Die Handwerksordnung in der Fassung der 
Bekaimtmachung vom 28, Dezember 1965 (BGBl. I 
S. 1966), zuletzt geändert durch Artikel 43 des Geset- 
zes vom 28. Juni 1990 (BGBL IS. 1221) und durch die 
Verordnung vom 9. Dezember 1991 (BGBl. I S. 2169), 
wird wie folgt geändert: 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel 75 
unverändert 


Artikel 76 

Änderung der Handwerksordnung 

Die Handwerksordnung in der Fassung der 
Bekaimtmachung vom 28. Dezember 1965 (BGBl. I 
S. 1966), zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt 
geändert: 
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1. In § 4 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „Nachlaßkon- 
kursverwalter" durch das Wort „Nachlaßinsol- 
venzverwalter“ ersetzt. 

2. § 77 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „des Konkursver- 
fahrens" durch die Worte „des Insolvenzverfah- 
rens" ersetzt. 

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Der Vorstand hat im Falle der Zahlungsunfä- 
higkeit oder der Überschuldung die Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens zu beantragen. “ 


3. § 96 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Nicht wahlberechtigt sind Personen, die 
infolge strafgerichtlicher Verurteilung das Recht, 
in öffentlichen Angelegenheiten zu wählen oder zu 
stimmen, nicht besitzen. " 

4. In § 104 Abs. 2 wird die Nummer 3 aufgehoben; das 
Komma nach der Nummer 2 wird durch einen 
Punkt ersetzt. 


Artikel 77 

Änderung des Waffengesetzes 

In § 43 Abs. 1 des Waffengesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 8. März 1976 (BGBl. I S. 432), 
das zuletzt durch § 2 Abs. 2 des Gesetzes vom 
25. September 1990 (BGBl. I S. 2106) geändert worden 
ist, wird das Wort „Konkursverwalter" durch das Wort 
„Insolvenzverwalter" ersetzt. 


Artikel 78 

Änderung des Sprengstoffgesetzes 

In § 12 Abs. 1 Satz 2 des Sprengstoff gesetzes in der 
Fassimg der Bekanntmachung vom 17. April 1986 
(BGBl. I S. 577), das zuletzt durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 28. Juni 1990 (BGBl. I S. 1221) geändert 
worden ist, wird das Wort „Nachlaßkonkursverwal- 
ter" durch das Wort „Nachlaßinsolvenzverwalter" 
ersetzt. 


Artikel 79 

Änderung des Gesetzes zur Ausführung 
des Abkommens vom 27. Februar 1953 
über deutsche Auslandsschulden 

In § 93 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung des 
Abkommens vom 27. Februar 1953 über deutsche 
Auslandsschulden in der im Bimdesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 7411-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassimg, das zuletzt durch Artikel 2 Nr. 1 
des Gesetzes vom 17. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2839) 
geändert worden ist, wird das Wort „Konkurs" durch 
die Worte „das Insolvenzverfahren" ersetzt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

1. unverändert 

2. § 77 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „im Falle 
der Überschuldung" durch die Worte „im Falle 
der Zahlungsunfähigkeit oder der Überschul- 
dung" und die Worte „des Konkursverfahrens" 
durch die Worte „des Insolvenzverfahrens" 
ersetzt. 

3. unverändert 


4. unverändert 

Artikel 77 

unverändert 


Artikel 78 

unverändert 


Artikel 79 

unverändert 
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Artikel 80 

Änderung des Bundesberggesetzes 

In § 22 Abs. 2 Satz 2 des Bundesberggesetzes vom 
13. August 1980 (BGBl. I S. 1310), das zuletzt durch das 
Gesetz vom 12. Februar 1990 (BGBl. I S. 215) geändert 
worden ist, wird das Wort „Nachlaßkonkursverwal- 
ter" durch das Wort „Nachlaßinsolvenzverwalter" 
ersetzt. 

Artikel 81 

Änderung des Erdölbevorratungsgesetzes 

In § 24 Abs. 2 des Erdölbevorratungsgesetzes in der 
Fassung der Bekaimtmachung vom 8. Dezember 1987 
(BGBl. I S. 2509) wird das Wort „Konkursverfahren" 
durch das Wort „Insolvenzverfahren" ersetzt. 


Artikel 82 

Änderung des Gesetzes zur Abwicklung 
der unter Sonderverwaltung stehenden Vermögen 
von Kreditinstituten, Versicherungsuntemehmen 
und Bausparkassen 

§ 9 Abs. 7 des Gesetzes zur Abwicklung der unter 
Sonderverwciltung stehenden Vermögen von Kredit- 
instituten, Versicherungsuntemehmen und Bauspar- 
kassen vom 21. März 1972 (BGBl. I S. 465), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 31. Januar 1974 
(BGBl. I S. 133) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 werden die Worte „im Konkiurs- 
falle" durch die Worte „im Falle eines Insolvenz- 
verfahrens" ersetzt. 

b) In Absatz 7 wird die Angabe „§§65 bis 67 und 69 
der Konkursordnung" durch die Angabe „ § § 48, 49 
und 52 der Insolvenzordnung" ersetzt. 


Artikel 83 

Änderung des Gesetzes über das Kreditwesen 

Das Gesetz über das Kreditwesen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1 1. Juli 1985 (BGBL I S. 1472), 
zuletzt geändert diurch Artikel 5 des Gesetzes vom 
30. November 1990 (BGBL I S. 2570), wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 2 Abs. 4 Satz 1 werden die Worte „sowie des 

§ 112 Abs. 2 der Vergleichsordnung" gestrichen. 

2. § 46 a wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort „Konkursge- 
fahr" diurch das Wort „Insolvenzgefahr" er- 
setzt. 

b) In Absatz 1 Satz 1 und in Absatz 3 Satz 2 werden 
die Worte „des Konkurses" jeweils durch die 
Worte „des Insolvenzverfahrens" ersetzt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel 80 

unverändert 


Artikel 81 

unverändert 


Artikel 82 

Änderung des Gesetzes zur Abwicklung 
der unter Sonderverwaltung stehenden Vermögen 
von Kreditinstituten, Versicherungsuntemehmen 
und Bausparkassen 

§ 9 des Gesetzes ziu: Abwicklung der unter Sonder- 
verwaltung stehenden Vermögen von Kreditinstitu- 
ten, Versicherungsimtemehmen und Bausparkassen 
vom 21. März 1972 (BGBl. I S. 465), das zuletzt durch 
. . . geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


a) unverändert 


b) unverändert 


Artikel 83 

Ändemng des Gesetzes über das Kreditwesen 

Das Gesetz über das Kreditwesen in der Fassung der 
Bekaimtmachung vom 25. Oktober 1993 (BGBl. I 
S. 1082), geändert durch . . ., wird wie folgt geän- 
dert: 


1. unverändert 


2. unverändert 
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3. § 46 b wird wie folgt gefaßt: 

„§46b 

Insolvenzantrag 

Wird ein Kreditinstitut zahlungsunfähig oder tritt 
Überschuldung ein, so haben die Geschäftsleiter 
und bei einem in der Rechtsform des Einzelkauf- 
manns betriebenen Kreditinstitut der Inhaber dies 
dem Bimdesaufsichtsamt imverzüglich anzuzei- 
gen. Soweit diese Personen nach anderen Rechts- 
vorschriften verpflichtet sind, bei Zahlimgsunfä- 
higkeit oder Überschuldung die Eröffnimg des 
Insolvenzverfahrens zu beantragen, tritt an die 
Stelle der Antragspflicht die Anzeigepflicht nach 
Satz 1. Das Insolvenzverfahren über das Vermögen 
eines Kreditinstituts findet im Falle der Zahlungs- 
unfähigkeit oder der Überschuldung statt. Der 
Antrag auf Eröffnimg des Insolvenzverfahrens über 
das Vermögen des Kreditinstituts kann nur von 
dem Bundesaufsichtsamt gestellt werden. Wird ein 
ausländisches Insolvenzverfahren über das Vermö- 
gen eines Kreditinstituts im Inland anerkannt, so 
sind zum Antrag auf Eröffnung eines Sonderinsol- 
venzverfahrens über das inländische Vermögen 
des Kreditinstituts das Bundesaufsichtsamt, der 
ausländische Insolvenzverwalter und nach Maß- 
gabe des § 396 Abs. 2 der Insolvenzordnung die 
Gläubiger berechtigt . " 

4. § 46 c wird wie folgt gefaßt: 

„§46c 

Berechnung von Fristen 

Die nach den §§ 99, 145 bis 151 der Insolvenzord- 
nung und nach § 32b Satz 1 des Gesetzes betref- 
fend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
vom Tage des Antrags auf Eröffnung des Insolvenz- 
verfahrens an zu berechnenden Fristen sind vom 
Tage des Erlasses einer Maßnahme nach § 46 a 
Abs. 1 an zu berechnen. " 

5. In § 47 Abs. 1 Nr. 1 werden die Worte „das 
Vergleichsverfahren oder der Konkurs" durch die 
Worte „das Insolvenzverfahren" ersetzt. 

6. In § 49 wird die Angabe „der §§ 36, 45, 46, 46 a 
Abs. 1 imd des § 46 b" durch die Angabe „ der §§ 36, 
45, 46 und des § 46 a Abs. 1" ersetzt. 


Artikel 84 

Änderung des Gesetzes 
über die Deutsche Bundesbank 

Das Gesetz über die Deutsche Bundesbank in der 
im Bundesgesetzblatt Teü III, Gliederungsnummer 
7620-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 20. Februar 1991 (BGBl. I 
S. 481), wird wie folgt geändert; 

1. In § 19 Abs. 1 Nr. 3 wird das Wort „Konkursmasse" 
durch das Wort „Insolvenzmasse" ersetzt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

3. § 46 b wird wie folgt gefaßt: 

»§46b 

Insolvenzantrag 

Wird ein Kreditinstitut zahlimgsunfähig oder tritt 
Überschuldimg ein, so haben die Geschäftsleiter 
imd bei einem in der Rechtsform des Einzelkauf- 
manns betriebenen Kreditinstitut der Inhaber dies 
dem Bimdesaufsichtsamt unverzüglich anzuzei- 
gen. Soweit diese Personen nach anderen Rechts- 
vorschriften verpflichtet sind, bei Zahlungsunfä- 
higkeit oder Überschuldung die Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens zu beantragen, tritt an die 
Stelle der Antragspflicht die Anzeigepflicht nach 
Satz 1 . Das Insolvenzverfahren über das Vermögen 
eines Kreditinstituts findet im Fedle der Zahlungs- 
unfähigkeit oder der Überschuldung statt. Der 
Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens über 
das Vermögen des Kreditinstituts kann nur von 
dem Bundesaufsichtsamt gestellt werden. " 


4. unverändert 


5. unverändert 

6. unverändert 

7. § 63 a Abs. 6 wird aufgehoben. 

Artikel 84 

unverändert 
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2. In § 23 Abs. 2 werden die Worte „der Konkurs" 
durch die Worte „das Insolvenzverfahren" er- 
setzt. 


Artikel 85 Artikel 85 

Änderung des Gesetzes unverändert 

über die Deutsche Genossenschaftsbank 

§ 16 des Gesetzes über die Deutsche Genossen- 
schaftsbank in der Fassung der Bekanntmachimg vom 
22. Dezember 1975 (BGBl. I S. 3171), das zuletzt durch 
Artikel 2 Nr. 6 des Gesetzes vom 13. Dezember 1990 
(BGBl. I S. 2749) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. In der Überschrift wird das Wort „Konkius" diuch 
das Wort „Insolvenzverfajiren" ersetzt. 

2. Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Im Falle des Insolvenzverfahrens gehen bei der 
Befriedigimg aus der nach § 14 Abs. 4 gebildeten 
Deckimgsmasse die Forderungen der Inhaber der 
Schuldverschreibimgen einschheßUch ihrer seit 
Eröffmmg des Insolvenzverfahrens laufenden 
Zinsforderungen den Forderungen aller anderen 
Insolvenzgläubiger vor. " 

3. In Absatz 3 wird die Angabe „§§ 64, 153, 155, 156 
und 168 Nr. 3 der Konkursordnimg" diuch die 
Angabe „§§ 61, 218 und 220 der Insolvenzord- 
nung" ersetzt. 


Arttkei 86 ArÜkel 86 

Änderung des Gesetzes unverändert 

über die Landwirtschaftliche Rentenbank 

§ 15 des Gesetzes über die Landwirtschaftliche 
Rentenbank in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 

Ghederungsnummer 7624-1, veröffentlichten berei- 
nigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 2 Nr. 7 des 
Gesetzes vom 13. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2749) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort „Konkurs" durch 
das Wort „Insolvenzverfahren" ersetzt. 

b) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Im Falle des Insolvenzverfahrens gehen bei der 
Befriedigung aus der nach § 18 Abs. 2 gebildeten 
Deckimgsmasse die Forderungen der Inhaber der 
gedeckten Schuldverschreibungen einschheßUch 
ihrer seit Eröffnung des Insolvenzverfahrens lau- 
fenden Zinsfordenmgen den Forderungen aller 
anderen Insolvenzgläubiger vor. " 

c) In Absatz 3 wird die Angabe „§§ 64, 153, 155, 156 
und 168 Nr. 3 der Konkursordnung" durch die 
Angabe „§§ 61, 218 und 220 der Insolvenzord- 
nung" ersetzt. 

d) In Absatz 4 werden die Worte „im Konkursfalle" 
durch die Worte „im FaUe der Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens" ersetzt. 
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Artikel 87 

Änderung des Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Landwirtschaftliche Rentenbank 

In Artikel 2 Satz 1 des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über die Landwirtschaftliche 
Rentenbank in der im Bvindesgesetzblatt Teil IIL 
Gliederungsnummer 7624-1-2, veröffentlichten berei- 
nigten Fassimg, werden die Worte „des Konkurses" 
durch die Worte „der Eröffmmg des Insolvenzverfah- 
rens" ersetzt. ^ 


Artikel 88 

Änderung des Gesetzes betreffend 
die Industriekreditbank Aktiengesellschaft 

§ 1 des Gesetzes betreffend die Industriekreditbank 
Aktiengesellschaft in der im Bundesgesetzblatt Teil 
III, Gliedeiungsnummer 7627-1, veröffentlichten be- 
reinigten Fassimg, wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Gibt die Industriekreditbank Aktiengesellschaft 
Schuldverschreibungen auf den Inhaber aus und 
bildet sie für eine bestimmte Gattung von Schuld- 
verschreibungen eine gesonderte Deckungsmasse, 
so gehen, falls über ihr Vermögen das Insolvenz- 
verfahren eröffnet wird, in Ansehung der Befriedi- 
gung aus der gesonderten Deckungsmasse die 
Forderungen der Inhaber der Schuldverschreibun- 
gen, für die die gesonderte Deckungsmasse gebil- 
det ist, einschließlich ihrer seit Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens laufenden Zinsforderungen 
den Forderungen aller anderen Insolvenzgläubiger 
vor." 

b) In Absatz 2 wird die Angabe „§§ 64, 153, 155, 156 
imd 168 Nr. 3 der Konkursordnung" durch die 
Angabe „§§ 61, 218 imd 220 der Insolvenzord- 
nung" ersetzt. 


Artikel 89 

Änderung des Hypothekenbankgesetzes 

Das Hypothekenbankgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. Dezember 1990 (BGBl. I 
S. 2898) wird wie folgt geändert: 


1. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „der 
Konkurs" durch die Worte „das Insolvenzver- 
fahren" und das Wort „Konkursgläubiger" 
durch das Wort „Insolvenzgläubiger" ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird die Angabe „§§ 64, 153, 155, 
156 und des § 168 Nr. 3 der Konkursordnung" 
durch die Angabe „§§ 61, 218 und 220 der 
Insolvenzordnimg" ersetzt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel 87 

unverändert 


Artikel 88 

unverändert 


Artikel 89 

Änderung des Hypothekenbankgesetzes 

Das Hypothekenbankgesetz in der Fassimg der 
Bekanntmachung vom 19. Dezember 1990 (BGBl. I 
S. 2898) wird wie folgt geändert: 

0. ln § 5 Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 2a werden Jeweils nach 
den Worten „Europäischen Wirtschaftsraum^ die 
Worte „oder in der Schweiz** eingefügt. 

1. § 35 wird wie folgt geändert: 
a) bis d) unverändert 
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c) In Absatz 3 wird das Wort „Konkursmasse" 
durch das Wort „Insolvenzmasse" ersetzt. 

d) In Absatz 4 werden die Worte „des Konkurses" 
durch die Worte „des Insolvenzverfahrens" imd 
das Wort „Konkursmasse" durch das Wort „In- 
solvenzmasse" ersetzt. 

e) Es wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„ (5) Konkursvorrechte zugunsten der Schuld- 
verschreibimgsgläubiger eines Realkreditinsti- 
tuts, das seinen Sitz in einem anderen Mitglied- 
staat der Europäischen Gemeinschaften oder in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Freihan- 
delsassoziation hat, sind in einem inländischen 
Insolvenzverfahren anzuerkennen, wenn sie im 
wesentlichen dem Vorrecht des Absatzes 1 
entsprechen imd die Gegenseitigkeit verbürgt 
ist." 


2. Die §§43 imd 47 werden gestrichen. 

Artikel 90 

Änderung des Schiffsbankgesetzes 

Das Schiffsbankgesetz in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 7628-2, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Arti- 
kel 10 des Gesetzes vom 30. November 1990 (BGBl. I 
S. 2570), wird wie folgt geändert: 

1. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „der 
Konkurs" durch die Worte „das Insolvenzver- 
fahren" imd das Wort „Konkursgläubiger" 
durch das Wort „Insolvenzgläubiger" ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird die Angabe „§§ 64, 153, 155, 
156, 168 Nr. 3 der Konkursordnung" durch die 
Angabe „§§ 61, 218 und 220 der Insolvenzord- 
nung" ersetzt. 

c) In Absatz 3 wird das Wort „Konkursmasse" 
durch das Wort „Insolvenzmasse" ersetzt. 

d) In Absatz 4 werden die Worte „des Konkurses" 
durch die Worte „des Insolvenzverfahrens" und 
das Wort „Konkursmasse" durch das Wort „In- 
solvenzmasse" ersetzt. 

2. In § 36a Nr. 4 Satz 2 wird das Wort „Konkursver- 
fahren" durch das Wort „Insolvenzverfahren" 

ersetzt. 

Artikel 91 

Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 

Das Versichenmgsaufsichtsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 13. Oktober 1983 (BGBl. I 
S. 1261), zuletzt geändert durch Arfikei 1 des Gesetzes 
vom 17. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2864), wird wie 
folgt geändert: 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


e) Es wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„ (5) Konkursvorrechte zugunsten der Schuld- 
verschreibungsgläubiger eines Realkreditinsti- 
tuts, das seinen Sitz in einem anderen Mitglied- 
staat der Europäischen Gemeinschaften, in 
einem anderen Vertragsstaat des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum oder 
in der Schweiz hat, sind in einem inländischen 
Insolvenzverfahren anzuerkennen, wenn sie im 
wesentlichen dem Vorrecht des Absatzes 1 
entsprechen und die Gegenseitigkeit verbürgt 
ist." 

2. unverändert 


Artikel 90 

unverändert 


Artikel 91 

Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 

Das Versichenmgsaufsichtsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 13. Oktober 1983 (BGBl. I 
S. 1261), zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt 
geändert: 
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1. § 42 wird wie folgt geändert: 

a) In der Nummer 3 werden die Worte „des 
Konkursverfahrens" durch die Worte „des 
Insolvenzverfahrens" ersetzt. 

b) Die Nummer 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. mit der Rechtskraft des Beschlusses, durch 
den die Eröffnimg des Insolvenzverfahrens 
mangels Masse abgelehnt wird; gegen den 
ablehnenden Beschluß steht auch dem 
Verein die sofortige Beschwerde zu , " 

2. § 45 wird wie folgt geändert; 

a) In Satz 2 wird das Wort „Konkursverfahren" 
durch das Wort „Insolvenzverfcihren" ersetzt. 

b) In Satz 3 werden die Worte „des Konkurs- 
gerichts" durch die Worte „des Insolvenzge- 
richts" ersetzt. 

3. In § 46 Abs. 1 wird das Wort „Konkursverfahren" 
durch das Wort „Insolvenzverfahren" ersetzt. 

4. § 49 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt; 

„(2) Gleiches gilt, wenn der Verein diorch die 
Eröffnung des Insolvenz Verfahrens aufgelöst, das 
Verfahren aber auf Antrag des Vereins eingestellt 
oder nach der Bestätigung eines Insolvenzplans, 
der den Fortbestand des Vereins vorsieht, aufge- 
hoben worden ist. " 

5. § 50 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Konkurs " durch die 
Worte „Eröffnung des Insolvenzverfahrens" 
ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „vor der Kon- 
kurseröffnung" durch die Worte „vor dem 
Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
oder nach diesem Antrag" ersetzt. 

6. § 51 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Die Ansprüche auf Tilgung des Gründungs - 
stocks stehen allen übrigen Insolvenzforderungen 
nach. Unter diesen werden Ansprüche aus einem 
Versicherungsverhältnis, die den bei Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens dem Verein angehören- 
den oder im letzten Jahr vor dem Eröffnimgsan- 
trag oder nach diesem Antrag ausgeschiedenen 
MitgUedem zustehen, im Rang nach den Ansprü- 
chen der anderen Insolvenzgläubiger befrie- 
digt." 

7. § 52 erhält folgende Fassimg; 

.§ 52 

(1) Die Nachschüsse oder Umlagen, die das 
Insolvenzverfahren erfordert, werden vom Insol- 
venzverwalter festgesteUt und ausgeschrieben. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

1. § 42 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Die Nummer 4 wird wie folgt gefaßt; 

„4. mit der Rechtskraft des Beschlusses, durch 
den die Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
mangels Masse abgelehnt wird. " 

2, unverändert 


3. unverändert 

4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 


7. unverändert 
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Dieser hat sofort, nachdem die Vermögensüber- 
sicht (§ 172 der Insolvenzordnimg) auf der 
Geschäftsstelle niedergelegt ist, zu berechnen, 
wieviel die Mitglieder zur Deckung des aus der 
Vermögensübersicht ersichtlichen Fehlbetrags 
nach ihrer Beitragspflicht vorzuschießen haben. 
Für diese Vorschußberechnung und für Zusatzbe- 
rechnungen gelten entsprechend § 106 Abs. 1 
Satz 2, Abs. 2 und 3 sowie die §§ 107 bis 113 des 
Genossenschaftsgesetzes. 


(2) Alsbald nach Beginn der Schlußverteilxing 
(§ 224 der Insolvenzordnung) hat der Insolvenz- 
verwalter zu berechnen, welche Beiträge die 
Mitglieder endgültig zu leisten haben. Dafür und 
für das weitere Verfahren gelten entsprechend 
§ 114 Abs. 2 und die §§ 115 bis 118 des Genos- 
senschaftsgesetzes. “ 

8. § 77 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 wird das Wort „Konkurseröffnung " 
jeweüs durch die Worte „Eröffnung des Insol- 
venzverfahrens" ersetzt. 

b) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „Konkursgläu- 
biger" durch das Wort „Insolvenzgläubiger“ 
ersetzt. 

c) In Absatz 4 Satz 3 wird die Angabe „ § § 64, 153, 
155, 156 und 168 Nr. 3 der Konkursordnung" 
durch die Angabe „§§ 61, 218 und 220 der 
Insolvenzordnung“ ersetzt. 

d) Es wird folgender neuer Absatz 5 angefügt: 

„(5) Konkursvorrechte zugtmsten der Versi- 
cherten eines Lebensversicherungsimtemeh- 
mens und zugimsten von Versicherten eines 
Kranken- und Unfallversicherungsuntemeh- 
mens der in § 12 genannten Art, die ihren Sitz in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft haben, sind in einem 
inländischen Insolvenzverfahren anzuerken- 
nen, wenn sie dem Vorrecht des Absatzes 4 
entsprechen und die Gegenseitigkeit verbürgt 
ist.“ 


9. § 78 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Konkursgericht“ 
jeweils durch das Wort „Insolvenzgericht" 
ersetzt. 

b) In Absatz 4 werden das Wort „Konkursverwal- 
ter“ durch das Wort „Insolvenzverwalter" und 
die Worte „des Gemeinschuldners" durch die 
Worte „des Schuldners" ersetzt. 

10. Die Überschrift vor § 80 wird gestrichen. 

11. § 80 wird aufgehoben. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


8. § 77 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) unverändert 


c) unverändert 


d) Es wird folgender neuer Absatz 5 angefügt: 

„(5) Konkursvorrechte zugunsten der Versi- 
cherten eines Lebensversichenmgsuntemeh- 
mens und zugunsten von Versicherten eines 
Kranken- und Unfallversichenmgsuntemeh- 
mens der in § 12 genannten Art, die ihren Sitz in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Ge- 
meinschaft oder in einem anderen Vertrags- 
staat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum haben, sind in einem inländi- 
schen Insolvenzverfahren anzuerkennen, 
wenn sie dem Vorrecht des Absatzes 4 ent- 
sprechen und die Gegenseitigkeit verbürgt 
ist." 

9. unverändert 


10. unverändert 

11. unverändert 
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12. § 88 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Der Antrag auf Eröffnung des Insolvenz- 
verfahrens über das Vermögen eines Versiche- 
nmgsuntemehmens kann nur von der Auf- 
sichtsbehörde gestellt werden. Wird ein aus- 
ländisches Insolvenzverfahren über das Ver- 
mögen eines Versicherungsunternehmens im 
Inland anerkannt, so sind zum Antrag auf 
Eröffnung eines Sonderinsolvenzverfahrens 
über das inländische Vermögen des Versiche- 
rungsunternehmens die Aufsichtsbehörde, der 
ausländische Insolvenzverwalter und nach 
Maßgabe des § 396 Abs. 2 der Insolvenzord- 
nung die Gläubiger berechtigt " 

b) In Absatz 2 Satz 3 wird das Wort „Konkurser- 
öffnimg" durch die Worte „die Eröffnimg des 
Insolvenzverfahrens" ersetzt. 

13. In § 89 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „des 
Konkurses" durch die Worte „des Insolvenzver- 
fahrens" ersetzt. 

14. § llOd Abs. 4 Nr. 6 wird gestrichen. 

Artikel 92 

Änderung des Gesetzes 
über den Versicherungsvertrag 

Das Gesetz über den Versicherungsvertrag in der 
im Bimdesgesetzblatt Teil III, Gliedenmgsnummer 
7632-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17. De- 
zember 1990 (BGBL I S. 2864), wird wie folgt geän- 
dert: 

1. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „ der Konkurs " durch 
die Worte „das Insolvenzverfahren" und das 
Wort „Konkursmasse" durch das Wort „Insol- 
venzmasse" ersetzt. 

b) In Satz 2 wird das Wort „Konkurseröffnung" 
durch die Worte „Eröffnung des Insolvenzver- 
fahrens" ersetzt. 

2. § 14 wird aufgehoben. 


3. In § 15 a wird die Angabe „§§ 12, 14“ durch die 
Angabe „§ 12“ ersetzt 

4. In § 40 Abs. 3 werden die Worte „ oder wird es vom 
Versicherer auf Grund einer Vereinbarung nach 
§14 gekündigt“ gestrichen. 

5. In § 77 Satz 1 werden die Worte „der Konkurs" 
durch die Worte „das Insolvenzverfahren" und das 
Wort „Konkursmasse" durch das Wort „Insolvenz- 
masse" ersetzt. 

6. In § 157 werden die Worte „der Konkurs" durch die 
Worte „das Insolvenzverfahren“ ersetzt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

12. § 88 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Der Antrag auf Eröffnung des Insolvenz- 
verfahrens über das Vermögen eines Versiche- 
nmgsuntemehmens karm nur von der Auf- 
sichtsbehörde gestellt werden. 


b) unverändert 


13. unverändert 


14. unverändert 

Artikel 92 

Änderung des Gesetzes 
über den Versicherungsvertrag 

Das Gesetz über den Versicherungsvertrag in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederxmgsnummer 
7632-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 


1. unverändert 


2. In § 14 Abs. 1 werden die Worte „des Konkurses 
oder des Vergleichsverfahrens" durch die Worte 
„des Insolvenz Verfahrens" ersetzt. 

3. entfällt 

4. entfällt 


5, unverändert 


6. unverändert 
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7. § 177 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „der 
Konkurs" durch die Worte „das Insolvenzver- 
fahren" ersetzt. 

b) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „Konkurs- 
masse" durch das Wort „Insolvenzmasse" 
ersetzt. 

c) In Absatz 3 Satz 2 werden die Worte „der 
Konkurs" durch die Worte „das Insolvenzver- 
fahren" ersetzt. 


Artikel 93 

Änderung des Gesetzes über Bausparkassen 

In § 15 Satz 1 des Gesetzes über Bausparkassen in 
der Fassimg der Bekanntmachung vom 15. Februar 
1991 (BGBl. I S. 454) werden die Worte „des Kon- 
kurses" durch die Worte „des Insolvenzverfahrens" 
ersetzt. 


Artikel 94 

Änderung des Gesetzes zur Verbesserung 
der betrieblichen Altersversorgung 

Das Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen 
Altersversorgung vom 19. Dezember 1974 (BGBl. I 
S. 3610), zuletzt geändert durch Artikel 34 des Geset- 
zes vom 25, Februar 1992 (BGBl. I S. 297), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 3 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ ( 1 ) Für eine Anwartschaft, die der Arbeitnehmer 
nach § 1 Abs. 1 bis 3 bei Beendigimg des Arbeits- 
verhältnisses behält, kann ihm mit Zustinummg 
des Arbeitnehmers eine einmalige Abfindung 
gewährt werden, wenn die Anwartschaft auf einer 
Versorgimgszusage beruht, die weniger als zehn 
Jahre vor dem Ausscheiden aus dem Unternehmen 
erteilt wurde, oder wenn die Monatsrente eins vom 
Hundert der monatlichen Bezugsgröße gemäß § 18 
Viertes Buch Sozialgesetzbuch, bei Kapitalleistun- 
gen zwölf Zehntel dieser Bezugsgröße, nicht über- 
schreitet. Für Versorgungsleistungen, die gemäß 
§ 2 Abs. 4 von einer Unterstützimgskasse zu erbrin- 
gen sind, kann dem Arbeitnehmer mit seiner 
Zustinummg eine einmalige Abfindung gewährt 
werden, wenn er vor der Beendigimg des Arbeits- 
verhältnisses weniger als zehn Jahre zu dem Kreis 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
7. unverändert 


Artikel 93 

unverändert 


Artikel 93 a 

Änderung des Gesetzes 
über die Lohnstatistik 

In § 9 Nr. 5 des Gesetzes über die Lohnstatistik in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliedeningsnum- 
mer 800-16, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
das zuletzt durch . . . geändert worden ist, wird das 
Wort „Konkursausfallgeld“ durch das Wort „Insol- 
venzausfallgeld" ersetzt. 

Artikel 94 

Änderung des Gesetzes zur Verbesserung 
der betrieblichen Altersversorgung 

Das Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen 
Altersversorgung vom 19. Dezember 1974 (BGBl. I 
S. 3610), zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt 
geändert: 

1. § 3 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Für eine Anwartschaft, die der Arbeitnehmer 
nach § 1 Abs. 1 bis 3 bei Beendigung des Arbeits- 
verhältnisses behält, kann ihm mit seiner Zustim- 
mung eine einmalige Abfindung gewährt werden, 
wenn die Anwartschaft auf einer Versorgungszu- 
sage beruht, die weniger als zehn Jahre vor dem 
Ausscheiden aus dem Unternehmen erteilt wurde, 
oder wenn die Monatsrente eins vom Hundert der 
monatlichen Bezugsgröße gemäß § 18 Viertes Buch 
Sozialgesetzbuch, bei Kapitalleistungen zwölf 
Zehntel dieser Bezugsgröße, nicht überschreitet. 
Für Versorgungsleistungen, die gemäß § 2 Abs. 4 
von einer Unterstützungskasse zu erbringen sind, 
kann dem Arbeitnehmer mit seiner Zustimmung 
eine einmalige Abfindung gewährt werden, wenn 
er vor der Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
weniger als zehn Jahre zu dem Kreis der Begün- 
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der Begünstigten der Unterstützungskasse gehört 
hat; im übrigen gilt Satz 1 entsprechend. Darüber 
hinaus kann dem Arbeitnehmer mit seiner Zustim- 
mung eine einmahge Abfindimg auch dann 
gewährt werden, wenn dem Arbeitnehmer die 
Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung 
erstattet worden sind. Ebenso kann dem Arbeit- 
nehmer für den Teil einer Anwartschaft, der wäh- 
rend eines Insolvenzverfahrens erdient worden ist, 
ohne seine Zustimmxmg eine einmahge Abfindung 
gewährt werden, wenn die Betriebstätigkeit voll- 
ständig eingestellt imd das Unternehmen liquidiert 
wird," 

2. § 7 wird wie folgt gefaßt: 

.§ 7 

(1) Versorgungsempfänger, deren Ansprüche 
aus einer unmittelbaren Versorgimgszusage des 
Arbeitgebers nicht erfüllt werden, weil über das 
Vermögen des Arbeitgebers oder über seinen 
Nachlaß das Insolvenzverfahren eröffnet worden 
ist, \md ihre Hinterbhebenen haben gegen den 
Träger der Insolvenzsicherung einen Anspruch in 
Höhe der Leistimg, die der Arbeitgeber axif Gnmd 
der Versorgimgszusage zu erbringen hätte, wenn 
das Insolvenzverfahren nicht eröffnet worden 
wäre. Satz 1 güt entsprechend, wenn Leistungen 
aus einer Direktversicherung nicht gezahlt wer- 
den, weil der Arbeitgeber die Ansprüche aus dem 
Versicherungsvertrag abgetreten oder belieben 
hat und seiner Verpfhchtimg nach § 1 Abs. 2 Satz 3 
wegen der Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
nicht nachkommt oder wenn eine Unterstützungs- 
kasse die nach ihrer Versorgungsregelung vorge- 
sehene Versorgung nicht erbringt, weil über das 
Vermögen oder den Nachlaß eines Arbeitgebers, 
der der Unterstützungskasse Zuwendungen leistet 
(Trägeruntemehmen), das Insolvenzverfahren er- 
öffnet worden ist. § 1 1 des Versicherungsvertrags- 
gesetzes findet entsprechende Anwendung. Der 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens stehen bei der 
Anwendung der Sätze 1 bis 3 gleich 

1. die Abweisung des Antrags auf Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens mangels Masse, 

2. der außergerichtliche Vergleich (Stundungs-, 
Quoten- oder Liquidationsvergleich) des Arbeit- 
gebers mit seinen Gläubigem zur Abwendung 
eines Insolvenzverfahrens, wenn ihm der Träger 
der Insolvenzsicherung zustimmt, 

3. die vollständige Beendigung der Betriebstätig- 
keit im Geltungsbereich dieses Gesetzes, wenn 
ein Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfah- 
rens nicht gestellt worden ist imd ein Insolvenz- 
verfahren offensichtlich mangels Masse nicht in 
Betracht kommt. 

(2) Personen, die bei Eröffmmg des Insolvenzver- 
fahrens oder bei Eintritt der nach Absatz 1 Satz 4 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

stigten der Unterstützimgskasse gehört hat; im 
übrigen gilt Satz 1 entsprechend. Darüber hinaus 
kann dem Arbeitnehmer mit seiner Zustinunung 
eine einmalige Abfindimg auch dann gewährt 
werden, wenn dem Arbeitnehmer die Beiträge zur 
gesetzlichen Rentenversicherung erstattet worden 
sind. Ebenso kann dem Arbeitnehmer für den Teil 
einer Anwartschaft, der während eines Insolvenz- 
verfahrens erdient worden ist, ohne seine Zustim- 
mung eine einmahge Abfindung gewährt werden, 
wenn die Betriebstätigkeit vollständig eingestellt 
und das Unternehmen liquidiert wird." 


2, unverändert 


89 




Drucksache 12/7303 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Entwurf Beschlüsse des 6. Ausschusses 

gleichstehenden Voraussetzungen (Sicherungs- 
fall) eine nach § 1 unverfallbare Versorgungsan- 
wartschaft haben, und ihre Hinterbliebenen erhal- 
ten bei Eintritt des Versorgungsfalls einen 
Anspruch gegen den Träger der Insolvenzsiche- 
rung, wenn die Anwartschaft beruht 

1 . auf einer unmittelbaren Versorgungszusage des 
Arbeitgebers oder 

2. auf einer Direktversicherung und der Arbeit- 
nehmer hinsichtlich der Leistungen des Versi- 
cherers widerruflich bezugsberechtigt ist oder 
die Ansprüche aus dem Versichenmgsvertrag 
durch den Arbeitgeber beheben oder an Dritte 
abgetreten sind. 

Satz 1 gilt entsprechend für Personen, die zum 
Kreis der Begünstigten einer Unterstützimgskasse 
gehören, wenn der Sicherungsfall bei einem Trä- 
geruntemehmen eingetreten ist. Die Höhe des 
Anspruchs richtet sich nach der Höhe der Leistun- 
gen gemäß § 2 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 2, bei 
Unterstützungskassen nach dem Teil der nach der 
Versorgungsregelung vorgesehenen Versorgung, 
der dem Verhältnis der Dauer der Betriebszu- 
gehörigkeit zu der Zeit vom Beginn der Betriebs- 
zugehörigkeit bis zum Erreichen der in der 
Versorgrmgsregelung vorgesehenen festen Al- 
tersgrenze entspricht; § 2 Abs. 5 ist entsprechend 
anzuwenden. Für die Berechnung der Höhe 
des Anspruchs nach Satz 3 wird die Betriebszuge- 
hörigkeit bis zum Eintritt des Sicherungsfalls 
berücksichtigt. 

(3) Ein Anspruch auf laufende Leistungen gegen 
den Träger der Insolvenzsicherung beträgt jedoch 
im Monat höchstens das Dreifache der im Zeit- 
punkt der ersten Fälligkeit maßgebenden monat- 
lichen Bezugsgröße gemäß § 18 Viertes Buch So- 
zialgesetzbuch. Satz 1 gilt entsprechend bei einem 
Anspruch auf Kapitalleistungen mit der Maß- 
gabe, daß zehn vom Hundert der Leishmg als 
Jahresbetrag einer laufenden Leistung anzusetzen 
sind. 

(4) Ein Anspruch auf Leistungen gegen den 
Träger der Insolvenzsichenmg vermindert sich in 
dem Umfange, in dem der Arbeitgeber oder son- 
stige Träger der Versorgung die Leistungen der 
betrieblichen Altersversorgxmg erbringt. Wird im 
Insolvenzverfahren ein Insolvenzplan bestätigt, so 
vermindert sich der Anspruch auf Leistungen 
gegen den Träger der Insolvenzsichenmg insoweit, 
als im Plan vorgesehen ist, daß der Arbeitgeber 
oder sonstige Träger der Versorgung einen Teil der 
Leistimgen selbst zu erbringen hat. Ist im Plan 
vorgesehen, daß der Arbeitgeber oder sonstige 
Träger der Versorgimg die Leistungen der betrieb- 
lichen Altersversorgimg von einem bestimmten 

Zeitpunkt an selbst zu erbringen hat, so entfällt der 
Anspruch auf Leistungen gegen den Träger der 
Insolvenzsicherung von diesem Zeitpimkt an. Für 
den Fall des Absatzes 1 Satz 4 Nr. 2 gelten die Sätze 
2 und 3 entsprechend. Im Plan soll vorgesehen 
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werden, daß bei einer nachhaltigen Besserung der 
wirtschaftlichen Lage des Arbeitgebers die vom 
Träger der Insolvenz sichenmg zu erbringenden 
Leistungen ganz oder zum Teil wieder vom Arbeit- 
geber oder sonstigen Träger der Versorgung über- 
nommen werden. 

(5) Ein Anspruch gegen den Träger der Insol- 
venzsicherung besteht nicht, soweit nach den 
Umständen des Falles die Annahme gerechtfertigt 
ist, daß es der alleinige oder überwiegende Zweck 
der Versorgimgszusage oder ihrer Verbesserung, 
der Beleihimg oder Abtretung eines Anspruchs aus 
einer Direktversichenmg gewesen ist, den Träger 
der Insolvenzsicherung in Anspruch zu nehmen. 
Diese Annahme ist insbesondere dann gerechtfer- 
tigt, wenn bei Erteilimg oder Verbessenmg der 
Versorgimgszusage wegen der wirtschaftlichen 
Lage des Arbeitgebers zu erwarten war, daß die 
Zusage nicht erfüllt werde. Verbesserungen der 
Versorgungszusagen werden bei der Bemessung 
der Leistungen des Trägers der Insolvenzsicherung 
nicht berücksichtigt, soweit sie in den beiden 
letzten Jahren vor dem Eintritt des Sicherungsfalles 
vereinbart worden sind. 

(6) Ist der Sicherungsfall durch kriegerische 
Ereignisse, innere Unruhen, Naturkatastrophen 
oder Kernenergie verursacht worden, so kann der 
Träger der Insolvenzsicherung mit Zustimmung 
des Bundesaufsichtsamtes für das Versichenmgs- 
wesen die Leistungen nach billigem Ermessen 
abweichend von den Absätzen 1 bis 5 festset- 
zen." 

3. In § 8 Abs. 2 Satz 1 wird der Punkt am Satzende 
durch ein Komma ersetzt; es wird folgender Satzteil 
angefügt: „oder wenn die Monatsrente eins vom 
Hundert der monatlichen Bezugsgröße gemäß § 18 
Viertes Buch Sozialgesetzbuch, bei Kapitalleistun- 
gen zwölf Zehntel dieser Bezugsgröße, nicht über- 
schreitet. " 

4. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „eines 
Konkurs- oder gerichtlichen Vergleichsverfah- 
rens" durch die Worte „eines Insolvenzverfah- 
rens" ersetzt. 

b) An Absatz 2 wird folgender neuer Satz 3 ange- 
fügt: 

„Die mit der Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
übergegangenen Anwartschaften werden im 
Insolvenzverfahren als unbedingte Fordenm- 
gen nach § 52 der Insolvenz Ordnung geltend 
gemacht." 

c) In Absatz 3 Satz 4 wird die Angabe „§ 7 Abs. 1 
Satz 3 Nr. 2, 3 oder 5" durch die Angabe „§ 7 
Abs. 1 Satz 4 Nr. 2" ersetzt. 

d) Es werden folgende Absätze 4 und 5 ange- 
fügt: 

„(4) In einem Insolvenzplan, der die Fortfüh- 
rung des Unternehmens oder eines Betriebes 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


3. unverändert 


4. § 9 wird wie folgt geändert; 

a) unverändert 

b) unverändert 


c) unverändert 


d) Es werden folgende Absätze 4 und 5 ange- 
fügt: 

„(4) In einem Insolvenzplan, der die Fortfüh- 
nmg des Unternehmens oder eines Betriebes 
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vorsieht, ist für den Träger der Insolvenzsicherung 
eine besondere Gruppe zu bilden. Sofern im Insol- 
venzplan nichts anderes vorgesehen ist, kann der 
Träger der Insolvenzsicherung, wenn innerhalb 
von drei Jahren nach der Aufhebimg des Insolvenz- 
verfahrens ein Antrag auf Eröffnimg eines neuen 
Insolvenzverfahrens über das Vermögen des 
Arbeitgebers gestellt wird, in diesem Verfahren als 
Insolvenzgläubiger Erstattung der von ihm er- 
brachten Leistimgen verlangen. 

(5) Dem Träger der Insolvenzsicherung steht 
gegen den Beschluß, durch den das Insolvenzver- 
fahren eröffnet wird, die sofortige Beschwerde 
zu." 

5. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „Konkursver- 
walter" durch das Wort „Insolvenzverwalter" 
ersetzt. 

b) In Absatz 3 wird das Wort „Konkursverwalter" 
durch das Wort „Insolvenzverwalter" ersetzt; 
die Worte „des Konkursverfahrens" werden 
jeweils durch die Worte „des Insolvenzverfah- 
rens" ersetzt. 

c) In Absatz 4 wird das Wort „Konkursverwalter" 
durch das Wort „Insolvenzverwalter" ersetzt. 

d) Absatz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„ (5) In den Fällen, in denen ein Insolvenzver- 
fahren nicht eröffnet wird (§ 7 Abs. 1 Satz 4) oder 
nach § 317 der Insolvenzordmmg eiagestellt 
worden ist, sind die Pflichten des Insolvenzver- 
walters nach Absatz 3 vom Arbeitgeber oder 
dem sonstigen Träger der Versorgimg zu erfül- 
len." 

6. In § 17 Abs, 2 werden die Worte „der Konkurs" 
durch die Worte „das Insolvenzverfahren" er- 
setzt. 


Artikel 95 

Änderung des Mutterschutzgesetzes 

In § 14 Abs. 3 des Mutterschutz gesetzes in der 
Fassimg der Bekanntmachimg vom 18. April 1968 
(BGBl. I S. 315), das zuletzt durch Gesetz vom 3. Juli 
1992 (BGBl. I S. 1 191 ) geändert worden ist, werden die 
Worte „des Konkursverfahrens" durch die Worte „des 
Insolvenzverfahrens" und die Worte „des Konkurser- 
öffmmgsantrags" durch die Worte „des Antrags auf 
Eröffnimg des Insolvenzverfahrens" ersetzt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

vorsieht, kann für den Träger der Insolvenzsiche- 
rung eine besondere Gruppe gebildet werden. 
Sofern im Insolvenzplan nichts anderes vorgesehen 
ist, kann der Träger der Insolvenzsicherung, wenn 
innerhalb von drei Jahren nach der Aufhebung des 
Insolvenzverfahrens ein Antrag auf Eröffnung 
eines neuen Insolvenzverfahrens über das Vermö- 
gen des Arbeitgebers gestellt wird, in diesem 
Verfahren als Insolvenzgläubiger Erstattung der 
von ihm erbrachten Leistungen verlangen. 

(5) unverändert 


5. § 11 wird wie folgt geändert: 
a) bis c) unverändert 


d) Absatz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„(5) In den Fällen, in denen ein Insolvenzver- 
fahren nicht eröffnet wird (§ 7 Abs. 1 Satz 4) oder 
nach § 234 a der Insolvenzordnung eingestellt 
worden ist, sind die Pflichten des Insolvenzver- 
walters nach Absatz 3 vom Arbeitgeber oder 
dem sonstigen Träger der Versorgimg zu erfül- 
len." 

6. unverändert 


7. § 31 wird wie folgt gefaßt: 

.§31 

Auf Sicherungsfälle, die vor dem 1. Januar 1997 
eingetreten sind, ist dieses Gesetz in der bis zu 
diesem Zeitpunkt geltenden Fassung anzuwen- 
den.“ 

Artikel 95 

unverändert 
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Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes 

Das Arbeitsförderungsgesetz vom 25. Juni 1969 
(BGBl. I S. 582), zuletzt geändert durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 7. Juli 1992 (BGBL I S, 1225), wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 wird das Wort „Konkurs- 
ausfallgeld" durch das Wort „InsolvenzausfaU- 
geld" ersetzt. 


2. In § 44 Abs, 2 Satz 3 werden die Worte „des 
Konkursverfahrens'* durch die Worte „des Insol- 
venzverfahrens" ersetzt 

3. § 71 Abs. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Wird über das Vermögen eines Arbeitge- 
bers, der von der Bundesanstalt Beträge zur Aus- 
zahlimg an die Arbeitnehmer erhalten, diesen 
aber noch nicht ausgezahlt hat, das Insolvenzver- 
fahren eröffnet, so kann die Bundesanstalt diese 
Beträge als Insolvenzgläubiger zurückverlan- 
gen." 

4. Im Vierten Abschnitt wird in der Überschrift des 
Dritten Unterabschnitts das Wort „Konkursaus- 
fallgeld" durch das Wort „Insolvenzausfallgeld" 
ersetzt. 

5. In § 141 a wird der Klammerzusatz „ (Konkursaus- 
faUgeld) " durch den Klammerzusatz „ (Insolvenz- 
ausfallgeld) " ersetzt. 

6. § 141 b wird wie folgt gefaßt: 

.§ 141 b 

(1) Anspruch auf InsolvenzausfaUgeld hat ein 
Arbeitnehmer, der bei Eröffnung des Insolvenz- 
verfahrens über das Vermögen seines Arbeitge- 
bers für die letzten der Eröffnimg des Insolvenz- 
verfahrens vorausgehenden drei Monate des 
Arbeitsverhältnisses noch Ansprüche auf Arbeits- 
entgelt hat. 


(2) Zu den Ansprüchen auf Arbeitsentgelt gehö- 
ren alle Ansprüche auf Bezüge aus dem Arbeits- 
verhältnis. 

(3) Der Eröffnimg des Insolvenzverfahrens ste- 
hen bei der Anwendung der Vorschriften dieses 
Unterabschnitts gleich: 

1. die Abweisung des Antrags auf Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens mangels Masse, 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel 96 

Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes 

Das Arbeitsförderimgsgesetz vom 25. Juni 1969 
(BGBl. I S. 582), zuletzt geändert durch . . ., wird wie 
folgt geändert: 

1. unverändert 


la. In § 42 a Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „des 
Konkursverfahrens" durch die Worte „des Insol- 
venzverfahrens" ersetzt. 

2. entfällt 


3. unverändert 


4. unverändert 


5, unverändert 


6. § 141b wird wie folgt gefaßt: 

„§ 141b 

(1) Anspruch auf InsolvenzausfaUgeld hat ein 
Arbeitnehmer, der bei Eröffnimg des Insolvenz- 
verfahrens über das Vermögen seines Arbeitge- 
bers für die letzten der Eröffnung des Insolvenz- 
verfahrens vorausgehenden drei Monate des 
Arbeitsverhältnisses noch Ansprüche auf Arbeits- 
entgelt hat. Der Anspruch auf Insolvenzausfall- 
geld ist nicht dadurch ausgeschlossen, daß der 
Arbeitnehmer vor der Eröffnung des Insolvenz- 
verfahrens gestorben ist. Für die Zeit nach Been- 
digung des Arbeitsverhältnisses bestehende An- 
sprüche auf Arbeitsentgelt begründen keinen 
Anspruch auf Insolvenzausfallgeld. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 
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2. die vollständige Beendigung der Betriebstätig* 
keit im Geltungsbereich dieses Gesetzes, wenn 
ein Antrag auf Eröffnimg des Insolvenzverfah- 
rens nicht gestellt worden ist imd ein Insolvenz- 
verfahren offensichtlich mangels Masse nicht 
in Betracht kommt. 

(4) Hat der Arbeitnehmer in Unkenntnis des 
Abweisimgsbeschliisses nach Absatz 3 Nr. 1 wei- 
tergearbeitet, so treten an die Stelle der letzten 
dem Abweisimgsbeschluß vorausgehenden drei 
Monate des Arbeitsverhältnisses die letzten dem 
Tag der Kermtnisnahme vorausgehenden drei 
Monate des Arbeitsverhältnisses. 

(5) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, einen 
Beschluß des Insolvenzgerichts, mit dem ein 
Antrag auf Eröffnvmg des Insolvenzverfahrens 
über sein Vermögen mangels Masse abgewiesen 
worden ist, dem Betriebsrat oder, soweit ein 
Betriebsrat nicht besteht, den Arbeitnehmern 
imverzüglich bekaimtzugeben. " 

7. § 141c wird wie folgt gefaßt: 

„§ 141 c 

Ansprüche auf Arbeitsentgelt, die der Arbeit- 
nehmer durch eine Rechtshandlimg erworben 
hat, die nach den Vorschriften der Insolvenzord- 
nung angefochten worden ist, begründen keinen 
Anspruch auf Insolvenzausfallgeld; das gleiche 
gilt, wenn der Insolvenzverwalter von seinem 
Recht Gebrauch macht, die Leistimgen zu verwei- 
gern. Ist ein Insolvenzverfahren nicht eröffnet 
worden, so begründen die Ansprüche a\if Arbeits- 
entgelt keinen Anspruch auf Insolvenzausfall- 
geld, wenn die Rechtshandlimg im Falle der 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens nach den Vor- 
schriften der Insolvenzordnung angefochten wer- 
den könnte. Soweit Insolvenzausfallgeld auf 
Grund von Ansprüchen auf Arbeitsentgelt zuer- 
kannt worden ist, die nach Sätzen 1 und 2 keinen 
Anspruch auf Insolvenzausfallgeld begründen, ist 
es zu erstatten. " 

8. § 14 Id wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden das Wort „Konkurs- 
ausfallgeld " durch das Wort „Insolvenzausfall- 
geld“ und die Worte „des Konkursverfahrens" 
durch die Worte „des Insolvenzverfahrens" 
ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Konkursaus- 
fallgeld" durch das Wort „Insolvenzausfall- 
geld" ersetzt. 

9. § 141e wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 und 3 wird das Wort 
„Konkursausfallgeld" jeweils durch das Wort 
„Insolvenzausfallgeld“ ersetzt. 

b) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „des 
Konkursverfcihrens" durch die Worte „des 
Insolvenzverfahrens" ersetzt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


(4) Hat der Arbeitnehmer in Unkenntnis des 
Abweisungsbeschlusses nach Absatz 3 Nr. 1 wei- 
tergearbeitet oder die Arbeit aufgenommen, so 
treten an die Stelle der letzten dem Abweisimgs- 
beschluß vorausgehenden drei Monate des 
Arbeitsverhältnisses die letzten dem Tag der 
Kenntnisnahme vorausgehenden drei Monate des 
Arbeitsverhältnisses . 

(5) unverändert 


7. unverändert 


8. unverändert 


9. unverändert 
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c) In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „Konkursge- 
richt" durch das Wort „Insolvenzgericht" 
ersetzt. 

d) In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „Konkursaus- 
fallgeld" durch das Wort „InsolvenzausfaU- 
geld" ersetzt. 

10. § 141 f wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden das Wort „KonkursausfaU- 
geld" durch das Wort „InsolvenzausfaUgeld" 
und die Worte „des Konkursverwalters" durch 
die Worte „des Insolvenzverwalters“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird das Wort „KonkursausfaU- 
geld" jeweils durch das Wort „Insolvenzaus- 
fallgeld" ersetzt. 

11. In § 141g wird das Wort „Konkursverwalter" 
durch das Wort „Insolvenzverwalter" ersetzt. 

12. § 141h wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden das Wort „Konkurs- 
verwalter" durch das Wort „Insolvenzverwal- 
ter", das Wort „KonkursausfaUgeld" durch das 
Wort „InsolvenzausfaUgeld" und die Worte 
„des Konkursverfahrens" durch die Worte „des 
Insolvenzverfahrens " ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird das Wort „Konkursverwalter" 
durch das Wort „Insolvenzverwalter" ersetzt. 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„ (3) In den FäUen, in denen ein Insolvenzver- 
fahren nicht eröffnet wird (§ 141b Abs. 3) oder 
nach § 377 der Insolvenzordnung eingesteUt 
worden ist, sind die Pflichten des Insolvenzver- 
walters nach Absatz 1 vom Arbeitgeber zu 
erfüUen." 

13. In § 141 i Satz 1 werden das Wort „Konkursver- 
walter" durch das Wort „Insolvenzverwalter", das 
Wort „KonkursausfaUgeld" durch das Wort „In- 
solvenzausfaUgeld" und die Worte „des Konkurs- 
ausfaUgelds" durch die Worte „des Insolvenzaus- 
faUgelds" ersetzt. 

14. § 141k wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 wird das 
Wort „KonkursausfaUgeld" jeweils durch das 
Wort „InsolvenzausfaUgeld“ ersetzt, 

b) In Absatz 2 a Satz 1 werden die Worte „des 
Konkursverfahrens" durch die Worte „des 
Insolvenzverfahrens" und das Wort „Konkurs- 
ausfaUgeld" durch das Wort „InsolvenzausfaU- 
geld" ersetzt, 

c) In Absatz 3 wird das Wort „KonkursausfaU- 
geld" durch das Wort „InsolvenzausfaUgeld" 
ersetzt. 

15. In § 141 1 wird das Wort „KonkursausfaUgeld" 
jeweils durch das Wort „InsolvenzausfaUgeld" 
ersetzt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


10. unverändert 


11. unverändert 

12. § 141h wird wie folgt geändert: 
a) und b) unverändert 


c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„ (3) In den FäUen, in denen ein Insolvenzver- 
fahren nicht eröffnet wird (§ 141 b Abs, 3) oder 
nach § 234 a der Insolvenzordnung eingesteUt 
worden ist, sind die Pflichten des Insolvenzver- 
walters nach Absatz 1 vom Arbeitgeber zu 
erfüUen. " 

13. unverändert 


14. unverändert 


15, unverändert 
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16. § 141m wird wie folgt geändert: 16. unverändert 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Konkursausfall- 
geld" jeweils durch das Wort „Insolvenzaus- 
faUgeld" ersetzt, 

b) In Absatz 2 wird das Wort „Konkursordnung" 
durch das Wort „Insolvenzordnung" ersetzt. 

17. In § 141n Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „des 17. unverändert 
Konkursverfahrens" jeweils durch die Worte „des 
Insolvenzverfahrens" ersetzt. 

18. In § 145 Nr. 3 wird das Wort „Konkursverwalter" 18. unverändert 
durch das Wort „Insolvenzverwalter" ersetzt. 

19. Im Sechsten Abschnitt wird in der Überschrift des 19. unverändert 
Dritten Unterabschnitts das Wort „Konkursaus- 
fallgeld" durch das Wort „Insolvenzausfallgeld" 

ersetzt. 

20. In § 186b Abs. 1 werden das Wort „Konkursaus- 20. unverändert 
fallgeld" durch das Wort „Insolvenzausfallgeld" 

und die Worte „des Konkursausfallgelds" durch 
die Worte „des Insolvenzausfallgelds" ersetzt. 

21. § 186c wird wie folgt geändert; 21. unverändert 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Konkursaus- 
fallgeld" durch das Wort „Insolvenzausfall- 
geld" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „der 
Konkurs" durch die Worte „das Insolvenzver- 
fahren" ersetzt. 

22. In § 186d Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „Konkurs- 22. unverändert 
ausfallgeld" durch das Wort „Insolvenzausfall- 
geld" ersetzt. 

23. In § 231 Abs. 1 Nr. 3 werden die Worte „des 23. unverändert 
Konkursgerichts“ durch die Worte „des Insol- 
venzgerichts " und die Worte „ des Konkursverfah- 
rens" durch die Worte „des Insolvenzverfahrens" 

ersetzt. 

24. § 249 c Abs. 21 wird aufgehoben. 

Artikel 97 Artikel 97 

Änderung des Vorruhestandsgesetzes unverändert 

§ 9 Abs. 1 Satz 1 des Vorruhestandsgesetzes vom 
13. April 1984 (BGBl. I S. 601), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Dezember 1989 
(BGBl. I S. 2398) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. In der Nummer 1 wird das Wort „Konkursverfah- 
ren" durch das Wort „Insolvenzverfahren" er- 
setzt. 

2. In der Nummer 2 werden die Worte „des Konkurs- 
verfahrens " durch die Worte „ des Insolvenzverfah- 
rens" ersetzt, 

3. Die Nummer 3 wird gestrichen; die bisherige 
Nummer 4 wird Nummer 3. 
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4. In der neuen Nummer 3 werden die Worte „nach 
vorausgegangener Zahlungseinstellung im Sinne 
der Konkursordnung" durch die Worte „zur 
Abwendung eines Insolvenzverfahrens" ersetzt. 

Artikel 98 

Änderung des Ersten Buches Sozialgesetzbuch 

In § 19 Abs. 1 Nr. 5 des Ersten Buches Sozialgesetz- 
buch (Artikel I des Gesetzes vom 11. Dezember 1975, 
BGBL I S. 3015), das zuletzt durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 20. Juni 1991 (BGBl. I S. 1250) geändert 
worden ist, wird das Wort „Konkursausfallgeld" durch 
das Wort „Insolvenzausfallgeld" ersetzt. 

Artikel 99 

Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 

Das Vierte Buch Sozialgesetzbuch (Artikel I des 
Gesetzes vom 23. Dezember 1976, BGBl. I S. 3845), 
zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
7. Juli 1992 (BGBl. I S. 1222), wird wie folgt geän- 
dert: 

1. In § 18a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 wird das Wort „Kon- 
kursausfallgeld" durch das Wort „InsolvenzausfaU- 
geld" ersetzt. 

2. § 51 Abs. 6 Nr. 3 wird aufgehoben. 

Artikel 100 

Änderung des Schwerbehindertengesetzes 

Das Schwerbehindertengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 26. August 1986 (BGBl. I 

5. 1421, 1550), zuletzt geändert durch Artikel 6 des 
Gesetzes vom 2 1 . Juni 1991 (BGBl. IS. 1310), wird wie 
folgt geändert: 

1. Nach §18 Abs. 1 wird folgender neuer Absatz 1 a 
eingefügt: 

„(la) Ist das Insolvenzverfahren über das Vermö- 
gen des Arbeitgebers eröffnet, hat die Hauptfürsor- 
gestelle die Entscheidung innerhalb eines Monats 
vom Tage des Eingangs des Antrags an zu treffen. 
Führen die für eine Entscheidung erforderlichen 
Ermittlungen innerhalb dieser Frist nicht zu einem 
die Zustimmung rechtfertigenden Ergebnis, ist der 
Antrag abzulehnen. Wird innerhalb dieser Frist 
eine Entscheidung nicht getroffen, gilt die Zustim- 
mung als erteilt . " 

2. An § 19 wird folgender neuer Absatz 3 angefügt: 

„(3) Ist das Insolvenzverfahren über das Vermö- 
gen des Arbeitgebers eröffnet, soll die Hauptfürsor- 
gestelle die Zustimmung erteilen, wenn 

1, der Schwerbehinderte in einem Interessenaus- 
gleich namentlich als einer der zu entlassenden 
Arbeitnehmer bezeichnet ist (§ 128 der Insol- 
venzordnung), 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Artikel 98 

unverändert 


Artikel 99 

unverändert 


Artikel 100 

Änderung des Schwerbehindertengesetzes 

Das Schwerbehindertengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 26. August 1986 (BGBl. I 
S. 1421, 1550), zuletzt geändert durch . . ., wird wie 
folgt geändert: 

1. entfällt 


2. An § 19 wird folgender neuer Absatz 3 angefügt: 

„(3) Ist das Insolvenzverfahren über das Vermö- 
gen des Arbeitgebers eröffnet, soll die Hauptfürsor- 
gestelle die Zustimmung erteilen, wenn 

1. der Schwerbehinderte in einem Interessenaus- 
gleich namentlich als einer der zu entlassenden 
Arbeitnehmer bezeichnet ist (§ 143 a der Insol- 
venzordnung), 
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2. die Schwerbehindertenvertretung beim Zustan- 
dekommen des Interessenausgleichs gemäß 
§ 25 Abs. 2 beteiligt worden ist, 

3. der Anteil der nach dem Interessenausgleich zu 
entlassenden Schwerbehinderten an der Zahl 
der beschäftigten Schwerbehinderten nicht grö- 
ßer ist als der Anteil der zu entlassenden übrigen 
Arbeitnehmer an der Zahl der beschäftigten 
übrigen Arbeitnehmer imd 

4. die Gesamtzahl der Schwerbehinderten, die 
nach dem Interessenausgleich bei dem Arbeit- 
geber verbleiben sollen, zur Erfüllimg der Ver- 
pflichtung nach § 5 ausreicht." 


Artikel 101 

Änderung des Fahrlehrergesetzes 

In § 15 Abs. 1 Nr. 3 des Fahrlehrergesetzes vom 
25. August 1969 (BGBl. I S. 1336), das zuletzt durch 
Artikel 4 Abs. 12 des Gesetzes vom 8. Juiü 1989 
(BGBl. I S. 1026) geändert worden ist, wird das Wort 
„Nachlaßkonkursverwalters" durch das Wort „Nach- 
laßinsolvenzverwalters" imd das Wort „Nachlaßkon- 
kursverwaltimg" durch das Wort „Nachlaßinsolvenz- 
verwaltimg" ersetzt. 

Artikel 102 

Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes 

Das Güterkraftverkehrsgesetz in der Fassimg der 
Bekanntmachimg vom 10. März 1983 (BGBL I S. 256), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. Februar 1992 
(BGBl. I S. 287), wird wie folgt geändert: 

1. § 23 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „des Konkurses“ 
durch die Worte „ des Insolvenzverfahrens über 
das Vermögen“ ersetzt. 

b) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Wird das Insolvenzverfahren erst nach dem 
Forderungsübergang eröffnet, ist der Antrag auf 
Eröffnung des Verfahrens aber innerhalb von 
drei Monaden nach dem Forderungsübergang 
gestellt worden, so kann der Insolvenzverwalter 
verlangen, daß die Bundesanstalt einen entspre- 
chenden Teil der Forderung oder, falls diese 
bereits eingezogen ist, des Erlöses auf ihn 
zurücküberträgt. “ 

2. In § 62 Abs. 4 Satz 2 werden die Worte „oder wird 
über sein Vermögen der Konkurs eröffnet “ gestri- 
chen. 

3. § 102 b Abs. 2 Nr. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. über das Vermögen des Unternehmers das 
Insolvenzverfahren eröffnet oder die Eröffmmg 
des Insolvenzverfahrens mangels Masse abge- 
lehnt wird,". 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
2. bis 4. unverändert 


Artikel 101 

unverändert 


Artikel 102 

Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes 

§ 102 b Abs. 2 Nr. 4 des Güterkraftverkehrsgesetzes 
in der Fassimg der Bekanntmachung vom 3. Novem- 
ber 1993 (BGBl. I S. 1839, 1992), wird wie folgt 
gefaßt: 

„4. über das Vermögen des Unternehmers das 
Insolvenzverfahren eröffnet oder die Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens mangels Masse abge- 
lehnt wird,". 
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Artikel 103 

Änderung des Bundesbahngesetzes 

In § 10 Abs, 7 Satz 2 des Bundesbahngesetzes in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
931-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das 
zuletzt durch Gesetz vom 19. Dezember 1990 (BGBL I 
S. 2909) geändert worden ist, werden die Worte „oder 
wird über sein Vermögen der Konkurs eröffnet gestri- 
chen. 


Artikel 104 

Änderung des Gesetzes über Maßnahmen 
zur Aufrechterhaltung des Betriebs von 
Bahnuntemehmen des öffentlichen Verkehrs 

Das Gesetz über Maßnahmen zur Aufrechterhal- 
timg des Betriebs von Bahnuntemehmen des öffentli- 
chen Verkehrs in der im Bimdesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 932-1, veröffentlichten berei- 
nigten Fassimg wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Satz 2 wird das Wort „Konkurs" durch das 
Wort „Insolvenzverfahren" ersetzt. 

2. § 2 wird wie folgt gefaßt: 

.§2 

Im Insolvenzverfahren über das Vermögen eines 
Bahneigentümers, der Bahnunternehmen des öf- 
fentlichen Verkehrs betreibt, kann die nach §179 
der Insolvenzordnung erforderliche Zustimmung 
des Gläubigerausschusses oder der Gläubigerver- 
sammlung auf Antrag des Insolvenzverwalters 
oder des Sachwalters durch die Aufsichtsbehörde 
ersetzt werden, wenn 

1 . einzelne oder alle Bahnunternehmen freihändig 
veräußert werden sollen, 

2. Darlehen zur Fortführung des Betriebs aufge- 
nommen werden sollen . " 


Artikel 105 

Änderung des Binnenscbiffsverkehrsgesetzes 

In § 25 Abs. 2 Satz 2 des Binnenschiffsverkehrs- 
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
8. Januar 1 969 (BGBl. I S. 65), das zuletzt durch Gesetz 
vom 5. Dezember 1990 (BGBL I S. 2579) geändert 
worden ist, werden die Worte „oder wird über sein 
Vermögen der Konkurs eröffnet"' gestrichen. 


Artikel 106 

Änderung des Vermögensgesetzes 

Das Vermögensgesetz in der Fassimg der Bekannt- 
machung vom 18. April 1991 (BGBL I S. 957) wird wie 
folgt geändert: 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel 103 
entfällt 


Artikel 104 

Änderung des Gesetzes über Maßnahmen 
zur Aufrechterhaltung des Betriebs von 
Bahnuntemehmen des öffentlichen Verkehrs 

Das Gesetz über Maßnahmen zur Aufrechterhal- 
tung des Betriebs von Bahnuntemehmen des öffentli- 
chen Verkehrs in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 932-1, veröffentlichten berei- 
nigten Fassung wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. In § 2 werden die Worte „im Konkurs" durch die 
Worte „im Insolvenzverfahren", die Worte „§ 134 
der Konkursordnung" durch die Worte „§ 179 der 
Insolvenzordnung", das Wort „Genehmigung" 
durch das Wort „Zustimmung" und die Worte „des 
Konkursverwalters" durch die Worte „des Insol- 
venzverwalters oder des Sachverwalters" ersetzt; 
die Worte „oder zur Masse gehörige Gegenstände 
verpfändet" werden gestrichen. 

3. In §5 Abs. 2 werden die Worte „vom 29. März 1951 
(BGBl. 1 S. 225)" durch die Worte „vom 27. Dezem- 
ber 1993 (BGBl. 1 S. 2378, 2396)" ersetzt. 

4. § 6 wird gestrichen. 


Artikel 105 
entfällt 


Artikel 106 

Änderung des Vermögensgesetzes 

Das Vermögensgesetz in der Fassimg der Bekannt- 
machung vom 3. August 1992 (BGBl. 1 S. 1446), 
geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 
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Entwurf 

1. In § 3 Abs. 3 Satz 7 werden die Worte „der 
Gesamtvollstreckung" durch die Worte „des Insol- 
venzverfahrens" ersetzt. 


2. ln § 6 Abs. 6 a Satz 6 werden die Worte „die 
Gesamtvollstreckung" durch die Worte „das Insol- 
venzverfahren über das Vermögen" ersetzt. 

DRITTER TEIL 

Übergangs- und Schlußvorschriften 


Artikel 107 

Anwendung des bisherigen Rechts 

Auf Konkurs-, Vergleichs- und GesamtvoUstrek- 
kungsverfahren, die vor dem 1. Januar . . . [Einsetzen: 
Jahr des Inkrafttretens des Gesetzes nach Artikel 115 
Abs. 1] beantragt worden sind, sind weiter die bishe- 
rigen gesetzlichen Vorschriften anzuwenden. Glei- 
ches gilt für Anschlußkonkursverfahren, bei denen 
der dem Verfahren vorausgehende Vergleichsantrag 
vor dem 1. Januar . . . [Einsetzen: Jahr des Inkrafttre- 
tens] gestellt worden ist. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

1. In § 3 Abs. 3 Satz 7 und 9 sowie in § 3 b Abs. 1 Satz 1 
werden die Worte „der Gesamtvollstreckung" 
Jeweils durch die Worte „des Insolvenzverfahrens" 
ersetzt. 

2. unverändert 


DRITTER TEIL 

Internationales Insolvenzrecht. 
Übergangs- und Schlußvorschriften 


Artikel 106 a 

Internationales Insolvenzrecht 

(1) Ein ausländisches Insolvenzverfahren erfaßt 
auch das im Inland befindliche Vermögen des 
Schuldners. Dies gilt nicht, 

1. wenn die Gerichte des Staates der Verfahrenser- 
öffnung nach inländischem Recht nicht zuständig 
sind; 

2. soweit die Anerkennung des ausländischen Ver- 
fahrens zu einem Ergebnis führt, das mit wesent- 
lichen Grundsätzen des deutschen Rechts offen- 
sichtlich unvereinbar ist, insbesondere soweit sie 
mit den Grundrechten unvereinbar ist 

(2) Eine Rechtshandlung, für deren Wirkungen 
inländisches Recht maßgeblich ist, kann vom auslän- 
dischen Insolvenzverwalter nur angefochten wer- 
den, wenn die Rechtshandlung auch nach inländi- 
schem Recht entweder angefochten werden kann 
oder aus anderen Gründen keinen Bestand hat. 

(3) Die Anerkennung eines ausländischen Verfah- 
rens schließt nicht aus, daß im Inland ein gesondertes 
Insolvenzverfahren eröffnet wird, das nur das im 
Inland befindliche Vermögen des Schuldners erfaßt 
Ist im Ausland gegen den Schuldner ein Insolvenz- 
verfahren eröffnet, so bedarf es zur Eröffnung des 
inländischen Insolvenzverfahrens nicht des Nach- 
weises der Zahlungsunfähigkeit oder der Überschul- 
dung. 


Artikel 107 

Anwendung des bisherigen Rechts 

Auf Konkurs-, Vergleichs- und GesamtvoUstrek- 
kimgsverfahren, die vor dem 1 . Januar 1997 beantragt 
worden sind, und deren Wirkungen sind weiter die 
bisherigen gesetzlichen Vorschriften anzuwenden. 
Gleiches gilt für Anschlußkonkursverfahren, bei 
denen der dem Verfahren vorausgehende Vergleichs- 
antrag vor dem 1. Januar 1997 gestellt worden ist. 
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Entwurf 

Artikel 108 

Anwendung des neuen Rechts 

In einem Insolvenzverfahren, das nach dem 31. De- 
zember ... [Einsetzen: das dem Jahr des Inkrafttretens 
vorausgehende Jahr] beantragt wird, gelten die Insol- 
venzordnimg und dieses Gesetz auch für Rechtsver- 
hältnisse und Rechte, die vor dem 1. Januar ... 
[Einsetzen: Jahr des Inkrafttretens] begründet worden 
sind. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel 108 

Anwendung des neuen Rechts 

In einem Insolvenzverfahren, das nach dem 31. De- 
zember 1996 beantragt wird, gelten die Insolvenzord- 
nung und dieses Gesetz auch für Rechtsverhältnisse 
und Rechte, die vor dem 1. Januar 1997 begründet 
worden sind. 


Artikel 108 a 

Finanztermin^eschäfte 

(1) War für Finanzleistungen, die einen Markt- 
oder Börsenpreis haben, eine bestimmte Zeit oder 
eine bestimmte Frist vereinbart und tritt die Zeit oder 
der Ablauf der Frist erst nach der Eröffnung eines 
Konkursverfahrens ein, so kann nicht die Erfüllung 
verlangt, sondern nur eine Forderung wegen der 
Nichterfüllung geltend gemacht werden. Als Finanz- 
leistungen gelten insbesondere 

1. die Lieferung von Edelmetallen, 

2. die Lieferung von Wertpapieren oder vergleich- 
baren Rechten, soweit nicht der Erwerb einer 
Beteiligung an einem Unternehmen zur Herstel- 
lung einer dauernden Verbindung zu diesem 
Unternehmen beabsichtigt ist, 

3. Geldleistungen, die in ausländischer Währung 
oder in einer Rechnungseinheit zu erbringen 
sind, 

4. Geldleistungen, deren Höhe unmittelbar oder mit- 
telbar durch den Kurs einer ausländischen Wäh- 
rung oder einer Rechnungseinheit, durch den 
Zinssatz von Forderungen oder durch den Preis 
anderer Güter oder Leistungen bestimmt wird, 

5. Optionen und andere Rechte auf Lieferungen oder 
Geldleistungen im Sinne der Nummern 1 bis 4. 

Sind Geschäfte über Finanzleistungen in einem 
Rahmenvertrag zusammengefaßt, für den verein- 
bart ist, daß er bei Vertragsverletzungen nur 
einheitlich beendet werden kann, so gilt die 
Gesamtheit dieser Geschäfte als ein gegenseitiger 
Vertrag. 

(2) Die Forderung wegen der Nichterfüllung richtet 
sich auf den Unterschied zwischen dem vereinbarten 
Preis und dem Markt- oder Börsenpreis, der am 
zweiten Werktag nach der Eröffnung des Verfahrens 
am Erfüllungsort für einen Vertrag mit der vereinbar- 
ten Erfüllungszeit maßgeblich ist. Der andere Teil 
kann eine solche Forderung nur als Konkursgläubi- 
ger geltend machen. 

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 für den Fall der 
Eröffnung eines Konkursverfahrens getroffenen Re- 
gelungen gelten entsprechend für den Fall der Eröff- 
nung eines Vergleichs- oder Gesamtvollstreckungs- 
verfahrens. 
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Entwurf 

Artikel 109 

Pfändung von Bezügen 

Ist vor dem 1. Januar ... [Einsetzen: Jahr des 
Inkrafttretens] im Wege der Zwangsvollstreckung 
über Bezüge aus einem Dienstverhältnis oder an 
deren Stelle tretende laufenden Bezüge verfügt wor- 
den und wird das Insolvenzverfahren vor dem 1. Ja- 
nuar . . . [Einsetzen: das dritte dem Jahr des Inkrafttre- 
tens folgende Jahr] eröffnet, so ist diese Verfügung, 
soweit sie sich auf die Bezüge für die Zeit vor dem 
1. Januar ... [Einsetzen: das dritte dem Jahr des 
Inkrafttretens folgende Jahr] bezieht, nicht nach § 132 
Abs. 3 Satz 1 der Insolvenzordmmg unwirksam. 


Artikel 110 
Insolvenzanfechtung 

Die Vorschriften der Insolvenzordnung über die 
Anfechtung von Rechtshandlungen sind auf die vor 
dem 1. Januar . . . [Einsetzen: Jahr des Inkrafttretens] 
vorgenommenen Rechtshandlungen nur anzuwen- 
den, soweit diese nicht nach dem bisherigen Recht der 
Anfechtung entzogen oder in geringerem Umfang 
unterworfen sind. 


Artikel 111 

Fortbestand der Vollstreckungsbeschränkung 

(1) Bei der ZwangsvoUstreckimg gegen einen 
Schuldner, über dessen Vermögen ein GesamtvoU- 
streckungsverf ahren durchgeführt worden ist, ist auch 
nach dem 31. Dezember . . . [Einsetzen: das dem Jahr 
des Inkrafttretens vorausgehende Jahr] die VoUstrek- 
kungsbeschränkung des § 18 Abs. 2 Satz 3 der 
GesamtvoUstreckungsordnung zu beachten. 

(2) Wird über das Vermögen eines solchen Schuld- 
ners nach den Vorschriften der Insolvenzordnung ein 
Insolvenzverfahren eröffnet, so sind die Forderungen, 
die der Vollstreckungsbeschränkung unterliegen, im 
Rang nach den in § 46 Abs. 1 der Insolvenzordnung 
bezeichneten Forderungen zu berichtigen. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel 109 

Pfändung von Bezügen 

Ist vor dem 1. Januar 1997 im Wege der Zwangs- 
vollstreckung über Bezüge aus einem Dienstverhält- 
nis oder an deren Stelle tretende laufende Bezüge 
verfügt worden und wird das Insolvenzverfahren vor 
dem 1. Januar 2000 eröffnet, so ist diese Verfügung, 
soweit sie sich auf die Bezüge für die Zeit vor dem 
1. Januar 2000 bezieht, nicht nach § 132 Abs. 3 Satz 1 
der Insolvenzordnung unwirksam. 


Artikel 110 
Insolvenzanfechtung 

Die Vorschriften der Insolvenzordnung über die 
Anfechtimg von Rechtshandlungen sind auf die vor 
dem 1 . Januar 1997 vorgenommenen Rechtshandlun- 
gen nur anzuwenden, soweit diese nicht nach dem 
bisherigen Recht der Anfechtung entzogen oder in 
geringerem Umfang unterworfen sind. 


Artikel 110a 
Restschuldbefreiung^ 

War der Schuldner bereits vor dem 1. Januar 1995 
zahlungsunfähig, so verkürzt sich die Laufzeit der 
Abtretung nach § 346 b Abs. 2 Satz 1 der Insolvenz- 
ordnung von sieben auf fünf Jahre, die Dauer der 
Wirksamkeit von Verfügungen nach § 132 Abs. 1 der 
Insolvenzordnung von drei auf zwei Jahre; Verfü- 
gungen über die Bezüge im Wege der Zwangsvoll- 
streckung nach § 132 Abs. 3 der Insolvenzordnung 
bleiben abweichend von Artikel 109 des Einfüh- 
rungsgesetzes zur Insolvenzordnung höchstens bis 
zum 1. Januar 1999 wirksam. 


Artikel 111 

Fortbestand der Vollstreckungsbeschränkung 

(1) Bei der Zwangsvollstreckung gegen einen 
Schuldner, über dessen Vermögen ein Gesamtvoll- 
streckungsverfahren durchgeführt worden ist, ist auch 
nach dem 31. Dezember 1996 die VoUstreckungs- 
beschränkung des § 18 Abs. 2 Satz 3 der GesamtvoU- 
streckungsordnung zu beachten. 


(2) unverändert 
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Entwurf 

Artikel 112 

Kündigung von Versicheningsverhältnissen 

(1) Hat sich vordem L Januar , , . [Einsetzen: Jahr des 
Inkrafttretens] ein Versicherer für den Fall der Eröff- 
nung des Konkurses oder des Vergleichsverfahrens 
über das Vermögen des Versicherungsnehmers die 
Befugnis ausbedungen, das Versicherungsverhältnis 
mit einer Frist von einem Monat zu kündigen, und 
wird vor dem 1, Januar , . . [Einsetzen: das dritte dem 
Jahr des Inkrafttretens folgende Jahr] das Insolvenz- 
verfahren über das Vermögen des Versicherungsneh- 
mers eröffnet, so kann der Versicherer trotz der in 
Artikel 92 Nr. 2 dieses Gesetzes vorgesehenen Auf- 
hebung des § 14 des Versicherungsvertragsgesetzes 
das Versicherungsverhältnis mit dieser Frist kün- 
digen. 

(2) Hat sich vor dem 1. Januar . . . [Einsetzen: Jahr des 
Inkrafttretens] ein Versicherer ein solches Kündi- 
gungsrecht für den Fall ausbedungen, daß die 
Zwangsverwaltung des versicherten Grundstücks 
angeordnet wird, und tritt dieser Fall vor dem 1. Ja^ 
nuar . . . [Einsetzen: das dritte dem Jahr des Inkrafttre- 
tens folgende Jahr] ein, so gilt Absatz 1 entspre- 
chend. 

Artikel 113 

Betriebliche Altersversorgung 

Die durch Artikel 94 dieses Gesetzes geänderten 
Vorschriften des Gesetzes über die betriebliche 
Altersversorgung sind auf Sicherungsfälle, die vor 
dem 1. Januar . . . [Einsetzen: Jahr des Inkrafttretens] 
eingetreten sind, in ihrer bisherigen Fassung anzu- 
wenden. 

Artikel 114 

Schuldverschreibungen 

Soweit den Inhabern von Schuldverschreibungen, 
die vor dem 1. Januar 1963 von anderen Kreditinsti- 
tuten als Hypothekenbanken ausgegeben worden 
sind, nach Vorschriften des Landesrechts in Verbin- 
dung mit § 17 Abs. 1 des Einfühnmgsgesetzes zur 
Konkursordnung ein Vorrecht bei der Befriedigung 
aus Hypotheken, Reallasten oder Darlehen des Kre- 
ditinstituts zusteht, ist dieses Vorrecht auch in künfti- 
gen Insolvenzverfahren zu beachten. 

Artikel 115 

Inkrafttreten 

(1) Die Insolvenzordmmg und dieses Gesetz treten, 
soweit nichts anderes bestimmt ist, am 1. Januar ... 
[Einsetzen: bei Verkündung in der ersten Jahreshälfte 
das erste auf das Verkündungsjahr folgende Jahr, bei 
Verkündung in der zweiten Jahreshälfte das zweite 
auf das Verkündungsjahr folgende Jahr] in Kraft. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel 112 
entfällt 


Artikel 113 
entfällt 


Artikel 114 

unverändert 


Artikel 115 
Inkrafttreten 

(1) Die Insolvenzordnung und dieses Gesetz treten, 
soweit nichts anderes bestimmt ist, am 1. Januar 1997 
in Kraft. 
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Entwurf 

(2) § 2 Abs. 2 und § 387 Abs. 2, 3 der Insolvenzord- 
nung treten am Tag nach der Verkündimg in Kraft. 
Gleiches gilt für § 74 Abs. 2 der Insolvenzordnimg imd 
für § 25 Abs. 2 Nr. 1 , § 84 Abs. 2, §242 Abs. 2 und § 335 
Abs. 1 der Insolvenzordnung, soweit sie § 74 Abs. 2 der 
Insolvenzordnimg für entsprechend anwendbar er- 
klären. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(2) § 2 Abs. 2 und § 7 Abs. 3 der Insolvenzordnung 
sowie die Ermächtigung der Länder in § 252 b Abs. 1 
Nr. 1 der Insolvenzordnung treten am Tag nach der 
Verkündung in Kraft. Gleiches gilt für § 75 a der 
Insolvenzordnung und für § 25 Abs. 2 Nr, 1 , § 84 Abs. 2, 
§ 242 Abs, 2, § 335 Abs. 1 und § 252 j der Insolvenz- 
ordnimg, soweit sie § 75 a der Insolvenzordnung für 
entsprechend anwendbar erklären, 

(3) Artikel 2 Nr. 8 dieses Gesetzes, soweit darin die 
Aufhebung von § 2 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes über die 
Auflösung und Löschung von Gesellschaften und 
Genossenschaften angeordnet wird, Artikel 21a, 
Artikel 22 a Nr. 2, Artikel 30 Nr. 3, Artikel 46 Nr. 4, 
Artikel 52 Nr. 4 und Artikel 89 Nr. 0, 1 Buchstabe e, 
Artikel 91 Nr. 8 Buchstabe d und Artikel 108 a dieses 
Gesetzes treten am Tag nach der Verkündung in 
Kraft 
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Bericht der Abgeordneten Hermann Bachmaier, Joachim Gres, Detlef Kleinert, 
Dr. Eckhart Pick und Dr. Wolfgang Frhr. von Stetten 


A. Zum Beratungsverfahren 

Der Deutsche Bundestag hat den von der Bundesre- 
giening eingebrachten Gesetzentwurf eines Einfüh- 
rungsgesetzes zur Insolvenzordnung (EGInsO) — 
Drucksache 12/3803 — in seiner 128. Sitzung vom 
10. Dezember 1992 in erster Lesung beraten. Die 
Vorlage wurde zur federführenden Beratung an den 
Rechtsausschuß und zur Mitberatung an den Finanz- 
ausschuß, den Ausschuß für Wirtschaft und den Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung überwiesen. 

Der Finanzausschuß hat auf der Gnmdlage seiner 
Sitzung vom 20. Januar 1993 einstimmig bei Abwe- 
senheit der beiden Gruppen vorgeschlagen, dem 
Deutschen Bundestag die Annahme der Vorlage unter 
der Voraussetzung zu empfehlen, daß der Entwurf 
einer Insolvenzordnung — Drucksache 12/2443 — 
bezüglich der in die Zuständigkeit des Finanzaus- 
schusses fallenden Artikel unverändert verabschiedet 
wird. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat in seiner 72. Sitzung 
vom 2. März 1994 dem Gesetzentwurf in der von den 
Berichterstattern des Rechtsausschusses vorgeschla- 
genen Fassung einstimmig bei vier Enthaltungen 
zugestimmt. 

Auf der Grundlage seiner 109. Sitzung vom 2. Februar 
1994 hat der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen der Mitglieder der Fraktion der SPD bei 
Abwesenheit der Gruppen empfohlen, den Gesetz- 
entwurf in der von den Berichterstattern des Rechts- 
ausschusses vorgeschlagenen Fassung anzuneh- 
men. 

Der Rechtsausschuß hat den Gesetzentwurf — jeweils 
zusammen mit dem Gesetzentwurf einer Insolvenz- 
ordnung (Drucksache 12/2443) in seinen Sitzungen 
vom 20. Januar 1993, 28. Ap^ 1993, 9. Dezember 
1993, 20. Januar 1994, 2. März 1994 und 13. April 1994 
(63., 74., 105., 108., 115. und 121. Sitzung) beraten. In 
seiner 74. Sitzung vom 28. April 1993 hat der Rechts- 
ausschuß eine öffentliche Anhörung von Sachverstän- 
digen und Verbänden durchgeführt. Hinsichtlich der 
Teilnehmer und Ergebnisse der Anhörung sowie zum 
weiteren Berahmgsverfahren, insbesondere der Vor- 
bereitung der Ausschußberatungen durch zahlreiche 
Berichterstatter gespräche mit Vertretern des Bundes- 
ministeriums der Justiz, wird auf den Bericht des 
Rechtsausschusses zum Gesetzentwurf einer Insol- 
venzordnung (Drucksache 12/. . .) verwiesen. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt einstimmig die An- 
nahme des Gesetzentwurfs — Drucksache 12/3803 — 
in der aus der obigen Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung, die gegenüber dem Regierungsentwurf eine 
Reihe von Änderungen erfahren hat. 


B. Zum Inhalt der Beschlußempfehlung 

Die Beschlußempfehlung übernimmt den wesentli- 
chen Inhalt des Regierungsentwurfs eines Einfüh- 
rungsgesetzes zur Insolvenzordnung. Es werden aber 
auch wichtige Ergänzungen vorgenommen. 

Im Ersten Teil des Entwurfs wird wie im Regierungs- 
entwurf das Anfechtungsgesetz unter Berücksichti- 
gung der Neuregelung der Insolvenzanfechtung neu 
gefaßt. 

Im Zweiten Teil werden, ebenfalls im Anschluß an den 
Regierungsentwurf, die geltenden insolvenzrechtli- 
chen Normen aufgehoben und die Bundesgesetze mit 
Berührung zum Insolvenzrecht an die Reform ange- 
paßt. Hervorzuheben sind: 

— Die Beseitigung der Vorschriften, nach denen die 
Eröffnung des Konkursverfahrens den Schuldner 
zwingend vom Amt des ehrenamtlichen Richters 
und von bestimmten Berufen ausschließt (z, B. 
Artikel 12, 16)j 

— die Abgrenzimg der Zuständigkeiten von Richter 
und Rechtspfleger im künftigen Insolvenzverfah- 
ren (Artikel 14); 

— die Anpassung des Gesetzes über die Zwangsver- 
steigenmg und die Zwangsverwaltung an die 
veränderte Stellung der gesicherten Gläubiger im 
Insolvenzverfahren (Artikel 20); 

— die Umstellung der Kostengesetze auf das einheit- 
liche Insolvenzverfahren (Artikel 27 bis 29); 

— die Berücksichtigung von Grundgedanken und 
Ausgestaltung des künftigen Insolvenzverfahrens 
im Rahmen der insolvenzrechtlichen Vorschriften 
des Genossenschaftsgesetzes (Artikel 47); 

— die Weiterentwicklung des Gesetzes zur Verbesse- 
nmg der betrieblichen Altersversorgung auf der 
Gnmdlage der Reform (Artikel 94); 

— die Umstellung der Vorschriften über das Konkurs- 
ausfallgeld im Arbeitsförderungsgesetz auf das 
neue Insolvenzverfahren (Artikel 96). 

Im Gegensatz zum Regienmgsentwurf vermeidet es 
die Beschlußempfehlung, bxmdesrechtliche Vor- 
schriften anzupassen oder neu zu gestalten, die das 
Verwaltimgsverfahren der Länder regeln (vgl. insbe- 
sondere Artikel 100 Nr. 1, § 18 Schwerbehinderten- 
gesetz). Auch von der Anpassung der Gesetze über 
Steuern, deren Aufkommen ganz oder teilweise den 
Ländern zufließt, wird abgesehen (vgl. insbesondere 
Artikel 60, 64 bis 66), Das Emführungsgesetz zur 
Insolvenzordnung bedarf daher in der Fassung der 
Beschlußempfehlung nicht der Zustimmung des Bun- 
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desrates (vgl. Artikel 84 Abs. 1, Artikel 105 Abs. 3, 
Artikel 108 Abs. 5 Satz 2 GG). 

Weiter enthält der Zweite Teil wie im Regierungsent- 
wurf wichtige flankierende Maßnahmen zur Insol- 
venzrechtsreform: 

— Zur Erleichterung von außergerichtlichen Sanie- 
rungen wird die zwingende Haftung des Vermö- 
gensübemehmers nach § 419 BGB beseitigt (Arti- 
kel 31 Nr. 16). 

— Um imangemessenen Übersicherungen entgegen- 
zuwirken, wird der sogenannte Konzemvorbehalt 
für nichtig erklärt (Artikel 31 Nr. 17). 

— Die Umstrukturierung von Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung im Rahmen von Sanierungs- 
maßnahmen wird durch die Einführung einer ver- 
einfachten Kapitalherabsetzung erleichtert (Arti- 
kel 46 Nr. 4). 

Zusätzlich aufgenommen worden sind in den Zweiten 
Teil des Entwixrfs einige Regelungen, die ohne unmit- 
telbaren Zusammenhang nüt der Reform die Register- 
gerichte entlasten und mögliche Unklarheiten besei- 
tigen: 

— Das Amtslöschungsverfahren für Gesellschaften, 
die in drei aufeinanderfolgenden Jeihren ihren 
Jahresabschluß nicht offen gelegt haben, wird 
beseitigt (Artikel 22 Nr. 1 in Verbindung mit Arti- 
kel 2 Nr. 8). 

— Es wird klargestellt, daß die Verfahrenserleichte- 
rungen für die Fühnmg der Grundbücher in den 
neuen Bundesländern auch nach dem Zeitpunkt 
gelten, in dem die Grundbücher wieder zu den 
Amtsgerichten verlagert wurden (Artikel 22 a 
Nr. 2). 

In den Dritten Teil des Entwurfs des Einfühnmgsge- 
setzes hat der Rechtsausschuß zimächst eine knappe 
Regelimg des Internationalen Insolvenzrechts einge- 
fügt, die den letzten Teil des Regierungsentwurfs der 
Insolvenzordnung ersetzt. Die Übergangs- und 
Schlußvorschriften des Regierungsentwurfs des Ein- 
fühnmgsgesetzes sind insbesondere um eine Vor- 
schrift ergänzt worden, welche die Restschuldbefrei- 
ung für Altfälle durch eine Abkürzimg der siebenjäh- 
rigen Wohlverhaltensperiode auf fünf Jahre erleich- 
tert (Artikel 110 a). Während das Inkrafttreten der In- 
solvenzordmmg auf den 1. Januar 1997 hinausgescho- 
ben wird, werden wichtige Teile des Einführungsge- 
setzes, die flankierende Maßnahmen und Regelungen 
ohne unmittelbaren Zusammenhang mit der Reform 
enthalten, vorab in Kraft gesetzt (Artikel 115). 


C. Zur Begründung der Beschlußempfehlung 
I. Allgemeines 

Zahlreiche Änderungen, die der Rechtsausschuß am 
Regierungsentwurf des Einführungsgesetzes vorge- 
nommen hat, sind Folgeänderungen zur inhalüichen 
und redaktionellen Neugestaltung des Entwurfs der 
Insolvenzordnimg. Beispielsweise war die Neukon- 
zeption des Verbraucherinsolvenzverfahrens im Rah- 


men des Rechtspflegergesetzes (Artikel 14) und der 
Bundes gebührenordnung für Rechtsanwälte (Arti- 
kel 29) zu berücksichtigen. Auswirkungen im Gesetz 
über die Zwangsversteigerung imd die Zwangsver- 
waltimg ergaben sich diuch die Herabsetzung der 
Pauschale für die Kosten der Feststellung von Mobi- 
liarsicherheiten und durch die Verlagerung der 
Zuständigkeit für die einstweüige Einstellimg von 
Zwangsversteigerungsverfahren vom Insolvenzge- 
richt auf das VoUstreckungsgericht (Artikel 20). Die 
Vereinfachimg der Vorschriften über die Gruppenbil- 
dung beim Insolvenzplan erforderte Anpassungen im 
Genossenschaftsgesetz (Artikel 47 Nr. 38), im Gesetz 
betreffend die gemeinsamen Rechte der Besitzer von 
Schuldverschreibungen (Artikel 51 Nr. 4) imd im 
Gesetz über die Verbesserung der betrieblichen 
Alters versorgimg (Artikel 94 Nr, 4 Buchstabe d). 

Weiter mußte der Gesetzentwurf redaktionell an 
Gesetzesänderungen angepaßt werden, die nach der 
Vorlage des Regierungsentwurfs verkündet worden 
sind. Z. B. haben die Vorschriften über den Genossen- 
schaftskonkurs im Genossenschaftsgesetz (Artikel 47) 
durch Artikel 7 des Registerverfahrenbeschleuni- 
gimgsgesetzes vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I 
S. 2182, 2206) eine Reihe von Ändenmgen erfahren. 
Das Inkrafttreten des Abkommens über den Europäi- 
schen Wirtschaftsraum (BGBl, 1993 II S. 266) hat 
Auswirkvmgen z. B. im Bereich des Hypothekenbank- 
gesetzes (Artikel 89) imd des Versicherungsaufsichts- 
gesetzes (Artikel 91). 

In der folgenden Einzelbegründung werden die Vor- 
schriften und Änderungsanträge erläutert, die vom 
Ausschuß behandelt worden sind. Ergänzend wird auf 
die Begründung zum Regierungsentwurf in der 
Drucksache 12/3803 verwiesen. 


IL Zu den einzelnen Vorschriften 
ERSTER TEIL 

Neufassung des Anfechtungsgesetzes 

1. Zu Artikel 1 — Gesetz über die Anfechtung von 
Rechtshandlungen eines Schuld- 
ners außerhalb des Insolvenzver- 
fahrens 

(Anfechtungsgesetz — AnfG) 

a) Zu § 3 

Die Verweisung in Absatz 2 wird an die Ände- 
rung der Insolvenzordnung angepaßt. 

b) Zu § 10 

Die Erläuterung zum Begriff der Zwangsvoll- 
streckung in Satz 2 des Regierungsentwurfs 
erscheint entbehrlich. Auch die parallele 
Regelung in § 12 des Regierungsentwurfs der 
Insolvenz Ordnung ist vom Ausschuß gestri- 
chen worden. 

c) Zu § 15 

Die Verweisung in Absatz 2 Nr. 2 wird an die 
Änderung der Insolvenzordnung angepaßt. 
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d) Zu § 20 

In Absatz 1 und in Absatz 2 Satz 2 ist das Datum 
des Inkrafttretens ergänzt worden. 

ZWEITER TEIL 

Aufhebung und Änderung 
von Gesetzen 

2. Zu Artikel 2 — Aufhebung von Gesetzen 

Durch die vom Ausschuß eingefügte Nummer 4 a 
wird die geltende Vergütungsverordnimg aufge- 
hoben. Sie wird durch eine neue Verordnung auf 
der Gnmdlage von § 75 a der Insolvenzordnimg 
ersetzt werden, 

3. Zu Artikel 6 — Ändervmg des Gesetzes über die 

Sichenmg der Bauforderungen 

Die Formulienmg der Nimuner 2 ist präzisiert 
worden. 

4. Zu Artikel 7 — Ändenmg des Vereinsgesetzes 

In der Nummer 1 (§ 12 Abs. 5 Satz 2 Vereinsge- 
setz) ist die Verweisung auf die Insolvenzordnung 
anzupassen. 

5. Zu Artikel 9 a — Änderung des Wohnungsbau- 

gesetzes für das Saarland 

Die erforderliche redaktionelle Anpassimg dieses 
Gesetzes war im Regierungsentwurf noch nicht 
enthalten (vgl. die Stellungnahme des Bimdes- 
rates, der die Bimdesregierung zugestimmt hat, 
Drucksache 12/3803, S. 121, 132 — jeweüs bei 
Nummer 2 — ). 

6. Zu Artikel 10 — Ändenmg des Reichsheimstät- 

tengesetzes 

Das Reichsheimstättengesetz ist durch Gesetz 
vom 17. Juni 1993 (BGBl. I S. 912) aufgehoben 
worden, so daß es einer Anpassung dieses Geset- 
zes an die Insolvenzrechtsreform nicht mehr 
bedarf. 

7. Zu Artikel 12 — Ändenmg des Gerichts- 

verfassungsgesetzes 

a) Zu Nummer 1 (§ 22) 

Die Neufassung des § 22 Abs. 5 GVG und die 
Anfügimg eines neuen Absatzes 6 an diese 
Vorschrift sind in der Gegenäußerung der 
Bundesregierung vorgeschlagen worden. Der 
Bimdesrat hatte gebeten zu prüfen, wie die 
Regelimgen, nach denen ein Richter auf Probe 
bestimmte Geschäfte zeitlich begrenzt oder 
unbegrenzt nicht wahmehmen darf, zu- 
sammengefaßt werden könnten (vgl. Druck- 
sache 12/3803, S. 121, 132 — jeweüs bei Num- 
mer 3 — ), 


b) Zu Nummer 4 a (§ 113) 

Der neue § 113 Abs. 2 GVG stellt sicher, daß 
ebenso wie bei der Ernennung zum ehrenamt- 
lichen Richter auch bei der Amtsenthebimg 
des ehrenamtlichen Richters die Eröffnimg des 
Insolvenzverfahrens nicht zwangsläufig zum 
Ausschluß des Schuldners vom Amt des ehren- 
amtlichen Richters führt. Zur Begründimg wird 
auf die Gegenäußerung der Bundesregie- 
nmg zur Stellungnahme des Bundesrates ver- 
wiesen (Drucksache 12/3803, S. 133 — bei 
Nummer 5 — ). 

8. Zu Artikel 14 — Ändenmg des Rechtspfleger- 

gesetzes 

Die Änderungen des § 18 RPflG durch die Num- 
mer 5 sind an die vom Ausschuß beschlossenen 
Neuregelimgen im Entwurf der Insolvenzord- 
nung anzupassen. 

Bei der Verbraucherinsolvenz ruht das Verfahren 
über den Eröffmmgsantrag (siehe § 357 c ElnsO), 
während versucht wird, die Zustimmung der 
Gläubiger zum Schuldenbereinigimgsplan des 
Schuldners zu erhalten. Die während dieser Zeit 
erforderlichen Entscheidungen, z. B. die Anord- 
nung von Sichenmgsmaßnahmen (§ 357 c Abs. 2 
ElnsO, die Feststellung der Aimahme des Schul- 
denbereinigimgsplans, § 357 e ElnsO, und die 
Ersetzung der Gläubigerzustimmimg zum Plan, 
§ 357 f ElnsO), soll der Richter treffen (Ergänzimg 
des § 18 Abs. 1 Nr. 1 RPflG). Das entspricht der 
bisherigen Regelung, nach der die bis zur Eröff- 
nung des Konkursverfahrens zu treffenden Ent- 
scheidungen dem Richter Vorbehalten sind. 

Die Verweisimgen in § 18 Abs. 1 Nr. 2 RPflG 
werden an die Umstellung der Vorschriften über 
die Restschuldbefreiung im Entwurf der Insol- 
venzordnung imd an die Einfügung des § 3461 
ElnsO angepaßt. 

Die Streichung der Nummer 3 in § 18 Abs. 1 RPflG 
ist eine Folgeändenmg zur Streichung der §§ 157 
imd 158 ElnsO. 

9. Zu Artikel 16 — Ändenmg der Bundesrechts- 

anwaltsordnung 

Durch die Ändenmg bei Nummer 2 Buchstabe b 
wird in § 14 Abs. 2 Nr, 7 BRAO die Zeichenset- 
zung an die paraUeler Vorschriften angepaßt (vgl. 
Artikel 15 Nr. 2 Buchstabe a, § 50 Abs. 1 Nr. 5 der 
Bimdesnotarordnimg) . 

10. Zu Artikel 17 — Ändenmg des Rechtsberatungs- 
gesetzes 

Folgender Antrag der SPD wurde mehrheitlich 
abgelehnt: 

„Artikel 1 § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 wird der Pimkt durch ein Komma 
ersetzt. 
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b) Es wird folgende neue Nummer 4 angefügt: 

,4. daß Mitarbeiter der sozialen Dienste imd 
Einrichtungen im Sinne des § 17 Sozialge- 
setzbuch Teü I imd der Verbraucherver- 
bände die mit der Erfüllimg ihrer Aufgaben 
in unmittelbarem Zusammenhang stehen- 
den Rechtsangelegenheiten erledigen.'" 

Zur Begründung dieses Antrags war angeführt 
worden, hinsichtlich der durch das Rechtsbera- 
tungsgesetz gesteckten Grenzen bestünden er- 
hebliche Unsicherheiten auf seiten der Schuld- 
nerberater. Eine gesetzliche Regelung sei erfor- 
derlich, weü sonst ein Tätigwerden für die Schuld- 
nerberatung in der sozialen Arbeit nut erhebli- 
chen Risiken verbimden sei. 

Die Koalitionsmehrheit hat diesen Vorschlag als 
zu weitgehend abgelehnt. Sie hat die Bundesre- 
gierung gebeten zu prüfen, inwieweit eine Ände- 
rung des Rechtsberatungsgesetzes zweckmäßig 
ist, um die Möglichkeiten zur außergerichtlichen 
Schuldenbereinigung zu erweitern (vgl. den Be- 
richt des Rechtsausschusses zum Entwurf der 
Insolvenzordnung, Drucksache 12/7302 — bei 
Nummer 196 — ). 

11. Zu Artikel 18 — Änderung der Zivilprozeßord- 

nung 

a) Zu Nummer 1 (§ 19 a) 

Der Ausschuß hat den im Regierungs entwurf 
vorgesehenen § 31a ZPO durch einen neuen 
§ 19 a ZPO ersetzt. Er hat damit den Vorschlag 
aus der Gegenäußerung der Bundesregierung 
aufgegriffen. Dieser Vorschlag trägt dem 
Anliegen des Bundesrates Rechnung, den all- 
gemeinen Gerichtsstand am Wohnsitz des 
Insolvenzverwalters für Klagen auszuschlie- 
ßen, die sich auf die Insolvenzmasse beziehen 
(vgl. Drucksache 12/3803 S. 122, 133 — jeweüs 
bei Nummer 6 — ). 

b) Zu Nummer 8 (§ 807 Abs. 1 Satz 2) 

Die Verweisimg auf die Insolvenzordnung 
wird den vom Ausschuß vorgenommenen 
Änderungen angepaßt. 

12. Zu Artikel 20 — Änderung des Gesetzes über die 

Zwangsversteigerung und die 
Zwangsverwaltung 

a) Zu Nummer 1 (§ 10 Abs. 1 Nr. 1 a) 

Die Vorschrift über die Kostenbeteiligung der 
mit Grundpfandrechten gesicherten Gläubiger 
wird an die Änderungen angepaßt, die der 
Ausschuß zu § 195 Abs. 2 und § 196 Abs. 1, 2 
des Entwurfs der Insolvenzordnrmg beschlos- 
sen hat: Auf eine gesetzliche Regelung über 
den Abzug von Erhaltungskosten wird verzich- 
tet, und die Feststellungskosten-Pauschale 
wird von 6 % auf 4 % des Wertes des Grund- 
stückszubehörs abgesenkt. 


Die Fraktion der SPD hat demgegenüber bean- 
tragt, § 10 Abs. 1 Nr. 1 a ZVG in der Fassung 
des Regierungsentwurfs zu beschließen, wobei 
der letzte Satzteü der Nummer 1 a allerdings 
lauten sollte: 

„diese Kosten der Feststellung sind pauschal 
mit zehn vom Himdert des Wertes anzusetzen, 
der nach § 74 a Abs. 5 Satz 2 festzusetzen 
ist;". 

Zur Begründimg hat sie ausgeführt, die erfor- 
derliche Abwägimg zwischen den Belangen 
der gesicherten und der imgesicherten Gläubi- 
ger gebiete einen Abzug von 10% des Zube- 
hörwertes. Dies sei für die Inhaber von Grund- 
pfandrechten nicht unzumutbar, weil sich 
ohnehin kaum voraussehen lasse, wie sich der 
Bestand an Zubehör bis zum Zeitpunkt einer 
Insolvenz ändern werde und welchen Veräu- 
ßerungswert in diesem Zeitpunkt das dann 
vorhandene Zubehör haben werde. Im übrigen 
sei die Vorschrift an den Wegfall der §§ 347 bis 
357 des Regierungsentwurfs der Insolvenzord- 
nung (Eigenverwaltung ohne Sachwalter bei 
Kleinverfahren) anzupassen. 

Der Antrag ist mit den Stimmen der Koalitions- 
fraktionen abgelehnt worden. 

b) Zu den Nummern 2 bis 3 c (§§ 30 c bis 30 f) 

Die einstweilige Einstellung eines Zwangsver- 
steigerungsverfahrens mit Rücksicht auf ein 
Insolvenzverfahren, das über das Vermögen 
des Grundstückseigentümers eröffnet worden 
ist, wird im Regierungsentwurf der Insolvenz- 
ordnimg in den §§ 187 bis 189 imd 277 Abs. 2 
geregelt; die einstweilige Einstellung wird 
durch das Insolvenzgericht angeordnet. Der 
Rechtsausschuß hat zu diesen Vorschriften 
beschlossen, im Anschluß an den Grundge- 
danken des § 30 c ZVG die einstweilige Ein- 
stellung im Gesetz über die Zwangsverstei- 
gerung und Zwangsverwaltung zu regeln und 
die Zuständigkeit für die Einstellung dem Voll- 
streckungsgericht zu übertragen. Diesen Zie- 
len dienen die neuen §§ 30 c bis 30 f ZVG, die 
über die Verweisungen in den §§ 162 und 171a 
ZVG auch für die Zwangsversteigerung von 
Schiffen und Luftfahrzeugen maßgeblich 
sind. 

Der neue § 30 d übernimmt in seinen Absätzen 
1 und 3 den wesentlichen Inhalt des § 187 des 
Regienmgsentwurfs der Insolvenzordnung, 
wobei die Ausgestaltung der Vorschrift an den 
systematischen Zusammenhang im Gesetz 
über die Zwangsversteigerung und die 
Zwangsverwaltung angepaßt wird. So wird in 
Absatz 3 für die Rechtsmittel auf § 30 b Abs. 3 
verwiesen, der die weitere Beschwerde aus- 
schließt. Der ebenfalls in Bezug genommene 
§ 30 b Abs. 2 Satz 3 wird dahin modifiziert, daß 
^e Einstellung erfolgt, wenn ihre Vorausset- 
zungen glaubhaft gemacht werden. 

In Absatz 1 Nr. 3 und Absatz 2 des neuen § 30 d 
wird dem Fall Rechnung getragen, daß die 
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Versteigerung die Durchführung eines Insol- 
venzplans gefährden würde; die entspre- 
chende Regelung in § 277 des Regierungsent- 
wurfs der Insolvenzordnung wird daran ange- 
paßt, daß nach § 254 des Entwurfs der Insol- 
venzordnxing in der Fassung der Beschluß- 
empfehlung des Ausschusses zui Vorlage 
eines Insolvenzplans der Schuldner und der 
Insolvenzverwalter berechtigt sind. 

In Absatz 4 des vom Ausschuß beschlossenen 
§ 30d ZVG wird die einstweilige Einstellung 
der Zwangsversteigenmg im Eröffmmgsver- 
fahren geregelt, die nach dem Regierungsent- 
wurf der Insolvenzordnung aufgrund von § 25 
Abs. 2 Nr. 3 möglich ist; der Ausschuß hat diese 
Bestimmimg des Entwurfs der Insolvenzord- 
nung entsprechend eingeschränkt. 

Der neue § 30e ZVG entspricht § 188 des 
Regienmgsentwurfs der Insolvenzordnung. 

Durch § 30 f ZVG in der Fassung der Beschluß- 
empfehlimg wird die Aufhebimg der einstwei- 
ligen Einstellimg im Anschluß an § 189 des 
Regierungsentwurfs der Insolvenzordnimg ge- 
regelt. Dabei wird auch dem Fall Rechnung 
getragen, daß die einstweilige Einstellimg im 
Eröffnungsverfahren angeordnet worden ist 
(Absatz 2). 

c) Zu Nummer 4 (§ 31) 

Die Änderungen des § 31 ZVG sind an die 
Beschlüsse des Ausschusses zu § 30 f ZVG 
anzupassen. 

d) Zu Nummer 4 a (§ 145 a) 

§ 145a ZVG, der durch das Gesetz vom 20. 
Dezember 1993 (BGBl. I S. 2182) eingefügt 
worden ist, bedarf der redaktionellen Anpas- 
sung an die Insolvenzrechtsreform. 

e) Zu den Nummern 4 b und 4 c (§§ 153b, 

153 c) 

Auch die einstweilige Einstellimg einer 
Zwangsverwaltung soll, abweichend vom Re- 
gienmgsentwurf der Insolvenzordnung 
(§ 190), durch das Vollstreckungsgericht erfol- 
gen und im Gesetz über die Zwangsversteige- 
rung und die Zwangsverwaltimg geregelt wer- 
den. Inhaltlich entsprechen die neuen §§ 153 b 
und 153 c im wesentlichen der genarmten 
Vorschrift des Regienmgsentwurfs der Insol- 
venzordnung. Der Ausschuß hat allerdings das 
Rechtsnüttel der sofortigen Beschwerde gegen 
die einstweilige Einstellung, wie es in § 190 
Abs. 3 Satz 2 des Regienmgsentwurfs der 
Insolvenzordnung vorgesehen ist, zur Entla- 
stung der Gerichte und mit Rücksicht auf den 
Schutz der Gläubiger durch laufende Zahlim- 
gen aus der Insolvenzmasse (§ 153 b Abs. 2 
ZVG) nicht für erforderhch gehalten. 

13. Zu Artikel 21 — Ändenmg der Seerechthchen 
Verteilimgsordnimg 


Die in den Nummern 3 imd 4 (§§ 9, 18 der 
Seerechtlichen Verteilimgsordnung) vorgesehe- 
nen Verweisimgen werden an die vom Ausschuß 
beschlossenen Ändenmgen des Entwurfs der 
Insolvenzordmmg angepaßt. 

14. Zu Artikel 21a — Ändenmg des Gesetzes über 

den Sozialplan im Konkurs- 
imd Vergleichsverfahren 

Durch den vom Ausschuß eingefügten Artikel 21a 
wird das Gesetz über den Sozialplan im Konkurs- 
imd Vergleichsverfahren, das zui Zeit bis zum 31. 
Dezember 1995 befristet ist, bis zum Inkrafttreten 
der Insolvenzordmmg verlängert. 

15. Zu Artikel 22 — Änderung des Gesetzes über die 

Angelegenheiten der FreiwiUi- 
gen Gerichtsbarkeit 

a) Zu Nummer 1 (§ 141 a) 

§ 141 a Abs. 1 FGG in der Fassimg des liegie- 
nmgsentwurfs des Einfühnmgsgesetzes zur 
Insolvenzordmmg sieht in Satz 2 vor, daß eine 
Gesellschaft grundsätzhch von Amts wegen im 
Handelsregister zu löschen ist, wenn sie entge- 
gen gesetzlicher Verpflichtung in drei aufein- 
anderfolgenden Jahren ihren Jahresabschluß 
nicht offengelegt hat; die Löschimg kann 
jedoch dadmch abgewendet werden, daß ein 
BeteÜigter glaubhaft macht, daß die Gesell- 
schaft Vermögen besitzt. Diese Regelimg des 
Regierungsentwurfs entspricht dem geltenden 
§ 2 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes über die Auflö- 
simg imd Löschimg von Gesellschaften imd 
Genossenschaften. Der Ausschuß folgt der 
Anregung des Bundesrates, dieses Löschimgs- 
verfahren, das die Registerberichte stark be- 
lastet, zu beseitigen; auch die Bundesregie- 
rung hat dieser Anregimg zugestimmt (vgl. 
Drucksache 12/3803, S. 123, 133 — jeweils bei 
Nummer 8 — ). 

Diese Änderung des geltenden Rechts wird 
durch Artikel 1 15 Abs. 3 der Ausschußfassung 
des Entwurfs des Einführungsgesetzes ziu 
Insolvenzordnung vorab in Kraft gesetzt. 

In § 141a Abs. 3 FGG wird eine redaktionelle 
Ändenmg vorgenommen. Der Ausschuß folgt 
insoweit dem Vorschlag, den die Bimdesregie- 
rung auf Anregung des Bundesrates formuliert 
hat (vgl. Drucksache 12/3803, S. 123, 133 — 
jeweils bei Nummer 9 — ). 

b) Zu Nummer 2 (§ 147) 

In Absatz 1 wird eine redaktionelle Verbesse- 
rung vorgenommen. 

16. Zu Artikel 22 a — Ändenmg der Grundbuchord- 

nung 

a) Zu Nummer 1 (§ 12 c) 

§ 12 c der Gnmdbuchordmmg, der durch Arti- 
kel 1 Nr. 12 des Gesetzes vom 20. Dezember 
1993 (BGBl. I S. 2182) in das Gesetz eingefügt 
worden ist und u. a. den Fall der Eintragung 
oder Löschung des Vermerks über die Eröff- 
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nung des Konkurs- und GesamtvoUstrek- 
kungsverfahrens regelt, bedarf der redaktio- 
nellen Anpassung an die Insolvenzrechtsre- 
form, Dabei ist zusätzlich der Fall zu regeln, 
daß nach § 27 Abs. 3, § 314 Abs. 3 oder § 338 
Abs. 3 des Entwurfs der Insolvenz Ordnung eine 
Verfügxmgsbeschränkung in das Grundbuch 
einzutragen ist, 

b) Zu Nummer 2 (§ 144) 

Durch die Ergänzung des § 144 Abs. 1 Nr. 1 
Gnmdbuchordnung wird eine mögliche Un- 
klarheit der Rechtslage im Beitrittsgebiet 
beseitigt. Die Vorschrift, die ebenfalls durch 
das Gesetz vom 20. Dezember 1993 in die 
Grundbuchordnung eingefügt worden ist, 
ermächtigt im Anschluß an entsprechende 
Vorschriften des Einigxmgsvertrages die neuen 
Bundesländer, in drei verschiedenen Punkten 
von Bestimmungen der Grxmdbuchordnung 
abzuweichen: Die Länder dürfen erstens 
andere Behörden mit der Führung der Gnmd- 
bücher beauftragen (Satz 1). Zweitens ist es 
ihnen möglich, die Zuständigkeit zwischen 
Rechtspfleger und Urkundsbeamten der Ge- 
schäftsstelle anders abzugrenzen oder auch 
bestimmte andere Personen mit Eintragimgen 
in das Grundbuch zu beauftragen (Satz 2). 
Drittens sind die neuen Länder dazu ermäch- 
tigt, anstelle der in der Grundbuchordnung für 
die Wirksamkeit einer Eintragung vorgesehe- 
nen zwei Unterschriften eine Unterschrift 
genügen zu lassen (Satz 3). Die vom Ausschuß 
beschlossene Ergänzung der Vorschrift stellt 
klar, daß die Verfahrenserleichtenmgen nach 
Satz 2 und 3 für die Zeit beibehalten werden 
konnten und können, in der die Gnmdbücher 
wieder von den Amtsgerichten geführt werden. 


17. Zu den Artikeln 23 bis 26 — Ändenmgen des 

Arbeitsgerichts- 
gesetzes, des So- 
zialgerichtsge- 
setzes, der Ver- 
waltungs- 
gerichtsordnung 
und der Finanz- 
gerichtsordnung 

Die vom Regienmgsentwurf vorgesehenen Ände- 
rungen dieser Gesetze werden auf Vorschlag des 
Bundesrates, der von der Bundesregienmg unter- 
stützt wird, d\irch redaktionelle Änderungen an 
den Sprachgebrauch der Gesetze angepaßt (vgl. 
Drucksache 12/3803, S. 123f., 134 — jeweils bei 
Nummern 10 bis 13 — ), 

18. Zu Artikel 27 — Änderung des Gerichtskosten- 

gesetzes 

a) Zu Nummer 10 (§ 60) 

In § 60 GKG ist eine redaktionelle Anpassung 
vorzunehmen. 


b) Zu Nummer 13 (Hauptabschnitt D des Kosten- 

verzeichnisses, Anlage 1 zum 
Gerichtskostengesetz) 

Die Ergänzung in Nummer 1400 paßt den 
Gebührentatbestand an die Änderung des Ent- 
wurfs der Insolvenzordnung d\irch die Einfü- 
gimg der §§ 357 a bis 357 k an. Das Verfahren 
über den Schuldenbereinigxmgsplan soll wie 
das Verfahren auf Erteilung der Restschuldbe- 
freiung (dazu die Begründung zu Artikel 27, 
Allgemeines, Drucksache 12/3803, S. 72) 
keine gesonderten Gebühren auslösen. 

Die Gebührentatbestände der Nummern 1412, 
1413, 1422 und 1423, die in der Fassung des 
Regienmgsentwurfs danach unterscheiden, ob 
das Insolvenzverfahren vor oder nach dem 
Berichtstermin eingestellt wird, sind an die 
Änderungen des Entwurfs der Insolvenzord- 
nung durch den Ausschuß angepaßt worden. 
Nach dem neuen § 30 Abs. 1 ElnsO ist es nicht 
mehr erforderlich, die Kosten zu bestimmen, 
die bis zum Berichtstermin entstehen. Auch ist 
zu berücksichtigen, daß im Verbraucherinsol- 
venzverfahren kein Berichtstermin bestimmt 
wird (siehe § 357 i Abs. 1 ElnsO). In der vom 
Ausschuß beschlossenen Fassung des Kosten- 
verzeichnisses wird daher wie im geltenden 
Recht auf den Prüfungstermin abgestellt. 

c) Zu Nummer 14 (Nummer 1903 des Kostenver- 

zeichnisses) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpas- 
sung. 

19. Zu Artikel 29 — Ändenmg der Bundesgebühren- 
ordnung für Rechtsanwälte 

a) Zu Nummer 3 (§§ 72 bis 77) 

Die Neufassimg des § 72 berücksichtigt die 
vom Ausschuß beschlossene Regelung zum 
Schuldenbereinigxmgsplan (vgl. §§ 357 b bis 
357 g des Entwurfs der Insolvenzordnxmg). 
Außerdem wird durch die Bezeichnxmg der 
hier geregelten Gebühren als Geschäftsge- 
bühren klargestellt, daß diese Gebühren im 
Rahmen der Anrechnung nach § 118 Abs. 2 
BRAGO zu berücksichtigen sind. 

Bei der Ändenmg des § 74 Abs. 1 handelt es 
sich zxim einen xim eine Anpassimg an die 
Ändenmg des § 254 ElnsO. Zxim anderen soll 
deutlicher zxim Ausdruck gebracht werden, 
welchen Gebührensatz der Rechtsanwalt er- 
hält, der den Schxildner vertritt, der einen 
Insolvenzplan vorlegt. 

Die Nexifassxmg des § 76 ist eine Folgeände- 
nmg zxir Streichxmg der §§ 157, 158 ElnsO. 

Die Vorschrift des § 77 ist in Absatz 1 xmd 2 an 
die Nexifassxmg des § 72 angepaßt worden. Der 
in Absatz 1 Satz 2 festgesetzte Mindestgegen- 
standswert von 6 000 DM stellt eine angemes- 
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sene Vergütung des Rechtsanwalts bei Klein- 
verfahren sicher. 

20. Zu Artikel 30 — Änderung des Einführungsgeset- 

zes zum Bürgerlichen Gesetz- 
buche 

Durch die vom Ausschuß bei Nummer 3 vorge- 
nommene Änderung in Artikel 232 § 5 Abs. 2 
EGBGB wird die zur Zeit bis Ende 1994 befristete 
Aussetzung des § 613 a BGB für Betriebsübertra- 
gimgen im Gesamtvollstreckimgsverfahren bis 
zum Inkrafttreten der Insolvenzordnimg verlän- 
gert. 

21. Zu Artikel 31 — Änderung des Bürgerlichen 

Gesetzbuchs 

a) Zu Nummer 1 (§ 42 Abs. 1) 

Absatz 1 des Regierxmgsentwurfs wird um 
einen neuen Satz 2 ergänzt. Danach kann in 
der Satzimg eines rechtsfähigen Vereins für 
den Fall der Eröffnung eines Insolvenzverfah- 
rens der Fortbestand als nichtrechtsfähiger 
Verein vorgesehen werden. Die Ändenmg ent- 
spricht einem Vorschlag des Bundesrates, dem 
(üe Bimdesregierxmg zugestimmt hatte 
(Drucksache 12/3803, S. 124, 134 — jeweils bei 
Nummer 15 — ). 

b) Zu Nummer 16 (§ 419) 

Der Ausschuß hat das Für und Wider der 
Beseitigung der Haftung des Vermögensüber- 
nehmers nach § 419 BGB ausführlich erörtert. 
Bei Untemehmensübertragungen außerhalb 
des Insolvenzverfahrens hat die Vorschrift eine 
stcirk sanienmgshemmende Wirkimg. Über- 
nahmeinteressenten werden häufig durch das 
Haftimgsrisiko abgeschreckt. Darauf ist von 
vielen Sachverständigen in der Anhörung des 
Rechtsausschusses hingewiesen worden. Bei 
Grxmdstücksveräußerungen außerhalb des In- 
solvenzverfahrens führt § 419 BGB ebenfalls zu 
schwer beherrschbaren Risiken. Dies legt ein 
Ausweichen in die Zwangsversteigerxmg 
nahe; damit ist wiederum eine vermeidbare 
Mehrbelastimg der Vollstreckungsgerichte 
verbimden. Andere Fallgestaltimgen, bei de- 
nen § 419 BGB zur Anwendimg kommen 
könnte, scheinen in der Praxis keine Rolle zu 
spielen. Für die danach praktisch relevanten 
Fälle führt die Streichung des § 419 BGB im 
Rahmen der Insolvenzrechtsreform nicht zu 
Lücken in dem erforderlichen Gläubiger- 
schutz. Denn durch die gleichzeitig vorgenom- 
mene Verschärfung des Rechts der Anfech- 
tung gläubigerschädigender Handlimgen in- 
nerhalb und außerhalb des Insolvenzverfah- 
rens steht ein differenziertes Instrumentarium 
zur Verfügimg, das den Gläubigerschutz auf 
diesem Gebiet gezielt so weit fortentwickelt, 
wie dies imter Berücksichtigung der Interessen 
gutgläubiger Vertragspartner vertretbar er- 
scheint. 


Der Ausschuß weist daraxif hin, daß mit der 
Aufhebung des § 419 BGB auch eine Grxmd- 
lage für § 729 Abs. 1 ZPO entfallen ist. Mit 
Rücksicht auf die bisher bestehende Haftimg 
des Vermögensübemehmers läßt es diese pro- 
zeßrechtliche Vorschrift zu, nach der rechts- 
kräftigen Feststellimg einer Schuld eine VoU- 
streckimgsklausel auch gegen denjenigen zu 
erteilen, der das Vermögen der Partei über- 
nommen hat, gegen die das rechtskräftige 
Urteil ergangen ist. Der Ausschuß hat von der 
Streichung der Vorschrift abgesehen, da die 
Bimdesregienmg zugesagt hat, im Rahmen der 
Reform des Einzelzwangsvollstreckungsrechts 
zu prüfen, ob die Vorschrift mit geändertem 
Inhalt aufrechterhalten werden kann. 

c) Zu Nummer 17 (§ 455 Abs. 2) 

Auch die Gründe, die für das von der Bimdes- 
regienmg vorgeschlagene Verbot des Kon- 
zemvorbehalts sprechen (neuer § 455 Abs. 2 
BGB), sind vom Rechtsausschuß gründlich 
geprüft worden. Der Ausschuß hat dem Verbot 
aus den Erwägimgen zugestimmt, die in der 
Begründung des Regienmgsentwurfs darge- 
legt werden (Drucksache 12/3803, S. 77f.),\md 
dabei besonderen Wert auf die Feststellung 
gelegt, daß die Abtretimg von gesicherten 
Forderungen z. B. im Rahmen eines Factoring- 
Vertrages durch die neue Vorschrift nicht 
beeinträchtigt wird. 

d) Zu Nummer 23 (§ 736 Abs. 1) 

Die Formulierxmg ist an die Änderung des 
§ 736 durch Artikel 4 des Gesetzes vom 18. 
März 1994 (BGBl. I S. 560) angepaßt worden. 

e) Zu Nummer 26 (§ 925 Abs. 1 Satz 3) 

Die Ergänzimg des im Regierungs entwurf vor- 
geschlagenen Wortlauts dient der Klarstel- 
lung. Es wird verdeutlicht, daß die Erklänmg 
einer Auflassimg im Insolvenzplan erst durch 
die rechtskräftige Bestätigimg des Plans wirk- 
sam wird. Diese Klarstellimg wird in der 
Gegenäußerung der Bimdesregierung zur 
Stellimgnahme des Bimdesrates angeregt 
(Drucksache 12/3803, S. 135 — bei Num- 
mer 18 — ). 

Der Ausschuß geht davon aus, daß die Auf- 
nahme von sachenrechtlichen Erklärungen, 
insbesondere von Auflassungen, in einen 
Insolvenzplan nur in geeigneten Fällen erfol- 
gen wird. Das Insolvenzgericht wird darauf 
hinzuwirken haben, daß in schwierig gelager- 
ten Fällen, auf die Einschaitimg des Notars 
nicht verzichtet wird, um eine ausgewogene 
Beratung der Beteiligten bei sachenrechtli- 
chen Erklärungen und ihren problemlosen 
Vollzug sicherzustellen. 

f) Zu Nummer 28 a (§ 1680) 

§ 1680 BGB ist redaktionell an die Aufhebung 
des § 1670 BGB anzupassen. 
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22. Zu Artikel 32 — Änderung des Vertragshilfe - 

gesetzes 

In der Nummer 2 (§ 12 Abs. 2 Vertragshilfege- 
setz) ist die Verweisung auf Vorschriften der 
Insolvenzordnung an die vom Ausschuß vorge- 
nonunenen Änderungen anzupassen. 

23. Zu Artikel 38 — Änderung des Handelsgesetz- 

buchs 

a) Zu Nummer 0 (§ 13 e Abs. 4) 

§ 13 e, der durch das Gesetz vom 22. Juli 1993 
(BGBl I. S.1282) in das Handelsgesetzbuch 
eingefügt worden ist, wird redaktionell an die 
Insolvenzrechtsreform angepaßt. 

b) Zu den Nummern 8 und 12 
Buchstabe b (§ 141 Abs. 2, § 145 Abs.2) 

Durch Ergänzungen des § 141 Abs. 2 und des 
§ 145 Abs. 2 HGB in der Fassung des Regie- 
rungsentwurfs wird zusätzlich der Fall der 
Eigenverwaltung berücksichtigt (vgl. die Stel- 
lungnahme des Bundesrates und die Gegen- 
äußerung der Bimdesregierung, Drucksache 
12/3803, S. 126, 136 — jeweils bei Num- 
mer 19 — ). 

24. Zu Artikel 39 — Änderung des EWIV-Ausfüh- 

nmgsgesetzes 

Durch die neu eingefügte Nummer 0 wird § 8 des 
Gesetzes redaktionell angepaßt (Vorschlag des 
Bimdesrates, dem die Bundesregierung zuge- 
stimmt hat, Drucksache 12/3803, S. 126, 136 — 
jeweils bei Nummer 21 — ). 

25. Zu Artikel 41 — Änderung des Umwandlungs- 

gesetzes 

Die Formulierung der Nximmer 8 wird an die 
Änderung des § 56f Umwandlimgsgesetz durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 18. März 1994 (BGBl. I 
S. 560) angepaßt. 

26. Zu Artikel 46 — Änderung des Gesetzes betref- 

fend die Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung 

a) Zu Nummer 4 (§§ 58 a bis 58 f) 

In § 58 e Abs. 1 Satz 1 ist eine Anpassimg an die 
Temünologie des GmbH-Gesetzes vorzuneh- 
men. Es handelt sich um einen Vorschlag des 
Bundesrates, der von der Bundesregierung 
unterstützt wird (Drucksache 12/3803, S. 126, 
136 — jeweils bei Nummer 22 — ). 

b) Zu Nummer 8 Buchstabe a (§ 65 Abs, 1 

Satz 2) 

Die Verweisung auf § 19 Abs. 4 ist an die 
Änderung des GmbH-Gesetzes durch Artikel 1 
Nr. 1 des Gesetzes vom 18. Dezember 1991 
(BGBl. I S. 2206) anzupassen. 


27. Zu Artikel 47 — Änderung des Gesetzes betref- 
fend die Erwerbs- und Wirt- 
schaftsgenossenschaften 

a) Zu Nummer 6 (§ 76) 

Der Wortlaut der Nummer 6 ist daran anzupas- 
sen, daß der bisherige Absatz 4 des § 76 durch 
das Gesetz vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I 
S. 2182) zu Absatz 3 geworden ist. 

b) Zu Nummer 31 Buchstabe a (§ 114 Abs. 1 

Satz 1) 

Bei der Bezugnahme auf die Insolvenz Ordnung 
sind die vom Rechtsausschuß beschlossenen 
Änderungen zu berücksichtigen. 

c) Zu Nummer 38 (§ 116) 

§ 1 16 Nr. 1 ist inhaltlich an die Neufassung des 
§ 254 und die Streichimg des § 255 des Ent- 
wurfs der Insolvenzordmmg durch den Aus- 
schuß anzupassen. Das Recht zur Vorlage 
eines Insolvenzplans steht danach dem 
Schuldner imd — auch imabhängig von einem 
Auftrag der Gläubigerversammlung — dem 
Verwalter zu. Es erscheint sinnvoll, beiden 
Personen in gleicher Weise das Recht zu 
geben, auch noch in der Schlußphase des 
Insolvenzverfahrens über das Vermögen einer 
Genossenschaft mit Nachschußpflicht einen 
Insolvenzplan vorzulegen. 

Auch § 116 Nr. 3 bedarf der inhaltlichen 
Anpassung an die Beschlüsse des Ausschusses 
zum Insolvenzplan. Nach der Ausschußfas- 
sung des § 265 des Entwurfs der Insolvenzord- 
nimg sollen nur dann zwingend Gläubiger- 
gruppen gebildet werden, wenn der Plan Gläu- 
biger mit unterschiedlicher Rechtsstellimg im 
Insolvenzverfahren betrifft. Die vorliegende 
Bestimmung regelt den Fall, daß Gläubiger mit 
gleicher Rechtsstellung im Insolvenzverfahren 
deshalb unterschiedliche wirtschaftliche Inter- 
essen haben, weil ein Teil von ihnen gleichzei- 
tig Mitglied der Genossenschaft ist und Nach- 
schüsse zu leisten hat. Nach dem vom Aus- 
schuß beschlossenen System der Gruppenbil- 
dung soll es in einem solchen Fall der Entschei- 
dung der Person, die den Plan ausarbeitet, 
überlassen bleiben, ob Gruppen gebildet wer- 
den. § 116 Nr. 3 Genossenschaftsgesetz ist 
dementsprechend zu einer „Kann- Vorschrift" 
umzugestalten. Bei dieser Ausgestaltung 
braucht die Vorschrift nicht mehr auf die nach- 
schußpflichtigen Genossen beschränkt zu wer- 
den, sondern kann allgemein für alle Gläubi- 
ger gelten, die zugleich Mitglieder der Genos- 
senschaft sind. 

d) Zu Nummer 40 (§ 118) 

Die Absätze 3 und 4 des § 118 in der Fassung 
des Regierungsentwurfs, in denen die Anmel- 
dung der Kündigung eines Genossen bei 
Gericht zur Eintragung in die Liste der Genos- 
sen geregelt wird, werden durch den neuen 
Absatz 3 ersetzt. Die Änderung des Genossen- 
schaftsgesetzes durch das Gesetz vom 20. 
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Dezember 1993 (BGBl. I S. 2182) hat diesen 
Vorschriften des Regierungsentwurfs die 
Grundlage entzogen: Die Liste der Genossen 
wird nicht mehr beim Registergericht geführt. 
Auch die §§71 und 72, auf die Absatz 4 Satz 3 
der Fassung des Regierungsentwurfs verweist, 
sind durch dieses Gesetz aufgehoben worden. 
Der neue Absatz 3 berücksichtigt, daß die 
Genossenschaft nunmehr gehalten ist, selbst 
eine Mitgliederliste zu führen, imd daß die 
Eintragung in diese Liste lediglich deklaratori- 
sche Wirkung hat. § 118 Abs. 3 der Ausschuß- 
fassung ist inhaltlich mit § 69 Genossenschafts- 
gesetz abgestimmt, der die Eintragung in die 
Mitgliederliste für die Kündigimg eines Ge- 
nossen außerhalb der Insolvenz regelt. 

Absatz 5 des § 116 in der Fassimg des Regie- 
rungsentwurfs wird inhaltlich unverändert zu 
Absatz 4. 

e) Zu Nummer 42 (§ 147 Abs. 1 Nr. 1) 

Durch die Neufassung des § 147 Abs. 1 durch 
das Gesetz vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I 
S. 2182) erübrigt sich die im Regierungsent- 
wurf vorgesehene redaktionelle Anpassung. 
Der bisher in § 147 Abs, 1 Nr. 1 Genossen- 
schaftsgesetz geregelte Fall der Strafbarkeit 
falscher Angaben über die Kündigimg der 
Mitgliedschaft oder einzelner Geschäftsanteile 
ist gestrichen worden. 

f) Zu Nummer 44 (§ 161) 

Die im Regienmgsentwurf vorgesehene Neu- 
fassung des § 161 kann entfallen, da diese 
Vorschrift bereits durch das Gesetz vom 20. 
Dezember 1993 (BGBl. I. S. 2182) in dem beab- 
sichtigten Siime an die geltende Rechtslage 
angepaßt worden ist (vgl. die Begründung zum 
Regierungsentwurf, Drucksache 12/3803, 
S. 96). 

28. Zu Artikel 51 — Änderung des Gesetzes betref- 
fend die gemeinsamen Rechte 
der Besitzer von Schuldver- 
schreibimgen 

Der Rechtsausschuß hat die Nummer 4 (Neufas- 
sung des § 19 a) inhaltlich an die Änderung der 
Vorschriften über den Insolvenzplan im Entwurf 
der Insolvenzordnung angepaßt. 

Soweit § 19 a in der Fassung des Regierungsent- 
wurfs in den Absätzen 1 und 2 vorschreibt, daß die 
Besitzer von Schuldverschreibungen in einem 
Insolvenzplan eine besondere Gruppe bilden 
müssen, widerspricht er dem Bestreben des 
Rechtsausschusses, durch eine Neufassung des 
§ 265 des Entwurfs der Insolvenzordnimg mit dem 
Ziel der Reduzierung der Gläubigergruppen die 
Aufstellung eines Insolvenzplans imd die Abstim- 
mung über diesen zu vereinfachen. Regelmäßig 
wird kein Bedürfnis bestehen, die Besitzer von 
Schuldverschreibungen in einem Insolvenzplan 
anders zu behandeln als andere Gläubiger mit 
gleicher Rechtsstellung im Insolvenzverfahren. 


Die allgemeine Regelung über die Gruppen- 
bildung im Insolvenzplan (§ 265 des Entwurfs der 
Insolvenzordnung in der Fassung der Beschluß- 
empfehlung des Rechtsausschusses) ist flexibel 
genug, um Abweichimgen zuzulassen, wenn 
diese im Einzelfall zweckmäßig sind. 

An die Stelle der im Regierungsentwurf vorgese- 
henen Absätze 1 und 2 wird in einem neuen 
Absatz 1 die Regelung gesetzt, daß alle Gläubiger 
einer Emission von Schuldverschreibungen 
gleich zu behandeln sind. Diese Gläubiger dürfen 
also auch dann nicht unterschiedlichen Gruppen 
zugewiesen und unterschiedlich behandelt wer- 
den, wenn sie abweichende wirtschaftliche Inter- 
essen haben (anders § 265 Abs. 2 des Entwurfs der 
Insolvenzordnung in der vom Rechtsausschuß 
beschlossenen Fassung). Die Regelimg des neuen 
Absatzes 1, die in § 19a Abs. 1 Satz 1 in der Fas- 
sung des Regierungsentwurfs mit enthalten war, 
ist erforderlich, um die Handelbarkeit aller 
Schuldverschreibungen einer Emission zu glei- 
chen Bedingungen zu gewährleisten. 

Der neue Absatz 2 entspricht Absatz 3 in der 
Fassung des Regierungsentwurfs. 

29. Zu Artikel 52 — Änderung des Gesetzes über die 

Pfandbriefe und verwandten 
Schuldverschreibungen öffent- 
lich-rechtlicher Kreditanstalten 

Der Rechtsausschuß hat die Nummer 4 (§ 6 Abs. 4 
des Gesetzes) ohne inhaltliche Änderung an das 
Inkrafttreten des Abkommens über den Europäi- 
schen Wirtschaftsraum angepaßt (vgl. BGBl. 1993 
n S. 266). In dem neuen Text wird neben den 
Mitgliedstaaten des Abkommens über den Euro- 
päischen Wirtschaftsraum die Schweiz besonders 
genannt, da diese dem Abkommen nicht beigetre- 
ten ist, jedoch als Mitgliedstaat der Europäischen 
Freihandelsassoziation von § 6 Abs. 4 in der 
Fassung des Regierungsentwurfs erfaßt wurde. 

30. Zu Artikel 59 — Änderung des Gesetzes über 

die Einführung des deutschen 
Rechts auf dem Gebiete der 
Steuern, Zölle und Finanzmo- 
nopole im Saarland 

Der Artikel ist auf Anregung des Bundesrates, der 
sich die Bundesregierung angeschlossen hat, 
gestrichen worden (vgl. Drucksache 12/3803, 
S. 126, 136 — jeweils bei Nummer 23 — ). Die 
Vorschrift, die nach dem Regienmgsentwurf ge- 
ändert werden soll, ist obsolet. 

31. Zu den Artikeln 60, 62, 64 bis 66 

Wie schon oben zu B (Zum Inhalt der Beschluß- 
empfehlimg) ausgeführt wurde, hat der Ausschuß 
mit Rücksicht auf Artikel 105 Abs. 3 GG davon 
absehen, in der Beschlußempfehlung Gesetze 
über Steuern zu ändern, deren Aufkommen ganz 
oder teilweise den Ländern zufließt. Die Arti- 
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kel 60, 62 und 64 bis 66 des Regierungs entwurfs 
entfallen dciher. 

32. Zu Artikel 67 — Änderung des Tabaksteuer- 

gesetzes 

Der Artikel ist redaktionell an die Neufassung des 
Tabaksteuergesetzes durch das Gesetz vom 21. 
Dezember 1992 (BGBL I S. 2150) angepaßt wor- 
den. 

33. Zu Artikel 76 — Änderung der Handwerksord- 

mmg 

Der Ausschuß hat die in Nummer 1 Buchstabe b 
geregelte Ändenmg des § 77 Abs. 2 Satz 1 Hand- 
werksordmmg so umformuliert, daß sie eindeutig 
das Verwaltimgs verfahren der Länder unangeta- 
stet läßt (vgl. Artikel 84 Abs. 1 GG), 

34. Zu Artikel 82 — Ändenmg des Gesetzes zur 

Abwicklung der imter Son- 
derverwaltimg stehenden 
Vermögen von Kreditinsti- 
tuten, Versicherungsimter- 
nehmen imd Bausparkassen 

Im Eingangssatz ist ein Redaktionsversehen 
berichtigt worden, 

35. Zu Artikel 83 — Ändenmg des Gesetzes über das 

Kreditwesen 

a) Zu den Nummern 1 a und 1 b (§ 9 Abs. 1 Satz 3 

Nr. 3, § 10) 

Die §§ 9 und 10 KWG sind durch Gesetz vom 
21. Dezember 1992 (BGBl. I S. 2211) geändert 
worden. Dadurch sind redaktionelle Anpas- 
sungen erforderlich geworden, die in den vom 
Ausschuß eingefügten Nummern 1 a und 1 b 
vorgenommen werden, 

b) Zu Nummer 3 (§ 46 b) 

Der letzte Satz des § 46 b KWG in der Fassung 
des Regienmgsentwurfs wird gestrichen. Er 
regelt Etnzelfragen des Internationalen Insol- 
venzrechts und hat mit der Streichung des 
Neimten Teils des Regienmgsentwurfs der 
Insolvenzordnimg (Internationales Insolvenz- 
recht) seine Grundlage verloren, 

c) Zu Nummer 7 (§ 63 a Abs. 6) 

§ 63 a Abs. 6 KWG, der sich auf das Verfahren 
nach der Gesamtvollstreckungsordnung be- 
zieht, kann mit der Aufhebimg dieses Gesetzes 
entfallen. 

36. Zu Artikel 89 — Änderung des Hypothekenbank- 

gesetzes 

Durch die Ändenmg der Nummer 1 Buchstabe e 
wird § 35 Abs. 5 Hypothekenbankgesetz in glei- 
cher Weise an das Inkrafttreten des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum ange- 


paßt wie durch Artikel 52 Nr. 4 dieses Entwurfs § 6 
Abs. 4 des Gesetzes über die Pfandbriefe imd 
verwandten Schuldverschreibungen öffentlich- 
rechtlicher Kreditanstalten. Auf die Erläuterung 
zur Änderung des § 52 wird verwiesen. 

Par€dlel zum neuen § 35 Abs. 5 wird durch die vom 
Ausschuß eingefügte Nummer 0 auch der Anwen- 
dimgsbereich des § 5 Abs. 1 Nr. 2 imd 2 a auf die 
Schweiz erstreckt. 

37 . Zu Artikel 91 — Änderung des V ersicherungsauf- 

sichtsgesetzes 

a) Zu Nummer 1 Buchstabe b (§ 42 Nr. 4) 

Mit der Ändenmg der Nummer 1 Buchstabe b 
wird eine Doppelregelung vermieden. Nach 
dem zweiten Halbsatz der Nummer 4 des § 42 
VAG in der Fassung des Regienmgsentwurfs 
steht dem Versichenmgsverein auf Gegen- 
seitigkeit die sofortige Beschwerde gegen den 
Beschluß zu, durch den die Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens über das Vermögen des 
Vereins mangels Masse abgewiesen wird. Die- 
ses Beschwerderecht ergibt sich jedoch bereits 
aus der allgemeinen Bestimmung des § 41 
Abs. 1 des Entwurfs der Insolvenzordnung. Der 
genannte Halbsatz ist daher zu streichen. 

b) Zu Nummer 8 Buchstabe d (§ 77 Abs. 5) 

§ 77 Abs. 5 VAG in der Fassung des Regie- 
nmgsentwurfs wird redaktionell an den Ver- 
trag über die Europäische Union vom 7. 
Februar 1992 (BGBl. II S. 1251) angeglichen: 
Der Ausdruck „Europäische Wirtschaftsge- 
meinschaft" wird durch „Europäische Ge- 
meinschaft" ersetzt (Artikel G des Vertrages), 
Außerdem wird die Regelung inhaltlich erwei- 
tert, nämlich auf die anderen Vertragsstaaten 
des Abkommens über den Europäischen Wirt- 
schaftsraum ausgedehnt. 

c) Zu Nummer 12 Buchstabe a (§ 88 Abs. 1) 

In § 88 Abs. 1 VAG in der Fassung des Regie- 
rungsentwurfs entfällt Satz 2, die Sonderrege- 
lung für das Insolvenz verfahren über das inlän- 
dische Vermögen eines ausländischen Versi- 
chenmgsuntemehmens. Auf die Erläutenmg 
zu der parallelen Ändenmg des Artikels 83 
Nr, 3 des Regienmgsentwurfs (§ 46b KWG) 
wird verwiesen, 

38. Zu Artikel 92 — Ändenmg des Gesetzes über den 

V ersichenmgs vertrag 

a) Zu Nummer 2 (§ 14) 

§ 14 WG, der die Vereinbarung eines Kündi- 
gimgsrechts für den Fall der Eröffmmg eines 
Konkurs- oder Vergleichsverfahrens und für 
den Fall einer Zwangsverwaltimg zuläßt, wird 
abweichend vom Regienmgsentwurf nicht 
aufgehoben, sondern in angepaßter Form bei- 
behalten, Diese Abweichimg vom Regierungs- 
entwurf steht im Einklang mit der Ändenmg 
des § 137 des Regierungsentwurfs der Insol- 
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venzordnung durch den Rechtsausschuß; hier 
wie dort soll die Zulässigkeit von Vereinbarun- 
gen über Vertragsauflösungen im Insolvenzfall 
durch die Neuregelung des Insolvenzrechts 
nicht eingeschränkt werden. 

b) Zu den Nummern 3 und 4 (§§ 15 a, 40 
Abs. 3) 

Die im Regierungsentwurf vorgesehenen Än- 
derungen der §§ 15 a imd 40 Abs. 3 WG 
entfallen als Folge der Beibeh€Qtimg des § 14 
WG. 

39. Zu Artikel 93 a — Ändenmg des Gesetzes über 

die Lohnstatistik 

In Ergänzung des Regienmgsentwurfs wird § 9 
Nr. 5 des Gesetzes über die Lohnstatistik an die 
Terminologie des neuen Insolvenzrechts ange- 
paßt (Anregimg des Bimdesrates, der die Bundes- 
regienmg zugestimmt hat, Drucksache 12/3803, 
S. 127, 137 — jeweils bei Nummer 26 — ). 

40. Zu Artikel 94 — Ändenmg des Gesetzes zur 

Verbesserung der betriebli- 
chen Altersversorgung 

a) Zu Nummer 1 (§ 3 Abs. 1) 

§ 3 Abs. 1 Satz 1 BetrAVG wird redaktionell 
angepaßt (Vorschlag des Bundesrates, dem die 
Bimdesregierung zugestimmt hat, Drucksache 
12/3803, S. 127, 137 — jeweüs bei Num- 
mer 27 — ). 

b) Zu Nummer 4 Buchstabe d (§ 9 Abs, 4, 5) 

Nach § 9 Abs. 4 Satz 1 BetrAVG in der Fassung 
des Regierungsentwurfs ist in einem Insolvenz- 
plan, der die Fortführung des Unternehmens 
oder eines Betriebs vorsieht, zwingend für den 
Pensions-Sicherungs-Verein eine besondere 
Gruppe zu bilden. Die Vorschrift steht im 
Einklang nüt § 265 Abs. 1 Satz 1 des Regie- 
rungsentwurfs der Insolvenz Ordnung, aus dem 
sich ergibt, daß in einem Insolvenzplan nicht 
nur Gläubiger nüt imterschiedlicher Rechts- 
stellung im Insolvenzverfahren, sondern auch 
Gläubiger mit unterschiedüchen wirtschaftli- 
chen Interessen zwingend verschiedenen 
Gruppen zuzuweisen sind. Nachdem der 
Rechtsausschuß § 265 der Insolvenzordnung 
dahin geändert hat, daß die Gruppenbüdung 
zwingend nur noch für den Fall vorgesehen 
wird, daß Gläubiger nüt imterschiedlicher 
Rechtsstellung betroffen sind, braucht auch im 
Rahmen des Betriebsrentengesetzes nicht 
mehr zwingend eine besondere Gruppe für 
den Pensions-Sicherungs-Verein vorgesehen 
zu werden. § 9 Abs. 4 Satz 1 BetrAVG wird 
daher dahin geändert, daß eine besondere 
Gruppe für den Pensions-Sicherungs-Verein 
vorgesehen werden kann. Dies wird z, B. daim 
zweckmäßig sein, wenn im Plan vorgesehen 
wird, daß die Betriebsrenten für einen be- 
stimmten Zeitraum ganz vom Pensions-Siche- 
rungs-Verein übernommen werden und an- 


schließend wieder ganz vom Unternehmen zu 
zahlen sind (horizontale Aufteüung, vgl. § 7 
Abs. 4 Satz 3 BetrAVG in der Fassung des Ent- 
wurfs). 

c) Zu Nummer 7 (§ 31) 

§ 31 BetrAVG, der bisher die obsolete Berlin- 
Klausel enthält, wird neu gefaßt. In ihn wird die 
Übergangsvorschrift für das Recht der betrieb- 
lichen Altersversorgung aufgenommen, die in 
Artikel 113 des Regierungsentwurfs des Ein- 
fühnmgsgesetzes zur Insolvenz Ordnung ent- 
halten ist. Durch die Umstellung wird für den 
Rechtsanwender das Auffinden dieser Über- 
gangsvorschrift erleichtert. 

41. Zu Artikel 96 — Änderung des Arbeitsförde- 

rungsgesetzes 

a) Zu Nummer 1 a (§ 42 a Abs, 1 Satz 2) 

§ 42 a, der durch Gesetz vom 29. Dezember 
1993 (BGBl. I S. 2353) in das Arbeitsförde- 
rungsgesetz eingefügt worden ist, bedarf der 
redaktionellen Anpassung an die Insolven- 
zordnung. 

b) Zu Nummer 2 (§ 44 Abs. 2 Satz 3) 

§ 44 Abs. 2 Satz 3 AFG ist durch das Gesetz 
vom 29. Dezember 1993 gestrichen worden. 
Die redaktionelle Anpassung in Nummer 2 
muß deshalb entfallen. 

c) Zu Nummer 6 (§ 141 b) 

Die Neufassung des § 141 b ist in den Absätzen 
1 und 4 ein die Ergänzungen anzupassen, die 
durch die Gesetze vom 18. Dezember 1992 
(BGBl. I S. 2044) und vom 29. Dezember 1993 
(BGBl. I. S. 2353) vorgenommen worden 
sind. 

d) Zu Nummer 21 (§ 141 h) 

Die Verweisung auf die Insolvenz Ordnung ist 
anzupassen. 

e) Zu Nummer 24 (§ 249c Abs. 21) 

§ 249 c Abs. 21 AFG bezieht sich auf die 
Gesamtvollstreckungsordnung und wird durch 
die Aufhebung dieses Gesetzes in Artikel 2 
Nr. 6 des Entwurfs obsolet. 

42. Antrag der Fraktion der SPD für einen zusätzli- 
chen A^kel 96 a — Änderung des Kündigimgs- 

. Schutzgesetzes 

Die Fraktion der SPD hat beantragt, nach Arti- 
kel 96 folgenden Artik^ 96 a einzufügen: 

„Artikel 96 a 

Änderung des Kündigungsschutzgesetzes 

Das Kündigungsschutzgesetz in der un Bundes- 
gesetzblatt Teü III, Gliederungsnummer 800-2, 
veröffentlichten bereirügten Fassung, zuletzt ge- 
ändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 
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a) § 1 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

,(3) Eine betriebsbedingte Kündigung im 
Sinne des Absatzes 2, für die mehrere Arbeit- 
nehmer in Betracht kommen, ist auch imwirk- 
sam, wenn der Arbeitgeber die Dauer der 
Untemehmenszugehörigkeit, das Lebensalter 
imd Unterhaltspflichten des Arbeitnehmers 
nicht oder nicht ausreichend berücksichtigt 
hat; auf Verlangen des Arbeitnehmers hat der 
Arbeitgeber dem Arbeitnehmer die Gründe 
«inzugeben, die zu der getroffenen sozialen 
Auswahl geführt haben. Satz 1 gilt nicht, wenn 
betriebstechnische, wirtschaftliche oder son- 
stige berechtigte betriebliche Bedürfnisse die 
Weiterbeschäftigimg eines oder mehrerer Ar- 
beitnehmer erforderlich machen und damit der 
Auswahl nach sozialen Gesichtspunkten ent- 
gegenstehen; zu den berechtigten betriebli- 
chen Bedürfnissen zählt eine ausgewogene 
Personalstruktur. Der Arbeitnehmer hat die 
Tatsachen zu beweisen, die die Kündigung als 
sozial imgerechtfertigt im Sinne des Satzes 1 
erscheinen lassen.' 

b) Nach § 1 Abs. 3 wird folgender neuer Absatz 4 
angefügt: 

,(4) Kommt bei einer Betriebsänderung 
(§ 111 des Betriebsverfassungsgesetzes) ein 
Interessenausgleich zustande, in dem die zu 
entlassenden Arbeitnehmer namentlich be- 
zeichnet sind, so kann die soziale Auswahl der 
Arbeitnehmer, denen nach dem Zustande- 
kommen des Interessenausgleichs gekündigt 
wird, nur auf grobe Fehlerhaftigkeit nachge- 
prüft werden. Der Interessenausgleich nach 
Satz 1 ersetzt die Stellungnahme des Betriebs- 
rates nach § 17 Abs. 3 Satz 2.' 

c) In § 2 Satz 1 wird nach der Angabe 'Abs. 3 
Satz 1 und 2, ein Komma und die Angabe 
'Abs. 4, eingefügt. “ 

Zur Begründung wurde ausgeführt, für eine insol- 
venzrechtliche Sonderregelung, wie sie in § 143 a 
des Entwurfs der Insolvenzordnung getroffen 
werde, bestehe kein Bedürfnis, weil in den mei- 
sten Fällen bereits vor dem eigentlichen Insol- 
venzfall der Personalabbau beginne. Eine rasche 
Klärung der kündigungsschutzrechtlichen Frage 
der richtigen Sozialauswahl könne mit der vorge- 
sehenen Beweislastumkehr nicht erreicht wer- 
den. Vielmehr genüge es, den gerichtlichen Prü- 
fungsmaßstab festzulegen und auf Prüfungen gro- 
ber Auswahlfehler zu beschränken. 

Der Antrag ist mit den Stimmen der Koalitions- 
fraktionen abgelehnt worden. 

43. Zu Artikel 100 — Änderung des Schwerbehinder- 
tengesetzes 

a) Zu Nummer 1 (§ 18) 

Auf die in Nummer 1 des Regierungsentwurfs 
vorgesehene Einfügung eines neuen Absatzes 
1 a in § 18 Schwerbehindertengesetz hat der 
Ausschuß verzichtet. Die Anordnung einer 


Frist für die Entscheidung der Hauptfürsorge- 
stelle würde einen Eingriff in das Verwal- 
timgsverfahren der Länder darstellen (Arti- 
kel 84 Abs. 1 GG). 

b) Zu Nummer 2 (§ 19) 

Die Verweisung auf die Insolvenzordnung 
wird angepcüJt. 

44. Zu Artikel 102 — Änderung des Güterkraftver- 

kehrsgesetzes 

§ 23 und § 62 Abs. 4 Güterkraftverkehrsgesetz 
sind durch Gesetz vom 13. August 1993 (BGBl. I 
S. 1489) aufgehoben worden, so daß sich die im 
Regierungsentwurf unter den Nummern 1 und 2 
vorgesehene Anpassung dieser Vorschriften er- 
übrigt. Der Artikel beschränkt sich jetzt auf die 
Änderung des § 102b Abs. 2 Nr. 4. 

45. Zu Artikel 103 — Änderung des Bundesbahn- 

gesetzes 

Die im Regierungsentwurf vorgesehene Anpas- 
sung des Bundesbahngesetzes entfällt, da dieses 
Gesetz durch Artikel 8 § 1 Nr. 2 des Gesetzes vom 
27. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2378) aufgehoben 
worden ist. 

46. Zu Artikel 104 — Änderung des Gesetzes über 

Maßnahmen zur Aufrecht- 
erhaltung des Betriebs von 
Bahnuntemehmen des öffent- 
lichen Verkehrs 

a) Zu Nummer 2 (§ 2) 

Die in Nummer 2 vorgesehenen Änderungen 
des § 2 werden so umformuliert, daß sie ein- 
deutig das Verwaltungsverfahren der Länder 
imangetastet lassen (vgl. Artikel 84 Abs. 1 GG). 

b) Zu Nummer 3 (§ 5 Abs. 2) 

Durch die vom Ausschuß angefügte Nummer 3 
wird § 5 Abs. 2 an das Gesetz vom 27. Dezem- 
ber 1993 (BGBl. I S. 2378, 2396) angepaßt. 

c) Zu Nummer 4 (§ 6) 

§ 6 ist überholt und kann gestrichen werden. 

47. Zu Artikel 105 — Änderung des Binnenschiffsver- 

kehrsgesetzes 

Die im Regierungsentwurf vorgesehene Anpas- 
sung des Binnenschiffsverkehrsgesetzes entfällt, 
da dieses Gesetz durch Artikel 12 Nr. 1 des 
Gesetzes vom 13. August 1993 (BGBl. I S. 1489, 
1497) aufgehoben worden ist. 

48. Zu Artikel 106 — Änderung des Vermögens- 

gesetzes 

Die Nummer 1 wird dahin ergänzt, daß auch § 3 
Abs. 3 Satz 9 und § 3b Abs. 1 Satz 1 Vermögens- 
gesetz redaktionell an die Terminologie der Insol- 
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venzordnung angepaßt werden. Diese Ergänzung 
ist dadurch erforderlich geworden, daß das Ver- 
mögensgesetz durch Gesetz vom 14. Juli 1992 
(BGBl. I S. 1257) geändert worden ist. 

49. Antrag der Fraktion der SPD für einen zusätzli- 
chen Artikel 106 a — Änderung des Verbraucher- 
kreditgesetzes 

Die Fraktion der SPD hat beantragt, nach Arti- 
kel 106 folgenden Artikel 106 a einzufügen: 

„Artikel 106 a 

Änderung des Verbraucherkreditgesetzes 

Nach § 13 des Verbraucherkreditgesetzes in der 
im Bimdesgesetzblatt III, Gliedenmgsnummer 
402-6, veröffentlichten bereinigten Fassung, zu- 
letzt geändert durch . . ., wird folgender § 13 a 
eingefügt: 

.§ 13 a 
Mithaftimg 

(1) Hat sich eine Person, die im Familienver- 
band oder in Haushalts- und Wirtschaftsgemein- 
schaft mit dem Kreditnehmer lebt, als Mitschuld- 
ner oder Bürge für einen Kredit des Schuldners 
verpflichtet, ohne über ein entsprechend der 
Höhe des Kredits erhebliches Einkommen oder 
Vermögen zu verfügen, so haftet sie gegenüber 
dem Kreditgeber nur in dem Umfang, in dem sie 
selbst aus der Verpflichtimg einen unmittelbaren 
Vorteil zieht. 

(2) Absatz 1 findet auch bei einer gewerblichen 
oder beruflichen Zweckbestimmimg des Kredits 
Anwendung.'" 

Zur Begründung ist ausgeführt worden, aus Kre- 
ditsicherungszwecken sei eine Mithaftimg von 
Ehegatten, Lebensgefährten, Kindem oder sonsti- 
gen dem Schuldner nahestehenden Personen 
weit verbreitet, obwohl sie selber die Verpflich- 
tung nicht erfüllen könnten. Nach der Antwort der 
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der SPD- 
Bundestagsfreiktion zur Verschuldung privater 
Haushalte (Drucksache 12/5477) verlangten die 
Kreditinstitute bei Konsumentenkrediten, die ver- 
heirateten Kreditnehmern gewährt würden, bei 
zwei Dritteln der Verträge die Mitunterschrift des 
Ehegatten. Die besondere Schutzbedürftigkeit 
der dem Schuldner nahestehenden Personen 
ergebe sich daraus, daß sie häufig in Anspruch 
genommen würden, obwohl sie sich lediglich aus 
Gründen ihrer familiären oder anderen engen 
Beziehungen und ohne eigenen Vorteil verpflich- 
tet hätten. Eine Inanspruchnahme solle deshalb 
ausgeschlossen sein, wenn die Mithaftenden aus 
der Verbindlichkeit keinen unmittelbaren Nutzen 
zögen, weil der Kredit z. B. der Ablösung eines 
anderen vor Herstellung der Beziehung gewähr- 
ten Kredits diene oder Geschäftsschulden des 
Ehepartners betreffe. Bei Krediten, die während 
einer laufenden Lebensgemeinschaft für gemein- 
same Anschaffimgen aufgenommen würden, 
dürften die Mitverpflichteten dementsprechend 
nur in dem Umfang herangezogen werden, in 


dem sie auch an den Vorteilen der Anschaffung 
partizipierten. 

Der Antrag ist mit den Stimmen der Koalitions- 
fraktionen abgelehnt worden, unter Hinweis auf 
die zwischenzeitlich gefestigte Rechtsprechung 
des BGH zur Bürgenhaftung. 

DRITTER TEIL 

Internationales Insolvenzrecht. 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

50. Zu Artikel 106 a — Internationales Insolvenz- 
recht 

Die Vorschrift hat im Regierungsentwurf des Ein- 
führungsgesetzes zur Insolvenzordnung kein Ge- 
genstück. Sie ersetzt den Neunten Teil des Regie- 
rungsentwurfs der Insolvenzordnung, der das 
Internationale Insolvenzrecht ausführlich regelt; 
dieser Neunte Teil ist vom Ausschuß gestrichen 
worden. 

Der Rechtsausschuß geht davon aus, daß die 
laufenden Verhandlimgen in Brüssel über ein 
Konkursübereinkommen der Europäischen Ge- 
meinschaften in absehbarer Zeit erfolgreich abge- 
schlossen werden können. Nach dem gegenwär- 
tigen Stand der Verhandlungen ist damit zu 
rechnen, daß der Inhalt des künftigen Überein- 
kommens in seinen Grundzügen und vielen Ein- 
zelheiten den Vorschriften entspricht, die im 
Neunten Teil des Regierungsentwurfs der Insol- 
venzordnung enthalten sind. Unter diesen Um- 
ständen erscheint es sirmvoll, mit einer umfassen- 
den Neuregelung des deutschen Internationalen 
Insolvenzrechts bis zur Fertigstellung des Über- 
einkommens zu warten. Diese Neuregelung wird 
dann voraussichtlich in der Weise vorgenommen 
werden können, daß in das Zustimmungsgesetz 
zu dem Übereinkommen eine Regelung auf- 
genommen wird, nach der die Vorschriften des 
Übereinkommens im wesentlichen unverändert 
auch im Verhältnis zu Nichtvertragsstaaten anzu- 
wenden sind. 

Für die Zwischenzeit reicht es aus, in einem neuen 
Artikel 106 a des Einführungsgesetzes zur Insol- 
venzordnung die wesentlichen Grundsätze eines 
modernen deutschen Internationalen Insolvenz- 
rechts niederzulegen. Die Absätze 1 und 3 der 
Neuregelung entsprechen weitgehend § 22 
Abs. 1 bis 3 GesO, der wiederum auf der neuen 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs zum 
Internationalen Konkursrecht aufbaut. Nach Ab- 
satz 1 sind die Wirkungen ausländischer Insol- 
venzverfahren grundsätzlich auch im Inland 
anzuerkennen. Absatz 3 erlaubt zum Schutz der 
inländischen Interessen die Eröffnung eines Son- 
derinsolvenzverfahrens über das Inlandsvermö- 
gen, wobei — wie nach § 22 Abs. 2 GesO — ein 
Gerichtsstand überall dort gegeben ist, wo sich 
Gegenstände des Inlands Vermögens befinden. 
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Absatz 2 , der kein Vorbild in der GesamtvoUstrek- 
kungsordnung hat, enthält eine Sonderregelung 
für einen praktisch wichtigen Teilbereich des 
Internationalen Insolvenzrechts, nämlich das 
Internationale Anf echhmgsrecht. Inhaltlich lehnt 
er sich an § 382 des Regierungsentwurfs der Insol- 
venzordmmg an, nach dem eine Rechtshandlimg 
nur dann anfechtbar ist, wenn die Voraussetzun- 
gen der Insolvenzanfechtung sowohl nach dem 
Recht des Staates der Verfahrenseröffnung gege- 
ben sind als auch nach dem Recht, das für die 
Wirkimgen der Rechtshandlung maßgeblich ist. 
Um die Schwierigkeiten zu vermeiden, die sich 
aus der vollen Kumulation zweier Rechtsordmm- 
gen z. B. bei den Fragen ergeben, wie die Anfech- 
tung ausgeübt wird und welche Rechtsfolgen sie 
hat, weicht die neue Vorschrift allerdings in einem 
wichtigen Aspekt von ihrem Vorbild im Regie- 
rungsentwurf der Insolvenzordnung ab. Das 
Recht des Staates der Verfahrenseröffnimg und 
das Recht, dem die Wirkungen der Rechtshand- 
lung unterliegen, sollen nicht gleichberechtigt für 
die Anfechtung maßgeblich sein, sondern die 
Anfechtung soll sich in erster Linie nach dem 
Statut der Verfahrenseröffnung richten. Dieses 
Recht soll die Voraussetzimgen und Rechtsfolgen 
der Anfechtung bestimmen. Das Wirkimgsstatut 
wird nur ergänzend herangezogen: Um den 
Schutz des Rechtsverkehrs zu gewährleisten, soll 
nur eine Rechtshandlung anfechtbar sein, die 
auch nach dem Recht, das die Wirkungen der 
Rechtshandlung bestimmt, in irgendeiner Weise 
angegriffen werden kann. Nach dem derzeitigen 
Stand der Verhandlungen über ein Europäisches 
Konkursübereinkommen ist damit zu rechnen, 
daß die Insolvenzanfechtung in dem Überein- 
kommen in dieser Weise geregelt werden wird. 


51. Zu Artikel 107 — Anwendung des bisherigen 
Rechts 


Die Vorschrift des Regienmgsentwurfs wird dahin 
ergänzt, daß nicht nur für die Konkurs-, Ver- 
gleichs- imd Gesamtvollstreckungsverfahren 
selbst, die bei Inkrafttreten der Reform bereits 
beantragt waren, die bisher geltenden Vorschrif- 
ten maßgeblich bleiben, sondern auch für die 
Wirkungen dieser Verfahren, also deren Aus- 
strahlungen in andere Bereiche. Damit soU z. B. 
verdeutlich werden, daß für die Löschimg von 
Konkursvermerken im Gnmdbuch auch nach 
dem Inkrafttreten der Insolvenzordnimg die bis- 
herigen gesetzlichen Vorschriften anzuwenden 
sind. 


52. Zu Artikel 108 — Anwendimg des neuen 

Rechts 

Die Vorschrift ist unter Berücksichtigimg des 
Inkrafttretensdatums der Insolvenzordnung er- 
gänzt worden. 


53. Zu Artikel 108a — Finanztermingeschäfte 

§ 1 18 Abs. 2 imd 3 des Entwurfs der Insolvenzord- 
nimg in der Fassung der Beschlußempfehlung des 
Rechtsausschusses trifft eine Regelung für die 
Behandlung von Finanztermingeschäften im 
künftigen Insolvenzrecht. Im Hinblick darauf, daß 
die Insolvenzordnung nach Artikel 115 Abs. 1 des 
Entwurfs des Einführungsgesetzes erst am 1. 
Januar 1997 in Kraft treten soU und die beabsich- 
tigte Neuregelung der Finanztermingeschäfte 
dringend geboten ist, hat der Ausschuß eine 
zusätzliche Vorschrift aufgenommen, in der die 
Problematik für die Zwischenzeit bis zum Inkraft- 
treten der Reform geregelt wird. Der vom Aus- 
schuß eingefügte Artikel 108 a überträgt die 
Bestimmungen, die in § 118 Abs. 2 und 3 des 
Entwurfs der Insolvenzordnung für die Behand- 
lung von Finanztermingeschäften im künftigen 
Insolvenzverfahren vorgesehen sind, auf Kon- 
kurs-, Vergleichs- und Gesamtvollstreckungsver- 
fahren nach geltendem Recht. 

54. Zu den Artikeln 109 — Pfändung von Bezügen — 

und 110 — Insolvenzan- 
fechtung 

Die Vorschriften sind unter Berücksichtigung des 
Inkrafttretensdatums der Insolvenzordnung er- 
gänzt worden. 

55. Zu Artikel 110 a — Restschuldbefreiung 

Durch die vom Ausschuß eingefügte Vorschrift 
soll vermieden werden, daß durch das Hinaus- 
schieben des Inkrafttretens der Insolvenzordnung 
(vgl. Artikel 115 Abs. 1 der Beschlußempfehlung) 
redliche Schuldner unzumutbar lange auf eine 
Restschuldbefreiung warten müssen. Wer schon 
zwei Jahre vor Inkrafttreten der Insolvenzord- 
nung zahlungsunfähig ist, kann zwar den Antrag 
auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens erst nach 
dem Inkrafttreten stellen, braucht aber dann im 
Verfahren zur Erlangung der Restschuldbefrei- 
ung nur fünf Jahre lang, nicht sieben Jahre lang, 
sein pfändbares Einkommen den Gläubigem 
zufließen zu lassen. Parallel zur Verkürzung der 
Sieben- Jahres -Frist auf fünf Jahre werden die 
Drei-Jahres-Fristen in § 132 Abs. 1 des Entwurfs 
der Insolvenzordnung und in Artikel 109 des 
Entwurfs des Einführungsgesetzes für die Un- 
wirksamkeit von Abtretungen und Pfändungen 
der laufenden Bezüge auf zwei Jahre verkürzt. 

56. Zu Artikel 111 — Fortbestand der VoUstreckimgs- 

beschränkung 

In der Vorschrift des Regienmgsentwurfs ist das 
Inkrafttretensdatum der Insolvenzordnung er- 
gänzt worden. 

57. Zu Artikel 112 — Kündigung von Versicherungs- 

verhältnissen 

Die Vorschrift des Regierungsentwurfs enthält 
eine Obergangsregelung zur Aufhebung des § 14 
Versichenmgsvertragsgesetz. Da in der Beschluß- 
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empfehlung des Ausschusses von dieser Auf- 
hebung abgesehen wird (vgl. Artikel 92 Nr. 2 des 
Entwurfs), muß diese Übergangsvorschrift entfal- 
len. 

58, Zu Artikel 113 — Betriebliche Alterversorgung 

Die Vorschrift entfällt. Sie wird durch die inhalt- 
lich übereinstimmende Regelung in Artikel 94 
Nr. 7 des Entwurfs ersetzt (neuer § 31 Betr- 
AvG), 

59. Zu Artikel 115 — Inkrafttreten 

Der Ausschuß hat nach gründlicher Erörterung in 
Artikel 115 Abs. 1 des Entwurfs vorgesehen, daß 
die Insolvenzordnimg erst zum 1. Januar 1997 in 
Kraft treten wird. Der Zeitraum zwischen Verkün- 
dung und Inkrafttreten, der nach der Stellung- 
nahme des Bundesrates mindestens ein Jahr sein 
sollte (Drucksache 12/3803, S. 130 — bei Nummer 
38 — ) , wird erheblich verlängert, um den während 
der Beratungen des Ausschusses wiederholt 
geäußerten Bedenken der Länder entgegenzu- 
kommen und den Landesjustizverwaltungen aus- 
reichend Zeit zu geben, sich auf die zusätzlichen 
Belastungen der Insolvenzgerichte insbesondere 
durch Verbraucherinsolvenzverfahren einzustel- 
len. 

Absatz 2, der die Verordnungsermächtigimg für 
das Bundesministerium der Justiz und die 
Ermächtigungen der Länder zu ergänzenden 
Bestimmungen vorzeitig in Kraft setzt, wird an die 
Beschlüsse des Ausschusses zur Änderung der 
Insolvenzordnung angepaßt. 

Absatz 3 nennt weitere Bestimmimgen, die ohne 
Übergangsfrist in Kraft gesetzt werden sollen. So 
soll der Entlastimgseffekt für die Registergerichte 
durch die in Artikel 2 Nr. 8 des Entwurfs vorgese- 
hene Verfahrensvereinfachimg (Wegfall der 
Amtslöschung von Gesellschaften, die ihre Publi- 
zitätsverpflichtungen nicht erfüllen) sofort eintre- 
ten (vgl. den Vorschlag des Bundesrates, dem die 
Bundesregierung zugestimmt hat, Drucksache 
12/3803, S. 123, 133 — jeweils bei Nummer 8 — ). 
Vorzeitig in Kraft zu setzen sind weiter: 


— die Verlängerungen des Gesetzes über den 
Sozialplan im Konkurs- und Vergleichsverfah- 
ren (Artikel 21 a) und der Aussetzung des 
§ 613 a BGB in Gesamtvollstrekkimgsverf äh- 
ren (Artikel 30 Nr. 3) bis zum Inkrafttreten der 
Insolvenzrechtsreform; 

— die Beseitigung einer möglichen Unklarheit 
der Rechtslage im Beitrittsgebiet auf dem 
Gebiet des Grundbuchrechts (Artikel 22 a 
Nr. 2); 

— die Vorschriften über die vereinfachte Kapital- 
herabsetzung bei der Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung, die imabhängig von der 
Insolvenzrechtsreform in Kraft treten können 
(Artikel 46 Nr. 4); 

— die Anerkenmmg ausländischer Konkursvor- 
rechte an Sondermassen nach dem Gesetz 
über die Pfandbriefe und verwandten Schuld- 
verschreibungen öffentlich-rechtlicher Kredit- 
anstalten (Artikel 52 Nr. 4), nach dem Hy- 
pothekenbankgesetz (Artikel 89 Nr, 1 Buch- 
stabe e) und nach dem Versicherungsauf- 
sichtsgesetz (Artikel 91 Nr. 8 Buchstabe d) 
sowie die Anpassung anderer Vorschriften des 
Hypothekenbankgesetzes an das Inkrafttreten 
des Abkommens über den Europäischen Wirt- 
schaftsraum (Artikel 89 Nr. 0); 

— die Übergangsregelung für Finanzterminge- 
schäfte für die Zeit bis zum Inkrafttreten der 
Insolvenzrechtsreform (Artikel 108 a). 

Soweit in einzelnen Bestimmungen dieser vor der 
Insolvenzordnung in Kraft tretenden Teile der 
Reform von „Insolvenzverfahren" die Rede ist 
(vgl. etwa § 58 d Abs. 2 Satz 3 GmbH-Gesetz in der 
Fassung des Artikels 46 Nr. 4 des Entwurfs; § 35 
Abs. 5 Hypothekenbankgesetz in der Fassung des 
Artikels 89 Nr. 1 Buchstabe e des Entwurfs), sind 
unter dieser Bezeichnung bis zum Inkrafttreten 
der Insolvenzordnung das Konkursverfahren, das 
Vergleichsverfahren und das Gescimtvollstrek- 
kungsverfahren des geltenden Rechts zu verste- 
hen. 


Bonn, dem 13. April 1994 


Hermann Bachmaier Joachim Gres Detlef Kleinert (Hannover) Dr. Eckhart Pick 
Dr. Wollgang Frhr. von Stetten 

Berichterstatter 


119 




Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53113 Bonn 

Vertrieb; Bundesanzeiger Veriagsgeseilschaft mbH, Postfach 13 20, 53003 Bonn, Teiefon: 02 28/3 82 08 40, 1“« 

ISSN 0722-8333 


